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I.  Ziele, Zwecke und wesentliche Auswirkungen des Bebauungsplans 
 
1. Abgrenzung des Plangebiets 
Das ca. 6 ha große Plangebiet liegt im Stadtbezirk Vaihingen in den Stadtteilen Wall-
graben-West und Rohr und ist im Westen von der Liebknechtstraße und im Norden 
durch die Heßbrühlstraße begrenzt, im Osten und Süden von den angrenzenden 
Wegen (Flst.1464 und 1527, 1450, 1452).      
 
2. Heutige Nutzung 
Die Flurstücke 1521 und 1521/1 werden für den Vereinssport genutzt und befinden 
sich im Eigentum der Allianz. Die Fläche ist größtenteils versiegelt. Auf ihr befinden 
sich Gebäude (u. a. Sporthalle, Sportheim mit Hausmeisterwohnung und Unterkünf-
ten, Clubheim mit Gaststätte, Schießstand), mehrere Sportplätze (7 Tennisfelder, 2 
Fußballplätze (davon ein Kunstrasenplatz), 400 m Leichtathletik Laufbahn 3 Beach-
volleyballfelder) sowie oberirdische Stellplätze.  
 
Alle anderen Grundstücke im Geltungsbereich sind im städtischen Eigentum. Die 
Gebäude Liebknechtstraße 39, 41, 43 und 45 (Flst. 1522) wurden von der SWSG im 
Erbbaurecht als Wohngebäude genutzt. Für alle Mieter konnten zwischenzeitlich Er-
satzwohnungen gefunden werden. Anfang 2020 ist der Abbruch der Gebäude vorge-
sehen. Das Erbbaurecht wurde zwischenzeitlich aufgehoben. Die Flurstücke 1523 
und 1523/1 sind als städtische Baubetriebsstelle des Tiefbauamts bzw. Betriebs-
stelle des Eigenbetriebs Abfallwirtschaft Stuttgart AWS in Gebrauch. Die übrigen 
Flurstücke sind öffentliche Verkehrsflächen. 
 
Im Geltungsbereich sind zahlreiche Bäume vorhanden, darunter die besonders er-
haltenswerte Eiche im Bereich der heutigen Stellplätze auf dem Flst. 1521/1. Im süd-
lichen Teil des Planbereichs verläuft der verdolte Schwarzbach in West-Ost-Rich-
tung im Bereich der bestehenden Wegeverbindung. Der Planbereich weist ein leich-
tes Gefälle von der nordwestlichen Ecke des Geltungsbereichs (434,0 m ü. NN) zur 
südöstlichen Ecke (427,0 m ü. NN) auf. 
 
Der Geltungsbereich grenzt im Westen an das Betriebsgelände der Firma Friedrich 
Scharr KG (Liebknechtstraße 50) an. In unmittelbarer Nähe des Geltungsbereichs 
befindet sich der Nahverkehrsknotenpunkt Bahnhof Vaihingen.  
 
Östlich des Feldwegs Flst.1464 und damit außerhalb des Geltungsbereichs liegt die 
heute brachliegende Fläche (städtisches Flurstück 1463), auf der ehemals die Sport-
insel (Sporthallengebäude) stand. Die östlich daran angrenzenden Flächen sind als 
Sportflächen bzw. als Schrebergärten genutzt.  
 
Nordöstlich des Geltungsbereichs im Bereich der Dogger-/Saunastraße befindet sich 
ein Mischgebiet. Eine Kindertagesstätte in der Heßbrühlstraße 36 (Gemeinbedarfs-
fläche) in unmittelbarer Nähe zum Geltungsbereich wurde zwischenzeitlich errichtet. 
 
3. Grund für die Aufstellung des Bebauungsplans 
Die Allianz Deutschland AG, einer der weltweit größten Versicherungskonzerne, 
plant, ihre beiden bisherigen Betriebsstätten in der Stuttgarter Innenstadt in der Uh-
land- und Reinsburgstraße aufzugeben und stattdessen eine Neubebauung (Büroge-
bäude mit integrierter Sporthalle) ggf. in 2 Bauabschnitten auf dem Grundstück an 
der Heßbrühlstraße im Stadtbezirk Vaihingen zu realisieren.  
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Der Verbleib des Konzerns in Stuttgart wird von der Landeshauptstadt befürwortet.  
 
Die Grundstücke an der Heßbrühlstraße, die bisher als Sportfläche genutzt werden, 
grenzen unmittelbar an das größte Stuttgarter Gewerbegebiet Wallgraben (Synergie-
Park) und bieten sich deshalb für die geplante Nutzung an. Die äußerst verkehrs-
günstige Lage direkt am ÖPNV-Knotenpunkt und künftigen Regionalbahnhalt Vaihin-
gen bietet optimale Bedingungen für die Ansiedlung von ca. 4 500 Mitarbeitern. 
 
Nach dem geltenden Planungsrecht ist diese Neubebauung nicht zulässig, deshalb 
muss der Bebauungsplan aufgestellt werden. 
 
Die Festsetzungen des aufzustellenden Bebauungsplans sollen so getroffen werden, 
dass sich die Neubebauung städtebaulich, freiraumplanerisch und klimatisch so ver-
träglich wie möglich in die vorhandene Umgebung einfügt. In diesem Sinne sollen 
sich die Gebäudehöhen von Norden nach Süden abstufen und ein ausreichend brei-
ter Pflanzstreifen entlang der heutigen Wegeverbindung im Süden des Geltungsbe-
reichs hergestellt werden. Damit ist die Realisierung der wichtigen Grünvernetzung 
im Schwarzbachtal möglich, in Teilen sogar qualitativ und gestalterisch aufgewertet. 
Der Geltungsbereich soll für die Öffentlichkeit zugänglich sein, vor allem der Pflanz-
streifen im Süden. Durch die Festsetzung einer mit Geh- und Fahrrechte für Radfah-
rer zu belastende Fläche soll eine Verbesserung der Fußgänger- und Radfahrerver-
kehre erreicht werden. 
 
Teilflächen der heute städtischen Grundstücke entlang der Liebknechtstraße sollen 
an die Allianz veräußert werden. 
 
4. Geltendes Recht und andere Planungen  
Regionalplan  
Im aktuellen Regionalplan des Verbands Region Stuttgart (rechtsverbindlich seit 
12. November 2010) werden für den zu überplanenden Bereich keine Festlegungen 
getroffen. Die Siedlungsstruktur ist nachrichtlich als Siedlungsfläche Wohnen und 
Mischgebiet im Regionalplan dargestellt. 
 
Flächennutzungsplan 
Der wirksame Flächennutzungsplan (FNP) der Stadt Stuttgart stellt für den Geltungs-
bereich des Bebauungsplans Grünfläche mit Zweckbestimmung Sportfläche und Ge-
werbliche Baufläche entlang der Liebknechtstraße dar.  
 
Da die aktuelle Darstellung des Flächennutzungsplans einer Realisierung der Pla-
nungsziele entgegensteht, wird der FNP im Parallelverfahren geändert (FNP-Ände-
rung Nr. 63 Heßbrühlstraße). Vorgesehen ist die Darstellung einer Gemischten Bau-
fläche Verwaltung (Umnutzung) und an der südlichen Grenze des Geltungsbereichs 
Grünfläche Landschaftspark, Parkanlage (Planung). Durch die Darstellung Grünflä-
che Landschaftspark, Parkanlage (Planung) wird den klimatischen und landschafts-
planerischen Aspekten Rechnung getragen. Die Wegebeziehung durch das 
Schwarzbachtal, eine Grünvernetzung, welche die östlich und westlich von Vaihin-
gen liegenden Freiräume miteinander verbindet, soll so gesichert werden. 
 
Um den Belangen des angrenzend vorhandenen Störfallbetriebes Rechnung zu tra-
gen, wird entlang der Liebknechtstraße darüber hinaus ein entsprechend breiter 
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Streifen als Fläche für Nutzungsbeschränkungen oder für Vorkehrungen zum Schutz 
gegen schädliche Umwelteinwirkungen dargestellt. 
 
Landschaftsplan 
Im Landschaftsplan ist der Bereich entlang der Liebknechtstraße als bebautes Ge-
biet mit klimatisch-lufthygienischen Nachteilen dargestellt, die restlichen Flächen als 
Grünfläche mit Zweckbestimmung Sport. Im Umfeld sind Rad- und Wanderwege 
dargestellt. Der Landschaftsplan wird nach dem FNP Änderungsbeschluss entspre-
chend angepasst. 
 
Strukturplan Vaihingen 
Für den Stadtbezirk Vaihingen wurde der Entwurf für einen Struktur- und Rahmen-
plan erarbeitet. Der Teil zum Strukturplan umfasst den gesamten besiedelten Be-
reich des Stadtbezirks Vaihingen. In diesem wird unter anderem ausgesagt, dass 
der Bereich Schwarzbachtal Potenzial für eine Aufwertung und Vernetzung der be-
stehenden Grünstrukturen bietet. Zudem wurde entlang der Liebknechtstraße die 
Verbindung der vorhandenen Grünstrukturen im Siedlungsbereich als möglich und 
notwendig festgestellt. 
 
Am 16. März 2015 wurde im Strukturausschuss des Bezirksbeirates Vaihingen der 
Entwurf des Strukturplans Vaihingen vom Büro Wick und Partner vorgestellt. Dieser 
Entwurf soll aufgrund der aktuellen neuen Entwicklungen in Vaihingen (z. B. Eier-
mann-Areal, Allianz) entsprechend überarbeitet, anschließend erneut in den zustän-
digen Gremien vorgestellt und im Anschluss als Broschüre aufgelegt werden. Ent-
sprechende Haushaltsmittel für die Überarbeitung des Struktur- und Rahmenplans 
sind im Doppelhaushalt 2020/2021 beantragt und bewilligt worden. 
 
Einzelhandelskonzeption 
Das Bebauungsplangebiet liegt außerhalb der im fortgeschriebenen Konzept „Einzel-
handel und Zentren“ (Einzelhandels- und Zentrenkonzept Stuttgart GRDrs 222/2008) 
dargelegten Zentren für Vaihingen.  
 
Vergnügungsstättenkonzeption 
Auf der Grundlage der neuen gesamtstädtischen Vergnügungsstättenkonzeption 
(GRDrs 670/2011), die am 27. März 2012 vom damaligen Ausschuss für Umwelt und 
Technik (heute Ausschuss für Stadtentwicklung und Technik) beschlossen wurde, 
soll die Zulässigkeit von Vergnügungsstätten neu geregelt werden. Die Ansiedlung 
von Vergnügungsstätten, insbesondere Spielhallen und Wettbüros, soll neu ausge-
richtet und gesteuert werden. Ziel und Inhalte dieser Konzeption werden in verbindli-
ches Planungsrecht übergeführt, um künftig unerwünschte Entwicklungen zu vermei-
den (siehe auch Bebauungsplan Vergnügungsstätten und andere Einrichtungen (Vai 
267) im Stadtbezirk Vaihingen). 
 
Das Plangebiet befindet sich außerhalb des vorgesehenen Zulässigkeitsbereichs für 
Vergnügungsstätten im Stadtbezirk Vaihingen, der nördlich der Hauptstraße ange-
siedelt ist.  
 
Entsprechend der Vergnügungsstättenkonzeption sollen Vergnügungsstätten und 
andere Einrichtungen wie Bordelle, bordellartige Nutzungen sowie Wettbüros, die als 
Gewerbebetriebe einzustufen sind, im gesamten Geltungsbereich durch die Festset-
zung von entsprechend eingeschränkten Gewerbegebieten ausgeschlossen werden. 
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Rechtsverbindliche Bebauungspläne 
- Bebauungsplan Liebknecht-/Robert-Koch-Straße 2011/4 
Entlang der Liebknechtstraße gilt der Bebauungsplan Liebknecht-/Robert-Koch-
Straße 2011/4, der für die Grundstücke 1522, 1523 und 1523/1 ein Gewerbegebiet 
mit einer GRZ von 0,5 und einer GFZ von 1,2 sowie Pflanzstreifen entlang der Ver-
kehrsflächen festsetzt. Für die bestehenden Wohnnutzungen im Bereich der Lieb-
knechtstraße 39 bis 45 (SWSG-Wohnungen), die innerhalb des festgesetzten Ge-
werbegebiets liegen, sind geringfügige Erweiterungen (untergeordnete Bauteile im 
Sinne der LBO z. B. Balkone) und Änderungen (Umbau innerhalb des bestehenden 
Gebäudes) rechtmäßig erstellter Wohngebäude in Sinne eines erweiterten Be-
standsschutzes zulässig.  
 
- Bebauungspläne Am Wallgraben-West II 2012/7 und Am Wallgraben-West 

1992/9  
Für die Heßbrühlstraße gelten die Bebauungspläne Am Wallgraben-West II 2012/7 
und Am Wallgraben-West 1992/9, die für diese Fläche Verkehrsfläche festsetzen. 
 
- Bebauungsplan Sportgelände Schwarzbachtal Vaihingen 1994/19 
Für die bisher als Sportplatz genutzten Flurstücke 1521 und 1521/1 gilt der Bebau-
ungsplan Sportgelände Schwarzbachtal Vaihingen 1994/19, der für diesen Bereich 
private Grünfläche, Sport-, Tennis- und Spielanlagen mit Zweckbauten mit einer GR 
(Grundfläche) von max. 6 400 m² in einem definierten Baufenster entlang der Heß-
brühlstraße sowie Pflanzstreifen entlang der Heßbrühlstraße und der östlichen 
Wegeverbindung festsetzt. Die südlich und östlich angrenzenden Wegebeziehungen 
im Geltungsbereich sind als Geh- und Radwege bzw. als Verkehrsgrünflächen fest-
gesetzt.  
 
In Aufstellung befindliche Bebauungspläne 
- Bebauungsplan Vergnügungsstätten und andere Einrichtungen (Vai 267) 
Für den gesamten Stadtbezirk Vaihingen wurde am 23. April 2013 der Aufstellungs-
beschluss des Bebauungsplans Vergnügungsstätten und andere Einrichtungen (Vai 
267) im Stadtbezirk Vaihingen, GRDrs 130/2013, zur Umsetzung der gesamtstädti-
schen Vergnügungsstättenkonzeption (siehe oben) gefasst. Der Auslegungsbe-
schluss wird derzeit vorbereitet. 
Durch den Ausschluss von Vergnügungsstätten des Spiel-, Erotik- und Sexgewerbes 
sollen im Wesentlichen alle Regelungsinhalte der bisherigen Vergnügungsstättensat-
zung (Textbebauungsplan 1989/18 Vergnügungseinrichtungen und andere (Vai 
208)) abgedeckt werden. Auch Bordelle und bordellartige Betriebe sowie Wettbüros, 
die nicht unter die Vergnügungsstättendefinition fallen, sollen im gesamten Geltungs-
bereich des Bebauungsplans Vai 282 nicht zugelassen werden. Die bisher geltende 
Vergnügungsstättensatzung Vaihingen 1989/18 soll durch den neuen Bebauungs-
plan Vergnügungsstätten und andere Einrichtungen aufgehoben werden. 
 
- Bebauungsplan Robert-Koch-Straße 89 (Vai 286) 
Am 19. Dezember 2017 wurde der Aufstellungsbeschluss für das Bebauungsplan-
verfahren Robert-Koch-Straße 89 gefasst. Ziel dieses Bebauungsplanverfahrens ist 
die Verlagerung des Betriebshofs des Tiefbauamts/Eigenbetriebs Stadtentwässe-
rung, der derzeit auf dem Grundstück Liebknechtstr. 47 (Flst. Nr. 1523) unterge-
bracht ist, auf das stadteigene Grundstück Robert-Koch-Straße 89 (Flst. Nr. 986). 
Der Auslegungsbeschluss wurde am 23. Juli 2019 gefasst, die öffentliche Auslegung 
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fand vom 23. August bis zum 30. September 2019 statt. Der Satzungsbeschluss 
wurde am 19. Dezember 2019 vom Gemeinderat gefasst. 
 
- Bebauungsplan Bruno-Jacoby-Weg (AWS) im Stadtbezirk Degerloch (De 119) 
Am 25. Juli 2017 wurde der Aufstellungsbeschluss für das Bebauungsplanverfahren 
Bruno-Jacoby-Weg (AWS) gefasst. Ziel dieses Bebauungsplanverfahren ist es, den 
Betriebshof des Eigenbetriebs Abfallwirtschaft Stuttgart (AWS) vom Grundstück 
Liebknechtstr. 45/1 (Flst. Nr. 1523/1) auf das Grundstück der heutigen Feuerwache 
5 am Bruno-Jacoby-Weg zu verlagern. Derzeit wird der Auslegungsbeschluss vorbe-
reitet. Interimsweise soll die AWS auf das ehemalige aurelis-Areal östlich des Vaihin-
ger Bahnhofs verlagert werden. Diese Fläche ist zwischenzeitlich im Eigentum der 
Stadt.  
 
Denkmal 
Im Geltungsbereich befinden sich keine Denkmale. Außerhalb des  
Geltungsbereichs ist die Gäubahn als Technisches Kulturdenkmal und als Sachge-
samtheit nach § 2 DSchG aufgelistet. 
 
Lärmaktionsplan  
Die Umgebungslärmrichtlinie bzw. das Gesetz zur Umsetzung der entsprechenden 
EU-Richtlinie in nationales Recht verpflichten die Gemeinden, alle 5 Jahre eine 
Lärmkartierung und darauf aufbauend einen Lärmaktionsplan für Hauptlärmquellen 
aufzustellen. Hauptlärmquellen sind vor allem Hauptverkehrsstraßen und Hauptei-
senbahnstrecken. Großstädte müssen darüber hinaus sonstige Straßen, Stadtbahn- 
oder Straßenbahnstrecken sowie bestimmte Hafen- und Industrieanlagen erfassen, 
soweit sie erheblichen Umgebungslärm hervorrufen. Die Stadt Stuttgart hat sonstige 
Straßen mit einem Verkehrsaufkommen von über 4 000 Kfz/Tag in die Lärmkartie-
rung aufgenommen.  
 
Bei bedeutsamen Entwicklungen für die Lärmsituation, ansonsten alle fünf Jahre 
nach dem Zeitpunkt ihrer Aufstellung, werden die Lärmkartierung sowie die -aktions-
pläne überprüft und erforderlichenfalls überarbeitet. Nach der EU-Umgebungslärm-
richtlinie bzw. § 47c BImSchG (Bundes-Immissionsschutzgesetz) muss alle fünf 
Jahre als erster Schritt der Lärmaktionsplanung die bestehende Belastung durch 
Umgebungslärm erfasst und in Lärmkarten dargestellt werden. Nach den Kartierun-
gen 2007 und 2012 ist die Lärmkartierung 2017 nunmehr die dritte für Stuttgart.  Die 
zweite Fortschreibung wurde dem damaligen Ausschuss für Umwelt und Technik 
(heute Ausschuss für Stadtentwicklung und Technik) am 18. September 2018 vorge-
stellt. Die Verwaltung wurde beauftragt, die Maßnahmen, die im Einflussbereich der 
Verwaltung liegen, im Rahmen der finanziellen Möglichkeiten umzusetzen; an die 
externen Institutionen wurde appelliert, die in ihre Zuständigkeit fallenden Maßnah-
men im Sinne des Lärmaktionsplans möglichst bald umzusetzen.  
 
Luftreinhalte-/Aktionsplan  
Ziel des Luftreinhalte-/Aktionsplans ist die Verbesserung der Luftqualität in Stuttgart. 
Er ist am 1. Januar 2006 in Kraft getreten und wurde bereits mehrfach fortgeschrie-
ben. Für Stuttgart sieht die Luftreinhalteplanung umfangreiche Maßnahmen vor, wie 
beispielsweise das Lkw-Durchfahrtsverbot, die Einführung der Umweltzone und die 
Plakettenpflicht für Kraftfahrzeuge verbunden mit Fahrverboten für Fahrzeuge mit 
hohem Schadstoffausstoß, weitere Verkehrsverbote in der Umweltzone sowie stre-
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ckenbezogen für Kraftfahrzeuge mit Dieselmotoren unterhalb bestimmter Abgasnor-
men, Geschwindigkeitsreduzierungen u.a. auf 40 Kilometer pro Stunde auf ausge-
wählten Steigungsstrecken, allen Vorbehaltsstraßen im Talkessel Stuttgart und auf 
stark befahrenen Streckenabschnitten im Stadtgebiet, den Ausbau des Stadtbahn-
netzes sowie der Taktungen, die Einführung von Schnellbuslinien, die Reform des 
VVS-Tarifzonensystems und die Einführung des BW-Tarifs, das Parkraummanage-
ment, Filtersäulen und weitere innovative Maßnahmen, die Förderung von Elektro-
mobilität, Radverkehr etc. und die Umrüstung des städtischen Fuhrparks auf schad-
stoffarme Fahrzeuge. 
 
Störfallbetriebe gem. Art. 13 der Seveso III-Richtlinie 
Auf dem Betriebsgelände der Firma Friedrich Scharr KG (Liebknechtstraße 50), das 
westlich an den Geltungsbereich angrenzt, befindet sich eine Flüssiggasanlage, eine 
Heizöllageranlage sowie ein Lager für Chemikalien. Insgesamt handelt es sich hier-
bei um einen Betriebsbereich mit erweiterten Pflichten nach der Störfallverordnung 
(StörfallV). Im Rahmen der Bauleitplanung sind gem. Art. 13 der Seveso III-Richtlinie 
(umgesetzt durch § 50 BImSchG) angemessene Abstände zwischen vorhandenen 
Betriebsbereichen nach der Störfall-Verordnung und neu geplanten Gebieten, die 
schutzbedürftig sind oder in denen schutzbedürftige Objekte liegen, einzuhalten.  
 
Gemäß § 50 Satz 1 BImSchG sind bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnah-
men die für eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Flächen einander so zuzuord-
nen, dass schädliche Umwelteinwirkungen und von schweren Unfällen im Sinne des 
Artikels 3 Nummer 13 der Richtlinie 2012/18/EU in Betriebsbereichen hervorgeru-
fene Auswirkungen, auf die ausschließlich oder überwiegend dem Wohnen dienen-
den Gebiete sowie auf sonstige schutzbedürftige Gebiete, insbesondere öffentlich 
genutzte Gebiete, wichtige Verkehrswege, Freizeitgebiete und unter dem Gesichts-
punkt des Naturschutzes besonders wertvolle oder besonders empfindliche Gebiete 
und öffentlich genutzte Gebäude so weit wie möglich vermieden werden. 
 
Schutzbedürftige Gebiete bzw. Objekte sind nach Aussage der Fachbehörde (Regie-
rungspräsidium Stuttgart) u. a. Gebiete, in denen überwiegend gewohnt wird, die öf-
fentlich genutzt werden wie Örtlichkeiten mit Publikumsverkehr, Freizeitgebiete/öf-
fentlich zugängliche Grünflächen oder wichtige Verkehrswege. Bestandsgebiete und 
rechtmäßig erstellte Bestandsgebäude sind vom einzuhaltenden Abstand nicht be-
troffen. Gewerbebetriebe ohne Publikumsverkehr sind in diesem Zusammenhang 
nicht als „schutzbedürftige Objekte“ anzusehen.  
 
Welcher Abstand angemessen ist, ist weder im Europäischen Unionsrecht noch im 
nationalen Recht geregelt. Es obliegt den zuständigen Behörden, die angemessenen 
Abstände im Einzelfall anhand aller relevanten störfallspezifischen Faktoren festzule-
gen. Der Leitfaden „Empfehlungen für Abstände zwischen Betriebsbereichen nach 
der Störfall-Verordnung und schutzbedürftigen Gebieten im Rahmen der Bauleitpla-
nung - Umsetzung § 50 BImSchG der Kommission für Anlagensicherheit (KAS-18)“ 
enthält neben konkreten Vorgaben zur technischen Ermittlung des angemessenen 
Abstands auch für einzelne Gefahrstoffe festgelegte pauschale Achtungsabstände, 
die zunächst als Anhaltspunkt dienen können, ob ein Vorhaben innerhalb des ange-
messenen Abstands zu einem Betriebsbereich nach der Störfall-Verordnung liegen 
könnte. Der angemessene Abstand wird unter Berücksichtigung der konkreten topo-
grafischen, meteorologischen und betrieblichen Verhältnisse vor Ort ermittelt und 
führt zumeist zu kleineren Abständen.  
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Auf dem Betriebsgelände der Firma Friedrich Scharr KG bestehen mehrere störfall-
relevante Anlagenteile: die Flüssiggaslagerung (Liebknechtstraße 50/3), die Heizöl-
lagerung (Liebknechtstraße 40/1-3) sowie ein Chemikalienlager (Liebknechtstraße 
46/1). Für die Flüssiggaslagerung ist ein pauschaler Achtungsabstand von 126 m, 
für die Heizöllagerung ein im Auftrag der Landeshauptstadt Stuttgart gutachterlich 
berechneter angemessener Abstand von 48,8 m zugrunde zu legen. In Richtung des 
Planungsgebiets ist jedoch das Chemikalienlager (Liebknechtstraße 46/1) besonders 
relevant. Für einen der dort gelagerten Stoffe, Methanol, gibt es nach KAS-18 einen 
pauschalen Achtungsabstand von 129 m. Für weitere dort gelagerte Stoffe existier-
ten bislang weder pauschale noch berechnete Abstände. Der Geltungsbereich befin-
det sich teilweise innerhalb des Achtungsabstandes für Methanol. 
 
Aus diesem Grund wurde im Dezember 2016 eine Auswirkungsbetrachtung und gut-
achterliche Abstandsfestlegung von einem Sachverständigen erstellt. Auf dieser Ba-
sis wurden in Abstimmung mit dem Regierungspräsidium Stuttgart im Frühjahr 2018 
und somit auf der Grundlage der aktuellen Störfallverordnung (Seveso III-Richtlinie) 
folgende Feststellungen getroffen: 
 
- Eine grundsätzlich vorliegende Gefährdung durch das Chemikalienlager und 

durch das Heizöllager ist zu beachten. Für das Heizöllager wurde im Auftrag der 
Stadt Stuttgart in einem Einzelfall-Gutachten vom Oktober 2012 der RAD Sys-
tems GmbH ein angemessener Abstand von 48,8 m berechnet. 

 
- Unter Berücksichtigung der derzeitigen Gefährdung und des Entwicklungspotenti-

als für die Firma Friedrich Scharr KG wurde eine angemessene Abstandslinie de-
finiert, die sich mindestens 70 m von der östlichen Grenze des Betriebsgeländes 
der Firma Friedrich Scharr KG befindet. Damit ist auch der Achtungsabstand von 
126 m von der Flüssiggasanlage im südöstlichen Bereich des Geländes der 
Firma Friedrich Scharr KG mit abgedeckt. 

 
In diesem Abstand von mindestens 70 m von der östlichen Grundstücksgrenze sind 
insbesondere öffentlich genutzte Gebiete, wichtige Verkehrswege, Freizeitgebiete 
und öffentlich genutzte Gebäude so weit wie möglich zu vermeiden. Um diesen Be-
langen Rechnung zu tragen, wurde im FNP entlang der Liebknechtstraße ein ent-
sprechend breiter Streifen als Fläche für Nutzungsbeschränkungen oder für Vorkeh-
rungen zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen dargestellt. Darauf auf-
bauend wird eine Gliederung nach der Art der baulichen Nutzung des neu festzuset-
zenden Gewerbegebiets im Bebauungsplan vorgenommen. 
 
Der externe Notfallplan für die Firma Friedrich Scharr KG wird von der Branddirek-
tion als untere Katastrophenschutzbehörde aufgrund der durch die Bebauungs-
planänderung ermöglichten erhöhten Anzahl von zu evakuierenden Personen geän-
dert.  
 
Quellen- und Wasserschutzgebiet 
Der Geltungsbereich liegt außerhalb von Quellenschutzgebieten, von Heil- und Mi-
neralquellen sowie außerhalb eines Wasserschutzgebiets. 
 
Verkehrsstrukturplan Vaihingen und SynergiePark Vaihingen-Möhringen  
Siehe 8. Erschließung 
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5. Städtebauliche Ziele und planungsrechtliche Festsetzungen 
5.1 Nicht offenes 2-stufiges kooperatives Planungsverfahren 
Wettbewerbsverfahren 
Die Allianz Deutschland AG hat ab März 2017 ein nicht offenes 2-stufiges kooperati-
ves Planungsverfahren mit 10 Teilnehmern durchgeführt. Ein entsprechender Unter-
ausschuss des damaligen Ausschusses für Umwelt und Technik (heute Ausschuss 
für Stadtentwicklung und Technik) zur Teilnahme an der Jury wurde am 14. März 
2017 gebildet. In der Stufe 1 wurde die städtebauliche Konzeption ausgearbeitet, am 
28. April 2017 wurden die Ergebnisse in einer Zwischenpräsentation der Jury vorge-
stellt, danach wurden die Entwürfe in der Stufe 2 konkretisiert. Das Preisgericht hat 
am 21. Juli 2017 den Entwurf des Büros Gerber Architekten als Träger des 1. Prei-
ses ausgewählt. 
 
Bei der Vorstellung des Siegerentwurfes im damaligen Ausschuss für Umwelt und 
Technik (heute Ausschuss für Stadtentwicklung und Technik) am 10. Oktober 2017 
wurden Anregungen und Änderungswünsche vorgebracht, die von der Allianz größ-
tenteils eingearbeitet wurden, z. B.: 

• Kürzung des Gebäudes an der Liebknechtstraße aus klimatischen Gründen 
im südlichen Bereich 

• Verschiebung der TG-Zufahrten nach Norden bzw. Osten  
• Reduzierung der Anzahl der Verbindungsbrücken und deren Geschossigkeit 
• Verringerung der Unterbauung der Pflanzstreifen  

(Darstellung Wettbewerb - Überarbeitung siehe Anlage zur Begründung) 
 
Der überarbeitete Siegerentwurf vom August 2018 war die Grundlage für das vorlie-
gende Bebauungsplanverfahren. 
 
Um zu gewährleisten, dass der überarbeitete Siegerentwurf entsprechend realisiert 
wird, werden im Bebauungsplan entsprechende Festsetzungen zur überbaubaren 
Fläche, Höhe baulicher Anlagen etc. entsprechend konkret getroffen. Zusätzlich er-
folgen die erforderlichen Regelungen im städtebaulichen Vertrag. 
 
5.2 Art der baulichen Nutzung 
Gewerbegebiet 
Im Geltungsbereich wird Gewerbegebiet festgesetzt. Eine Gliederung in 2 Gewerbe-
gebiete ist erforderlich, da entlang der Liebknechtstraße aufgrund des angrenzenden 
Störfallbetriebs nur Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude zulässig sein sollen, 
die nicht öffentlich genutzt werden. Der entsprechende Bereich ist im FNP als Fläche 
für Nutzungsbeschränkungen oder für Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche 
Umwelteinwirkungen dargestellt. 
 
GE1 
Um die Misch- und Wohngebiete in der Umgebung zu schützen und eine Entwick-
lung des Bebauungsplans aus den künftigen Darstellung des FNP zu gewährleisten, 
wird Folgendes festgesetzt: 
 
Zulässig im eingeschränkten Gewerbegebiet GE1 sind folgende Betriebe und Anla-
gen, sofern diese das Wohnen nicht wesentlich stören: Gewerbebetriebe aller Art, 
Öffentliche Betriebe, Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude, Anlagen für sport-
liche Zwecke. Da das Plangebiet unmittelbar an bereits vorhandene Sportanlagen 



 

- Seite 11 - 

angrenzt und durch die Planung Sportflächen verloren gehen, werden Anlagen für 
sportliche Zwecke zugelassen. 
 
Ausnahmsweise können zugelassen werden:  
Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und 
Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundflä-
che und Baumasse untergeordnet sind.  
 
Nicht zulässig sind: Einzelhandelsbetriebe, Bordelle, bordellartige Betriebe, Lager-
häuser, Lagerplätze, Tankstellen, Wettbüros, Fremdwerbung, Anlagen für kirchliche, 
kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke und Vergnügungsstätten. 
 
Folgende Nutzungen werden in GE1-Gebiet ausgeschlossen: 
• Einzelhandel 

In der letzten Zeit sind vermehrt Anfragen von Investoren sowie Bauanträge bzw. 
Bauvoranfragen gestellt worden, die im Gewerbegebiet Wallgraben Einzelhan-
delsbetriebe errichten bzw. erweitern möchten. Diese Entwicklung widerspricht 
der planerischen Zielsetzung der Stadt Stuttgart hinsichtlich der Entwicklung des 
gesamten Gewerbegebiets „Wallgraben“ als Standort für Handwerk, produzieren-
des Gewerbe, Büro- und Verwaltungsgebäude. 
Zudem sollen die planerischen Zielsetzungen des fortgeschriebenen Konzepts 
„Einzelhandel und Zentren“ umgesetzt und planungsrechtlich gesichert werden. 
Das gesamte Plangebiet liegt außerhalb der in dem Einzelhandelskonzept defi-
nierten zentralen Versorgungsbereiche. Neben der Sicherung der gewerblichen 
Flächen besteht entsprechend das stadtentwicklungspolitische Ziel, die existie-
renden und definierten zentralen Versorgungsbereiche in Vaihingen, Möhringen, 
Rohr und Dürrlewang zu schützen bzw. zu stärken. Es soll daher vermieden wer-
den, das Plangebiet als Einzelhandelsstandort zu etablieren und weiter als bisher 
zu entwickeln. Im Ortskern des Bezirks Vaihingen liegt eine gute bis sehr gute 
Versorgungsstruktur vor. Dies dient auch dem Plangebiet. Die Zulassung weite-
rer Einzelhandelsangebote im Plangebiet hätte eine erhebliche Beeinträchtigung 
der Versorgungsstruktur in den benachbarten zentralen Versorgungsbereichen 
zur Folge, was den Zielen des Einzelhandels- und Zentrenkonzepts entgegenste-
hen und eine wohnungsnahe Versorgung der Bevölkerung gefährden würde.  
 
Deshalb werden im gesamten Geltungsbereich Einzelhandelsbetriebe ausge-
schlossen, um die vorhandenen zentralen Versorgungsbereiche als Einkaufs-
standorte zu sichern und zu stärken. Die Gebietsversorgung ist durch die beste-
henden Versorgungszentren in Rohr und Vaihingen dennoch gesichert.  
 
Der aufzustellende Bebauungsplan soll diese städtebaulichen Vorgaben auch im 
vorliegenden Geltungsbereich umsetzen.  
 

• Bordelle, bordellartige Betriebe und Wettbüros 
Da Bordelle und bordellartige Betriebe planungsrechtlich nicht als Vergnügungs-
stätten, sondern als Gewerbebetriebe zu beurteilen sind, werden diese in den 
Gewerbegebieten ebenfalls explizit ausgeschlossen. Zur Umsetzung der städte-
baulichen Ziele werden auch Wettbüros explizit ausgeschlossen, da sie teilweise 
nicht als Vergnügungsstätten, sondern als Gewerbebetriebe einzustufen sind. 
Hinzu kommt, dass die Ansiedlung von Wettbüros auch zu einer Verzerrung des 
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Boden- und Mietpreisgefüges führen kann. 
 

• Lagerhäuser, Lagerplätze, Tankstellen,  
Im Gewerbegebiet GE1 werden Lagerhäuser, Lagerplätze und Tankstellen, die 
nach § 8 Abs. 2 BauNVO allgemein zulässig wären, wie im nördlich angrenzen-
den Gewerbegebiet Wallgraben ausgeschlossen, um die Flächen für qualitativ 
und quantitativ hochwertige Arbeitsstätten und Anlagen für sportliche Zwecke zu 
sichern. 
 

• Fremdwerbung 
Um zu verhindern, dass das städtebauliche Erscheinungsbild durch eine Vielzahl 
nicht gebietsbezogener Werbeanlagen beeinträchtigt wird, wird Fremdwerbung 
ausgeschlossen. 
 

• Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke 
Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke werden im 
Bebauungsplan ausgeschlossen, um die Flächen für qualitativ und quantitativ 
hochwertige Arbeitsstätten und Anlagen für sportliche Zwecke zu sichern.  

 
• Vergnügungsstätten  

Um die Gewerbeflächen insbesondere als hochwertige Flächen für Arbeitsstätten 
zu sichern, werden Vergnügungsstätten, entsprechend der Vergnügungsstätten-
konzeption für Stuttgart, im gesamten Geltungsbereich ausgeschlossen. Insbe-
sondere Spielhallen und Wettbüros werden deshalb im gesamten Plangebiet 
ausgeschlossen. Das übergeordnete Planungsziel zur Sicherung von Flächen für 
Arbeitsstätten kann damit erreicht werden. Mit dem Bebauungsplan soll vermie-
den werden, dass gewerbliche Nutzungen von gewinnträchtigeren Nutzungen 
(wie Spielhallen, Wettbüros) verdrängt und somit einer Verzerrung des Boden- 
und Mietpreisgefüges entgegengewirkt werden. 
 
Diskotheken, Tanzlokale und Swingerclubs als Unterart der Vergnügungsstätten 
könnten nach der Vergnügungsstättenkonzeption ausnahmsweise in den GE-Ge-
bieten zugelassen werden, da sie andere Auswirkungen auf die Umgebung ha-
ben. Eine Verzerrung des Boden- und Mietpreisgefüges wäre durch die aus-
nahmsweise Zulässigkeit dieser Nutzungen (im Gegensatz zu den Nutzungen 
Spielhallen und Wettbüros) nicht zu erwarten. Im vorliegenden Bebauungsplan 
wird diese Unterart von Vergnügungsstätten jedoch ebenfalls ausgeschlossen, 
um die mit dem Bebauungsplan beabsichtigte Realisierung einer städtebaulich 
verträglichen gewerblichen Nutzung sowie einer Nutzung für sportliche Zwecke 
zu ermöglichen. 
 

GE2 
Innerhalb eines Streifens von mindestens 70 m von der Grundstücksgrenze des 
westlich angrenzenden Betriebsgeländes der Firma Friedrich Scharr KG, das als 
Störfallbetrieb gilt, wird Gewerbegebiet GE2 festgesetzt. Zulässig sind nur Ge-
schäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude, die nicht öffentlich genutzt werden (siehe 
oben Störfallbetriebe).  
 
5.3. Maß der baulichen Nutzung 
Zielsetzung ist die Umsetzung des prämierten Wettbewerbsentwurfs. Die Parameter 
GRZ, GFZ, Z und HbA und die Baufenster (siehe 6.1) wurden so festgesetzt, dass 
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geringfügige Spielräume für die Realisierung des Bauvorhabens entsprechend dem 
überarbeiteten Ergebnis des nicht offenen 2 stufigen kooperativen Planungsverfah-
rens bleiben. Es kann sein, dass nicht alle Festsetzungsparameter (Spielräume) 
gleichzeitig ausgeschöpft werden können.  
 
Für das GE-Gebiet wird eine GRZ von 0,6 und eine GFZ von 2,4 festgesetzt. Mit den 
Festsetzungen werden die Obergrenzen nach § 17 Abs. 1 BauNVO eingehalten. 
Eine Überschreitung der Grundfläche durch Anlagen nach § 19 Abs. 4 BauNVO darf 
max. 0,75 betragen. Grund hierfür sind die Festsetzungen von Pflanzverpflichtungen 
auf ca. 25% der maßgebenden Grundstücksfläche. 
Die mögliche erreichbare Baumassenzahl BMZ, die im Bebauungsplan nicht festge-
setzt wurde, übersteigt auch bei möglichen Geschosshöhen von mehr als 3,50 m 
aufgrund der Festsetzungen der GFZ und der HbA die Obergrenze des § 17 Abs. 1 
BauNVO mit 10,0 nicht.  
 
Gebäudehöhen  
Am Kreuzungsbereich der Heßbrühl- und Liebknechtstraße ist die maximale Zahl der 
Vollgeschosse mit Z=VII, im Bereich des Hochpunktes bis Z=XVIII festgesetzt. Im 
übrigen Geltungsbereich wird eine maximale Zahl der Vollgeschosse Z= VI festge-
setzt. Im Bereich des geplanten Hauptzugangs am Platz wird ein Foyer mit einer 
HbA von max. 444,50 m festgesetzt. Eine gewisse Abstufung der Gebäudehöhen 
von Norden nach Süden entspricht dem Ziel, die klimatischen Eingriffe zu minimie-
ren. Gleichzeitig wurde im südlichen Bereich auf eine weitere Abstufung in der Ge-
schossigkeit verzichtet, um einen ca. 40 m tiefen Grünstreifen aus ebenfalls klimati-
schen Gründen von oberirdischer Bebauung freihalten zu können. Um die Realisie-
rung des überarbeiteten Siegerentwurfes zu gewährleisten, werden die Höhen bauli-
cher Anlagen i. V. mit der Abgrenzung unterschiedlicher Zahlen zulässiger Vollge-
schosse entsprechend den geplanten Einzelbaukörpern festgesetzt. 
 
Durch die Festsetzung von absoluten Höchstwerten für HbA in m über NN ergeben 
sich folgende relative Gebäudehöhen bezogen auf das Straßenniveau:  
• entlang der Heßbrühlstraße: 

Die HbA ≤ 456,5 m im nordöstlichen Bereich entspricht einer relativen Gebäude-
höhe von 24 bis 25,5 m, die HbA ≤ 500,0 m im Bereich des Hochpunktes ent-
spricht einer relativen Gebäudehöhe von ca. 67,5 m, die HbA ≤ 460,0 m im nord-
westlichen Bereich entspricht einer relativen Gebäudehöhe von ca. 26 m. 

 
• entlang der Liebknechtstraße: 

Es ergeben sich durch die Festsetzung der HbA ≤ 460,0 m bzw. 456,5 m relative 
Gebäudehöhen von 26 bis 26,5 m im nordwestlichen Bereich bzw. 22,5 bis 24,0 
m südwestlichen Bereich. 

 
Ausnahmen für Anlagen zur Gewinnung von Solarenergie, vertikale Erschließungs-
anlagen und Lüftungen können zugelassen werden, wenn sie um die Eigenhöhe zu-
rückgesetzt sind und das Maß von 2,0 m über der max. HbA nicht überschreiten. Für 
Rückkühler kann die HbA um das Maß von 3,0 m überschritten werden.  
 
Zusätzlich besteht die Möglichkeit, zwischen den Gebäuden Brücken zu realisieren, 
um die Gebäude zu verbinden. Die festgesetzten max. 1 geschossigen Brückenver-
bindungen (Br) können in ihrer horizontalen Lage innerhalb der überbaubaren Flä-
che um bis zu 10 m verschoben werden und sollen mindestens eine lichte Höhe von 
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3,5 m aufweisen. Damit soll die mit dem Wettbewerbsergebnis beabsichtigte Durch-
lässigkeit des Gebiets gewährleistet werden.  
 
6. Sonstige planungsrechtliche Festsetzungen 
6.1 Überbaubare Grundstücksflächen/Baugrenzen 
Durch die Festsetzung von Baugrenzen wird gewährleistet, dass im südlichen Be-
reich ein breiter Grünstreifen gesichert wird und Pflanzstreifen (siehe Pflanzverpflich-
tungen 6.2) entlang der Straßen ermöglicht werden.  
 
6.2 Pflanzverpflichtungen/Dachbegrünung 
Pflanzverpflichtungen 
Auf den nicht über- und unterbaubaren Grundstücksflächen soll eine weitestgehend 
unversiegelte Freiflächengestaltung vorgesehen werden (vgl. Ziffer 7.3). Entlang der 
Straßen werden Pflanzstreifen festgesetzt, um den Straßenraum aufzuwerten.  
 
pv1 
In der pv1 Fläche ist eine Unterbauung nicht zulässig. Zufahrten zu unterirdischen 
Fahrradabstellanlagen und Gebäudezugänge sind im Bereich des Pflanzstreifens 
pv1 ausnahmsweise zulässig. Die Herstellung eines Sichtschutzes aus betrieblichen 
Sicherheitsgründen ist entlang der Liebknechtstraße als Hecke ausnahmsweise 
möglich.  
 
pv2a und pv2b 
Um eine Aufwertung der in Ost-West-Richtung verlaufenden Grünbeziehung zu er-
reichen, wird der südliche nicht über- und unterbaubare Bereich mit einem Pflanz-
streifen pv2a bzw. pv2b als Retentions-und Versickerungsfläche festgesetzt.   
 
Als Aufwertung der Grünbeziehung wird in Ausformung der im FNP dargestellten 
Grünfläche Parkanlage, Landschaftspark ein Pflanzstreifen Retentions- und Versi-
ckerungsfläche pv2a festgesetzt. Diese Fläche soll zusätzlich zu den Retentionsmaß-
nahmen mit einer barrierefreien, öffentlich zugänglichen Wegeverbindung in 3 bis 5 
m Breite in Ost-West-Richtung mit Sitzgelegenheiten/Bänken hergestellt werden 
(siehe Regelungen im städtebaulichen Vertrag). In der pv2b Fläche sind Aufenthalts-
bereiche aufgrund des angrenzenden Störfallbetriebes nicht zulässig. Max. 25% die-
ser Flächen darf durch Wege, Aufenthaltsbereiche oder vergleichbares versiegelt o-
der teilversiegelt werden. 
 
pv3 
Im Bereich der zulässigen Tiefgaragen außerhalb der überbaubaren Grundstücksflä-
che ist eine Erdüberdeckung von mind. 70 cm erforderlich. Versiegelungen sind nur 
ausnahmsweise zulässig für erforderliche Fluchtwege. Sofern die maximal zulässige 
Versiegelung von 25% der Fläche in den angrenzenden pv2a+b Flächen nicht ausge-
schöpft wurde, können entsprechende Flächen für Wege oder vergleichbares in der 
pv3 Fläche hergestellt werden, Aufenthaltsbereiche jedoch nur im GE1. 
 
pv4 
Der Erhalt der besonders erhaltenswerten Eiche wird mit einer entsprechenden 
Pflanzverpflichtung pv4 festgesetzt. Die erforderlichen Maßnahmen zum Erhalt der 
Eiche sind im städtebaulichen Vertrag konkret beschrieben und gesichert. 
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Sonstige bauliche Anlagen und Nebenanlagen (Mülltonnenstandplätze, Einfriedigun-
gen usw.) sind in den o. g. Pflanzverpflichtungsflächen nicht zulässig (siehe auch 
6.4). 
 
Dachbegrünung/Solaranlagen 
Zur Verbesserung des Kleinklimas, der Regenwasserretention und aus gestalteri-
schen Gründen werden extensive Dachbegrünungen festgesetzt. Ausnahmsweise 
ist eine Dachbegrünung bei Flachdächern/gewölbten Dächern nicht erforderlich, 
wenn es sich um Technikgeschosse im Bereich von Z= XVIII oder Glasdächer han-
delt. 
Solaranlagen sind einseitig schräg aufgeständert über der Begrünung anzubringen, 
der Mindestabstand zwischen Substratschicht und Unterkante der Paneele darf 30 
cm nicht unterschreiten. Alternativ können Solaranlagen flächig ohne Aufständerung 
und ohne Begrünung auf bis zu 40% der Dachflächen hergestellt werden. Auf bis zu 
20% der Dachflächen sind Nutzungen wie technische Aufbauten, Dachterrassen, At-
tika und nicht brennbare Abstandsstreifen zulässig.  
 
6.3 Garagen, Stellplätze und Zufahrten 
Kfz-Stellplätze sind nur unterirdisch zulässig.  
 
Unterirdische Stellplätze außerhalb der überbaubaren Fläche sind in den mit TG ge-
kennzeichneten Flächen zulässig. Eine Erdüberdeckung von mindestens 70 cm ist 
erforderlich, um eine angemessene Begrünung/Bepflanzung zu ermöglichen. Die 
Vorschriften zur Erdüberdeckung von unterirdischen Garagen dienen u. a. der Mini-
mierung der Bodenversiegelung und der Verbesserung des Kleinklimas. 
 
6.4 Nebenanlagen 
Nebenanlagen und sonstige bauliche Anlagen im Sinne des § 14 BauNVO wie z. B. 
Müllbehälterstandplätze sind auf der nicht überbaubaren Fläche nicht zulässig, um 
diese für eine Begrünung freizuhalten.   
 
7. Örtliche Bauvorschriften 
Zur Sicherung baugestalterischer Absichten werden innerhalb des Plangebiets örtli-
che Bauvorschriften zu diversen Themenbereichen wie Dachgestaltung, Einfriedi-
gungen, Müllbehälterstandplätze, Werbeanlagen, Außenantennen und Gestaltung 
bzw. Nutzung der unbebauten Flächen erlassen. 
 
7.1 Dachgestaltung 
Dachneigung 
Im gesamten Geltungsbereich werden Flachdächer mit einer Dachneigung von 0 bis 
max. 7 ° festgesetzt. Ausnahmsweise sind im Bereich mit der HbA 444, 50 m ü. NN 
gewölbte Dächer mit einer Neigung von max. 7° zulässig. 
 
Solaranlagen 
Solaranlagen auf den Dachflächen sind um die Eigenhöhe von der Gebäudeaußen-
wand zurückzusetzen, so dass keine Störung des Straßenbildes durch überhohe 
Aufbauten entsteht.  
 
Dachterrassen 
Absturzsicherungen von Dachterrassen und dergleichen sind als Geländer oder als 
baulich nicht geschlossene bzw. transparente Brüstungen herzustellen. Sie sind um 
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ihre Eigenhöhe von der Gebäudeaußenwand zurückzusetzen, so dass keine Stö-
rung durch überhohe Aufbauten entsteht.  
 
7.2.Müllbehälterstandplätze 
Die Müllbehälterstandplätze sind in die Gebäude zu integrieren. 
Die Vorschriften zu Müllbehälterstandplätzen erfolgen aus stadtgestalterischen 
Gründen. Im Übrigen gilt die Satzung über Abfallvermeidung und Abfallentsorgung 
der Stadt Stuttgart. 
 
7.3. Weitere gestalterische Festsetzungen 
Einfriedigungen sind im Geltungsbereich nicht zulässig. Damit soll die gewünschte 
Durchgängigkeit erreicht werden. Eine Hecke als Sichtschutz entlang der Lieb-
knechtstraße ist ausnahmsweise bis zu einer Höhe von 1,5 m zulässig, wenn sie von 
der Verkehrsfläche mind. 1,5 m entfernt ist (siehe Pflanzverpflichtung).  
 
Werbeanlagen  
Werbeanlagen -auch Schriftzüge samt Logo, auch beleuchtet-  sind im Bereich 
Z=XVIII an den Fassadenseiten max. zweimal nur in Ausrichtung auf das Gewerbe-
gebiet zulässig, höchstens jedoch bis unterhalb der Traufe und jeweils mit folgenden 
Maximalabmessungen: 8,0 m Länge und 2,0 m Höhe. 
 
Am Haupteingang in Ausrichtung zur Platzsituation bei der Eiche (pv4) darf ein in die 
Fassade integrierter Schriftzug samt Logo -auch beleuchtet- mit insgesamt maximal 
6,5 m Länge und 1,5 m Höhe angebracht werden.  
 
Ansonsten sind Werbeanlagen nur an Gebäudefassaden bis zur Brüstungsgrenze 
des 3. OG in Form von Einzelbuchstaben zulässig (Gesamthöhe max. 1,0 m, Ge-
samtlänge max. 10 m). Werbeanlagen mit wechselndem und/oder bewegtem Licht 
sowie freistehende Werbeanlagen sind nicht zulässig. 
 
An den südlichen Fassaden zur Retentionsfläche pv2a und b hin und entlang des Feld-
wegs 1464 (östliche Abgrenzung des Geltungsbereichs) sind Werbeanlagen nicht 
zulässig (siehe städtebaulicher Vertrag). 
 
Ein grundstücksbezogenes Orientierungssystem mit Hinweisschildern/Pylonen ist 
ausnahmsweise zulässig. 
 
Fremdwerbung ist nicht zulässig (siehe 5.2. Art der baulichen Nutzung) 
 
Als Außenantenne ist nur eine Gemeinschaftsantenne pro Gebäude zulässig. 
 
Gestaltung, Erdüberdeckung, Bepflanzung und Nutzung der unbebauten Flächen 
der bebauten Grundstücke  
Die nicht überbauten Grundstücksflächen sind, soweit sie nicht als Wege, Zugänge, 
Zufahrten oder Terrassen genutzt werden, gärtnerisch als Vegetationsfläche anzule-
gen und dauerhaft so zu erhalten.  
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8. Erschließung  
Zum Bebauungsplanverfahren wurde eine Verkehrsuntersuchung durch das Büro 
SSP Consult durchgeführt. Das Gutachten bezieht sich auf die überarbeitete Wettbe-
werbsplanung der Allianz. Diese Nutzung kann als typisch für die durch die Festset-
zungen des Bebauungsplans zulässigen Nutzungen angesehen werden. 
 
8.1. Bestand  
Regionalbahnhalt  
Die Plangenehmigung zum Regionalbahnhalt (Vaihingen-Bahnhof Stuttgart-Vaihin-
gen, Neubau Nahverkehrsbahnsteige) wurde am 22. Januar 2019 vom Eisenbahn-
Bundesamt erteilt. Die Realisierung soll nach derzeitigem Kenntnisstand im Jahr 
2022 abgeschlossen werden. Östlich des Bahnhofs werden auf städtischen Flächen 
dafür interimsweise Baustelleneinrichtungen hergestellt.  
 
ÖPNV  
Das Plangebiet ist durch die unmittelbare Nähe des Nahverkehrsknotenpunkts 
Bahnhof Vaihingen sehr gut an den ÖPNV angeschlossen. Drei S-Bahnlinien (S1 bis 
S3), 3 Stadtbahnlinien (U1, U3 und U8) sowie die Haltestellen der Buslinien 80, 81, 
82, 84 sowie 751 liegen in ca. 300 m Entfernung. Die Haltestelle „Lapp Kabel“ der 
Stadtbahnlinie U12 befindet sich in ca. 600 m Entfernung in östlicher Richtung.  
 
Mit dem Jahresfahrplan 2020 soll die Buslinienführung für die Buslinie 80 geändert 
werden. Die Buslinie 80 verkehrt dann nicht mehr über die Heßbrühlstraße, sondern 
in beiden Richtungen über die Industriestraße. Die Haltestelle Ruppmannstraße ent-
fällt. Die Linie 80 hat weiterhin die Aufgabe, Umsteiger vom Bahnhof Vaihingen in 
die östlichen Bereiche des SynergieParks zu bringen. 
 
Radwegeverbindungen  
Nebenradrouten befinden sich entlang der Heßbrühlstraße und entlang des Sportge-
biets Schwarzbachtal. Entlang der Liebknechtstraße verläuft die Hauptradroute Nr. 
54.  
 
Gehwegverbindungen  
Fußwegeverbindungen sind entlang der Straßen auf Gehwegen und auf den Geh- 
und Radwegen durch das Sportgebiet vorhanden. Außerhalb des Geltungsbereichs 
unmittelbar angrenzend befindet sich eine Geh- und Radwegeverbindung ins nörd-
lich gelegene Ortszentrum Vaihingens in Form einer Brückenverbindung über die 
Bahngleise.  
 
Zusätzlich zu den Wegeverbindungen entlang der Straßen führt eine öffentlich zu-
gängliche Wegeverbindung nördlich des Geltungsbereichs zwischen den Gebäuden 
Heßbrühlstraße 21A und 21D zur Industriestraße 6 und damit direkt zum ÖPNV-
Knotenpunkt Vaihinger Bahnhof. Diese Wegeverbindung befindet sich auf Privat-
grundstücken und ist durch ein Gehrecht im angrenzenden rechtsverbindlichen Be-
bauungsplan 1992/9 Am Wallgraben-West gesichert.  
 
Motorisierter Individualverkehr 
• Äußere Erschließung SynergiePark  

Die wesentlichen Fernverkehrsbeziehungen verlaufen über die im Süden gele-
gene Bundesautobahn A8 (Karlsruhe-München) sowie die etwas westlich am Au-
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tobahnkreuz Stuttgart angebundene A81 (Stuttgart-Singen). Ergänzend dazu bie-
tet die Kreuzung der A8 mit der Bundesstraße B 27 an der Anschlussstelle Möh-
ringen/Degerloch eine leistungsfähige Straßenanbindung zum Raum Tübingen 
und Reutlingen.  
 
Als direkte Anbindung von der A8 besteht die östlich gelegene Nord-Süd-Straße 
mit der nördlichen Verlängerung in die Ostumfahrung Vaihingen. Diese bilden die 
wesentliche Erschließungsachse für den regionalen und überregionalen Kraft-
fahrzeugverkehr zum SynergiePark Stuttgart. Dies gilt sowohl für den täglichen 
Pendlerverkehr der mehr als 20 000 Beschäftigten im Gebiet wie auch die ge-
samte Güterverkehrslogistik der Gewerbebetriebe.  
Nach Norden führt die Nord-Süd-Straße im weiteren Verlauf als Ostumfahrung 
Vaihingen über die B14 zum Stadtbereich Stuttgart oder über die BAB A831 zum 
Autobahnkreuz Stuttgart. Das Autobahnkreuz stellt einen zentralen Knotenpunkt 
dar zu den Fernbeziehungen über die A8 in westliche Richtung nach Karls-
ruhe/Frankfurt sowie zur südlichen A81 in Richtung Böblingen/Sindelfingen bzw. 
in den Bodensee-Raum.  
 
Für den unmittelbar südwestlich benachbarten Raum Leinfelden-Echterdingen er-
folgt die primäre innerstädtische Anbindung nach Vaihingen und den Bereich Sy-
nergiePark über die Schönbuchstraße und die Robert-Koch-Straße am Knoten-
punkt mit der Liebknechtstraße. Die innerstädtischen Erschließungswege in Vai-
hingen über die Hauptstraße zur A831 und die Möhringer Landstraße (zur Ost-
umfahrung) sind als Nebenstrecken zu werten und aufgrund der innerstädtischen 
Bebauungssituation von Verkehrszunahmen soweit möglich zu entlasten.  
 
Die südöstliche Anbindung des Raumes Leinfelden-Echterdingen erfolgt über die 
Nord-Süd-Straße, die in die Ostumfahrung Vaihingen übergeht.  
 
Die Nord-Süd-Straße ist in ihrem gesamten Verlauf 2-streifig ohne Seitenstreifen 
ausgebaut. In Knotenpunktbereichen finden sich teilweise Aufweitungen und se-
parate Abbiegefahrstreifen. Der Querschnitt der Strecke erreicht in den Spitzen-
zeiten des täglichen Berufsverkehrs regelmäßig seine Kapazitätsgrenzen und 
kann häufig das anfallende Verkehrsaufkommen nicht oder nur unzureichend be-
wältigen. Lange Verkehrsstaus und deutlich erhöhte Reisezeiten für den mor-
gendlichen und nachmittäglichen Berufsverkehr sind die Regel.  
 
Zudem verschärft wird die Verkehrssituation dann, wenn die Autobahn in Fahrt-
richtung Karlsruhe erhebliche Behinderungen aufweist und ausweichender Fern-
verkehr über die Achse Nord-Süd-Straße, Ostumfahrung zum Autobahnkreuz 
Stuttgart als Stauumfahrungs- oder Schleichverkehr auftritt. Dieses Fahrverhalten 
lässt sich besonders in der Nachmittagsspitzenverkehrszeit beobachten.  

 
• Innere Erschließung SynergiePark  

Die Hauptanbindung der Nord-Süd-Straße für das gesamte Gebiet SynergiePark 
übernimmt derzeit die Industriestraße. Das Gewerbegebiet wird nach Norden 
über die Ruppmannstraße an die Möhringer Landstraße angebunden. Als Neben-
strecke für die Erschließung des SynergieParks ist die Anbindung der Straße Am 
Wallgraben über den Kreisverkehrsplatz der Möhringer Landstraße zu bewerten.  
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Die innere Erschließungsachse des SynergieParks in Nord-Süd-Richtung bildet 
die Straße Am Wallgraben.  

 
8.2. Verkehrsbelastungen beim motorisierten Individualverkehr 
a) Analysefall 2016  
Zur Bewertung der Auswirkungen der Realisierung des Bebauungsplans an der 
Heßbrühl-/Liebknechtstraße auf den motorisierten Individualverkehr und auf das Ver-
kehrsnetz insgesamt ist zunächst eine Zusammenstellung der aktuellen Belastungs-
situation als Analysefall erforderlich. Aufgrund der aktuellen Fortschreibung des Ver-
kehrsmodells im Rahmen des Verkehrsstrukturplans Vaihingen Entwurf 2017 liegt 
eine Datenbasis aus dem Jahr 2016 vor. Für die Verkehrsanalyse 2016 wird direkt 
auf die Berechnungsergebnisse des vorliegenden Verkehrsmodells aus dem Ver-
kehrsstrukturplanentwurf zurückgegriffen.  
Belastungen 
Die Streckenbelastungen auf der Hauptachse Nord-Süd-Straße und Ostumfahrung 
verdeutlichen für die heutige Analysesituation die bekannt starke Frequentierung im 
Belastungsnormalfall. Für den häufigen Sonderfall, dass Störungen der BAB A8 zwi-
schen AS Möhringen und dem Autobahnkreuz AK Stuttgart (Fahrtrichtung Karlsruhe) 
einen deutlichen Verlagerungsverkehr auf die Nord-Süd-Straße verursachen, sind 
diese Kapazitäten kurzfristig erschöpft. In der Folge treten die regelmäßig feststell-
baren Verkehrsstauungen auf der Nord-Süd-Straße und Ostumfahrung auf, die eine 
Bedienung des Gebiets SynergiePark sehr nachteilig beeinflussen und die Abfluss-
behinderungen hierein erweitern.  
 
b) Prognose-Bezugsfall 2022/23 (Nullfall) ohne Realisierung des Bebauungsplans 
Der Prognose-Bezugsfall (Nullfall) wird als Grundlage für die Realisierung der Pla-
nung angesetzt. Der Nullfall beinhaltet bekannte Netzveränderungen (mit den ge-
planten Entwicklungen auf Gemarkung Leinfelden-Echterdingen) und strukturelle 
Entwicklungen im SynergiePark als Vergleichsgrundlage ohne Allianz Ansiedlung 
und stellt die erwarteten Verkehrsentwicklungen in deren Vorfeld dar.  

 
Netzveränderungen und strukturelle Entwicklungen 
Für diesen Bezugsfall/Nullfall wurde von Netzveränderungen ausgegangen, 
die im Zusammenhang mit dem Umbau des Vollanschlusses Breitwiesen-
straße an die Nord-Süd-Straße erfolgen werden. Die Maßnahme wurde bau-
lich 2018 begonnen und Ende 2019 fertiggestellt.  
 
Für die siedlungsstrukturellen Entwicklungen im SynergiePark sind mehrere 
Aufsiedelungen (KNV-Verwaltung, Daimler Office V, Trelleborg, RuSch7) be-
rücksichtigt worden, die bis zur Inbetriebnahme des Allianzcampus erwartet 
werden und sich derzeit im Bau befinden, bzw. zwischenzeitlich fertiggestellt 
sind (Schockenriedstraße 1). Eine Fertigstellung dieser Neubauten vor Inbe-
triebnahme des Allianzcampus in 2022/2023 ist vorgesehen und zu erwarten.  
 
Zunahme der Verkehrsmengen  
So wird eine Zunahme der durchschnittlichen täglichen Verkehrsmenge von 
3.300 Kfz/24h auf der Industriestraße und der Breitwiesenstraße, 2.000 
Kfz/24h auf Abschnitten der Möhringer Landstraße und 400 – 800 Kfz/24h auf 
Abschnitten der Robert-Koch-Straße (400 Kfz/24h), der Kaltentaler Abfahrt 
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(600 Kfz/24h), der Ostumfahrung (600 Kfz/24h) und der Hauptstraße/Möhrin-
ger Landstraße (800 Kfz/24h) erwartet. Die Verkehrsströme von und zum Sy-
nergiePark sowie im inneren Erschließungsnetz werden sich neu aufteilen.  
 
Knotenpunkte  
Für eine Bewertung der Verkehrsabwicklung im Prognose-Bezugsfall wurden 
die Spitzenbelastungen an relevanten Knotenpunkten im SynergiePark abge-
leitet.  
 
An normalen Belastungstagen kann eine verträgliche Verkehrsabwicklung im 
SynergiePark festgestellt werden. Diese Verträglichkeit hängt im Wesentli-
chen ab von einem ungestörten Verkehrsablauf auf der Nord-Süd-Straße. So-
bald diese durch Verlagerungsverkehr der Autobahn zusätzlich belastet oder 
der Abfluss behindert wird, sind Ausweichverkehre innerhalb des Gewerbege-
biets festzustellen, die zu Verkehrsstörungen führen. Überlastungen können 
dann im Verlauf der Liebknechtstraße ebenso wie auf der Ruppmannstraße 
festgestellt werden. Die Qualitätsstufe des Verkehrsablaufes (QSV) mit mind. 
QSV D kann nachgewiesen werden.  
An den ausgewählten Knotenpunkten wird deutlich, dass gegenüber dem 
Analysefall des Bestands bereits durch die strukturellen Entwicklungen für 
den Prognose-Bezugsfall, also vor einer Inbetriebnahme der neuen Allianzan-
siedlung, erhebliche Zuwächse im Netz erwartet werden.  
 
Ergebnis  
Es ist zu erkennen, dass die Aufsiedlungen im SynergiePark, die bereits ohne 
die Realisierung des Bebauungsplans erfolgen, eine Erhöhung der Grundbe-
lastungen im Straßennetz verursachen werden, die ohne geeignete Maßnah-
men zur Erhaltung und Steigerung der Leistungsfähigkeit erkennbare Ver-
kehrsbehinderungen erwarten lassen. Die zwischenzeitliche Realisierung des 
Vollanschlusses der Breitwiesenstraße bewirkt erkennbar gegenüber dem 
Analysefall 2016 eine positive Umverteilung.  
 

c) Prognose Planfall 2022/2023  
Abschätzung Mehrverkehr durch die Realisierung des Bebauungsplans 

Stellplatzbeschränkung  
Im städtebaulichen Vertrag wird vereinbart, dass die Allianz max. 1 000 Kfz 
Stellplätze realisiert. Dementsprechend wird im Verkehrsgutachten ein Worst-
Case-Szenario für die Verkehrserzeugung der Allianz betrachtet: In den Be-
rechnungen wird von einer Vollauslastung der Tiefgarage im Tagesverlauf 
und von einem Umschlagsfaktor je Stellplatz von 1,4 Nutzungen je Tag aus-
gegangen. 

 
Verkehrszunahme im Plangebiet 
Gegenüber dem Prognose-Bezugsfall/Nullfall ergeben sich im Prognose Plan-
fall dadurch weitere Verkehrszunahmen im Straßennetz. Insbesondere im un-
mittelbaren Umfeld des Allianzstandortes und an den verkehrlichen Hauptach-
sen lassen sich Verlagerungsverkehre erkennen. Durch die grundsätzliche 
Mehrbelastung im Netz werden sich auch die Verkehrsbeziehungen zum Süd-
raum von Stuttgart und aus den östlichen Zufahrtsbereichen etwas verlagern, 
um der zunehmenden Belastung der Nord-Süd-Straße auszuweichen.  
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Der durchschnittliche tägliche Verkehr auf der Liebknechtstraße erhöht sich 
durch die Realisierung des Bebauungsplans von 6 800 bis 10 200 auf 7 600 
bis 11 500 Kfz/24h, auf der Heßbrühlstraße von 3 200 bis 4 200 auf 4 000 bis 
5 200 Kfz/24 h.  
 
Verkehrszunahme im weiteren Umfeld 
Im weiträumigen Umfeld des Geltungsbereichs sind nur geringe Auswirkun-
gen zu verzeichnen. Insgesamt wird ersichtlich, dass sich im Prognose Plan-
fall die erkennbaren Verkehrszunahmen sequenziell nur leicht gegenüber dem 
Prognose Bezugsfall (Nullfall) steigern (Hauptstraße (+ 500 Kfz/24 h), Robert-
Koch-Straße (+ 900 Kfz/24 h), Kaltentaler Abfahrt (+ 700 Kfz/24 h), Möhringer 
Landstraße (+ 500 Kfz/24 h), Industrie-/Breitwiesenstraße (+ 1 000 Kfz/24 h), 
Nord-Süd-Straße (+ 900 Kfz/24 h). Dem grundsätzlichen Verkehrslenkungs-
ansatz folgend wäre eine primäre Abwicklung über die Achse der Nord-Süd-
Straße wünschenswert. Aufgrund der kapazitären Einschränkungen dieser 
Hautpanbindungstrasse und der Anschlussknotenpunkte wird nur eine einge-
schränkte Leistungsfähigkeit bereitgestellt. Durch detaillierte Lichtsignalanla-
gen-Planungen kann eine Verbesserung der Verkehrsqualität erzielt werden.  
 
Knotenpunkte 
Die Verkehrszunahmen durch die die Realisierung des Bebauungsplans rufen 
an den relevanten Knotenpunkten im Netz nur eine punktuelle Verschlechte-
rung der Verkehrsqualität hervor. Die Qualitätsstufen QSV D werden einge-
halten.  
 
Ergebnis: 
Die rein verkehrlichen Aspekte lassen eine weitgehend verträgliche Entwick-
lung erwarten. Es ist zu erkennen, dass die Aufsiedlungen im SynergiePark, 
die bereits ohne Realisierung des Bebauungsplanes erfolgen, eine Erhöhung 
der Grundbelastungen im Straßennetz verursachen werden, die ohne geeig-
nete Maßnahmen zur Erhaltung und Steigerung der Leistungsfähigkeit er-
kennbare Verkehrsbehinderungen erwarten lassen. Insbesondere die Errich-
tung einer Lichtsignalanlage im Bereich Industriestraße/Ruppmannstraße ist 
dringend erforderlich und auch als Maßnahme im Verkehrsstrukturplan Vai-
hingen vorgesehen. Der durch die Allianz verursachte Mehrverkehr im Stra-
ßennetz kann durch eine frühzeitige Einbindung bei der Planung disponibler 
Maßnahme berücksichtigt werden (siehe auch 8.4 Verkehrsstrukturplan Vai-
hingen). 

 
8.3. Festsetzungen im Bebauungsplan/Regelungen im städtebaulichen Vertrag  
Umgestaltungen der Heßbrühl- und Liebknechtstraße  
Die Erschließung des Baugrundstücks kann von der Liebknecht- und/oder der Heß-
brühlstraße aus erfolgen. Da die Heßbrühlstraße im Bestand derzeit mit einer Ver-
kehrsflächenbreite von ca. 11 m und einem Straßenquerschnitt (inklusive Parkstrei-
fen) von ca. 6,4 m relativ schmal ausgebaut ist, wird eine Verbreiterung der Heß-
brühlstraße festgesetzt. Die Verkehrsfläche wird in Abstimmung mit der Grundstü-
ckeigentümerin Allianz um 5 m nach Süden verbreitert, dadurch ergibt sich die Mög-
lichkeit, neben ausreichend breiten Gehwegen auch Baumstandorte in Verkehrs-
grünflächen und Schutzstreifen für Radfahrer in beiden Richtungen zu realisieren. 
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Die Liebknechtstraße wird ebenfalls von heute 14 m auf 19,5 m nach Osten (Eingriff 
in die bisher städtischen Grundstücke) verbreitert. Dadurch bietet sich auch hier die 
Möglichkeit, sowohl beidseitige Schutzstreifen für Radfahrer als auch ausreichend 
breite Fußwege mit Baumpflanzungen im Verkehrsgrünstreifen sowie eine hier erfor-
derliche Abbiegespur zur geplanten Tiefgarage zu realisieren.  
 
Durch diese Maßnahmen können beide Straßen aufgewertet und der Radverkehr 
gefördert werden. Eine Kfz-Erschließung über die südlich und östlich angrenzenden 
Geh- und Radwege und die Retentionsfläche ist nicht zulässig.  
 
Die Verbreitung der Heßbrühl- und der Liebknechtstraße stellt keinen erheblichen 
baulichen Eingriff im Sinne der Verkehrslärmschutzverordnung (16. BImSchV) dar, 
sodass sich hieraus keine weitergehenden Schallschutzmaßnahmen an der beste-
henden nördlich angrenzenden Bebauung ergeben.  
 
Geh- und Radwegeverbindungen  
Durch die Verbreiterung der Verkehrsflächen der Liebknecht- und der Heßbrühl-
straße können im Zuge der Umgestaltung dieser Straßen Radverkehrsanlagen in 
Form von Radfahrstreifen bzw. Radschutzstreifen jeweils in beide Richtungen reali-
siert werden. Dadurch kann der Fahrradverkehr gefördert werden.  
 
Fußwegeverbindungen sind entlang der Straßen auf Gehwegen und auf den Geh- 
und Radwegen durch das Sportgebiet vorhanden. Außerhalb des Geltungsbereichs 
unmittelbar angrenzend befindet sich eine Geh- und Radwegeverbindung in Form 
einer Brückenverbindung über die Bahngleise in nordwestlicher Richtung.  
 
Die Gehwege werden im Zuge der Umgestaltung der Heßbrühl- und der Liebknecht-
straße gegenüber dem heutigen Bestand verbreitert und durch Baumpflanzungen 
optisch und ökologisch aufgewertet. Dies wird im Bebauungsplan entsprechend fest-
gesetzt.  
 
Zusätzlich zu den Wegeverbindungen entlang der Straßen führt außerhalb des Gel-
tungsbereichs eine öffentlich zugängliche Wegeverbindung nördlich des Geltungsbe-
reichs zwischen den Gebäuden Heßbrühlstraße 21A und 21D zur Industriestraße 6 
und damit direkt zum ÖPNV-Knotenpunkt Vaihinger Bahnhof. Diese Wegeverbin-
dung befindet sich auf Privatgrundstücken und ist durch ein Gehrecht zugunsten der 
Allgemeinheit im angrenzenden rechtsverbindlichen Bebauungsplan Am Wallgraben-
West 1992/9 gesichert.  
 
Um die Wegeverbindungen zu optimieren, wird darüber hinaus geprüft, ob außerhalb 
des Geltungsbereichs eine neue öffentliche Wegeverbindung für Fußgänger und 
Radfahrer in Nord-Süd-Richtung zwischen der Heßbrühlstraße und der Industrie-
straße realisiert werden kann (siehe städtebaulicher Vertrag).  
 
Im Geltungsbereich wird eine Wegeverbindung in Nord-Süd-Richtung für Fußgänger 
und Radfahrer durch die Festsetzung einer mit Geh- und Fahrrecht für Radfahrer zu 
belastenden Fläche in einer Mindestbreite von 5 m gesichert. Zusätzlich wird im 
städtebaulichen Vertrag geregelt, dass im Pflanzstreifen pv2a+b eine zusätzliche 
Wegeverbindung in Ost-West-Richtung in 3 bis 5 m Breite herzustellen ist. Damit 
kann erreicht werden, dass eine öffentliche Wegeverbindung in Verlängerung der 
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Dürrlewangstraße nach Norden zum Bahnhof gesichert und die vorhandene Wege-
verbindung in Ost-West-Richtung ergänzt und aufgewertet wird. Beide Geh- und 
Radwegeverbindungen sollen zusätzlich im Grundstücksvertrag als beschränkte per-
sönliche Dienstbarkeit zu Gunsten der Allgemeinheit gesichert und entsprechend im 
Grundbuch eingetragen werden. Auch die Herstellungs- und Unterhaltungsverpflich-
tung wird durch eine Reallast dinglich gesichert. 
 
Ruhender Verkehr  
Im städtebaulichen Vertrag wurde geregelt, dass maximal insgesamt 1 000 Stell-
plätze hergestellt werden dürfen. Aufgrund der hervorragenden Anbindung des 
Standorts an den ÖPNV und den laufenden Verbesserungsmaßnahmen im Rad-
wegenetz ist dieses Stellplatzangebot ausreichend. Entsprechend dem Ergebnis des 
Wettbewerbs soll der ruhende Verkehr in Tiefgaragen untergebracht werden. Aus 
diesem Grund wird festgesetzt, dass Stellplätze und Garagen nur innerhalb der 
überbaubaren Grundstücksfläche bzw. außerhalb der überbaubaren Grundstücksflä-
che in den mit TG gekennzeichneten Bereichen nur unterirdisch zulässig sind. 
Dadurch kann erreicht werden, dass die Flächen außerhalb der Baufenster (insbe-
sondere pv-Flächen) mit Erdanschluss begrünt werden können. 
 
Stellplatzanlagen für Fahrräder sollen nach dem Ergebnis des Wettbewerbs sowohl 
unterirdisch (Zufahrt von der Heßbrühlstraße aus, ca. 500 Abstellplätze) als auch 
oberirdisch (innerhalb der überbaubaren Fläche) geplant werden. 
 
Durch die Umgestaltung der Verkehrsflächen der Liebknecht- und der Heßbrühl-
straße entfallen Parkplätze im öffentlichen Raum, die nur teilweise ersetzt werden 
können. Eine wesentliche Maßnahme des Verkehrskonzepts im SynergiePark ist die 
Erarbeitung eines Parkraumkonzepts, welches ebenfalls mittelfristig umgesetzt wer-
den soll. Ein wesentliches Ziel des Parkraumkonzepts ist der Schutz der angrenzen-
den Wohngebiete vor Parksuchverkehr durch eine Parkraumbewirtschaftung mit Be-
wohnerparkregelung. Zum Parkraumkonzept rund um den SynergiePark soll Anfang 
2020 im Ausschuss für Stadtentwicklung und Technik und in den beiden Bezirksbei-
räten Vaihingen und Möhringen berichtet werden. 
 
Ein- und Ausfahrtsbereiche  
Ein- und Ausfahrten zu Kfz-Tiefgaragen sind nach dem Ergebnis des nicht offenen 
städtebaulichen kooperativen Planungsverfahrens südlich der Bebauung an der 
Liebknechtstraße und im westlichen Bereich der Heßbrühlstraße geplant. Um sicher-
zustellen, dass keine weiteren Zu- und Ausfahrten hergestellt bzw. an anderer Stelle 
hergestellt werden, werden entlang der Heßbrühl- und Liebknechtstraße Bereiche 
festgesetzt, an denen aus verkehrlichen und Immissionsschutzgründen keine Ein- 
und Ausfahrten zulässig sind.  
 
Dadurch kann erreicht werden, dass die Zufahrt zu Tiefgaragen von der Heßbrühl-
straße aus nicht in der Nähe des nordöstlich angrenzenden Mischgebietes zu liegen 
kommt und damit dort keine zusätzlichen Beeinträchtigungen auslöst.  
 
Entlang der Liebknechtstraße kann durch den Ausschluss von Ein- und Ausfahrtsbe-
reichen erreicht werden, dass die Tiefgaragenzufahrt möglichst weit im Süden liegen 
wird, um den Zufahrtsverkehr aus Richtung Süden möglichst frühzeitig in die Tiefga-
rage zu lenken.  
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Mobilitätskonzept  
In der Verkehrsuntersuchung von SSP Consult wird dargestellt, dass geeignete 
Überlegungen anzustellen sind, einen möglichst hohen Anteil an alternativen Mobili-
tätsformen zum eigenen Pkw zu fördern und dadurch Belastungen im Straßennetz 
durch Pendlerverkehre zu minimieren.  
 
Eine besondere Zielsetzung im Hinblick auf die Erreichbarkeit des Arbeitsplatzes ist 
deshalb die Förderung einer breiten Palette an Angeboten für das individuelle Reise-
verhalten als Berufspendler, Besucher oder Kunden der Allianz. Durch die günstige 
Nähe zum Bahnhof Vaihingen, künftig mit Regionalbahnhalt, ist ein umfassendes 
Angebot vorhanden.  
 
Im städtebaulichen Vertrag wurde geregelt, dass einzelne Maßnahmen aus der Ver-
kehrsuntersuchung mit Mobilitätskonzept der Allianz zur Förderung der Mobilität (z. 
B. Angebot an Leihfahrräder, Job-Ticket, Arbeitszeitmodelle, Förderung von E-Mobi-
lität, Car-Pooling sowie Carsharing usw.) zur Anwendung kommen. Im städtebauli-
chen Vertrag wurde auch geregelt, dass mind. 20% der Stellplätze mit Ladeinfra-
struktur für die Elektromobilität vorzubereiten sind. 
 
ÖPNV  
Optional ermöglicht die Umgestaltung der Straßenräume die Einrichtung von Bushal-
testellen in der Heßbrühlstraße und/oder in der Liebknechtstraße. Mit dem Jahres-
fahrplan 2020 soll die Buslinienführung für die Buslinie 80 geändert werden. Die 
Buslinie 80 verkehrt dann nicht mehr über die Heßbrühlstraße, sondern in beiden 
Richtungen über die Industriestraße. Die Haltestelle Ruppmannstraße entfällt. Die 
Linie 80 hat weiterhin die Aufgabe, Umsteiger vom Bahnhof Vaihingen in die östli-
chen Bereiche des SynergieParks zu bringen. Das Allianzareal ist fußläufig bereits 
optimal an den ÖPNV angebunden und bedarf keiner zusätzlichen Anbindung mit 
der Buslinie 80. 
 
8.4 Verkehrsstrukturplan Vaihingen und SynergiePark Vaihingen-Möhringen  
Aufgrund der Siedlungsentwicklung in Vaihingen und im SynergiePark ist mit Stand 
Juli 2018 mit folgenden Zunahmen zu rechnen (teilweise auf Grundlage des gelten-
den Planungsrechts, teilweise ist die Schaffung eines neuen Planungsrechts erfor-
derlich)  
• Eiermann-Campus ca. 3 500 Einwohner, ca.1 900 Beschäftigte  
• Universität ca. 1 500 Beschäftigte/Studierende  
• SynergiePark ca. 18 000 Beschäftigte  
 
Die damit zusammenhängende massive Zunahme des Verkehrs soll z. B. durch fol-
gende Maßnahmen kompensiert werden:  
• Verbesserung des ÖPNV (Regionalbahnhalt, Taktverdichtungen, P+R-Angebot, 

Bus, Seilbahnverbindungen usw.)  
• Ausbau des Straßennetzes (Ausbau A8 und B27, Ausbau der Knotenpunkte an 

der Nord-Süd-Straße usw.)  
• Ausbau des Radroutennetzes (Ausbau der Hauptradrouten, Radschnellwege 

usw.)  
• Spezielle Maßnahmen im Umfeld von Neubaumaßnahmen  
• Parkraumkonzept SynergiePark/Parkraumbewirtschaftungsmanagement in Vai-

hingen und Möhringen  
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8.4.1 Finanzielle Auswirkungen 
Für die erforderlichen Untersuchungen wurden im Haushalt 2018/2019 Planungsmit-
tel in Höhe von 2,0 Mio. € zur Verfügung gestellt. Diese Mittel werden Schritt für 
Schritt bewirtschaftet, wobei die bis Ende 2019 noch nicht verausgabten Mittel in den 
Haushalt 2020/2021 übertragen werden.  
 
Zur Umsetzung erster Maßnahmen des „Verkehrskonzepts Vaihingen und Synergie-
Park Vaihingen-Möhringen“ können derzeitig folgende Mittelbedarfe genannt wer-
den: 

• Für den SynergiePark Vaihingen, Verkehrskonzept 1. Stufe Umgestaltung des 
Straßenraums Industriestraße von Nord-Süd-Straße bis Bahnhof Vaihingen 
sowie Ruppmann- und Schockenriedstraße sind Mittel in Höhe von ca. 
3.800.000 € im Haushaltsplanentwurf in den Jahren 2020 bis 2022 enthalten. 

• Zur Umsetzung der im Zuge der Nord-Süd-Straße / Ostumfahrung geplanten 
Sofortmaßnahmen sind Mittel in Höhe von 1.850.000 € erforderlich 

 
8.4.2 Mitteilungsvorlage Verkehrskonzept Vaihingen und SynergiePark Vaihingen-
Möhringen (GRDrs 551/2017) 
Der Entwurf des Verkehrsstrukturplans, u. a. auf Grundlage der Mobilitätskonzepte 
der Universität, der Firmen Daimler und Allianz, der Entwürfe des Bezirksbeirats und 
der Verkehrsanalyse der Wirtschafts- und Industrievereinigung Stuttgart (WIV) wurde 
im damaligen Ausschuss für Umwelt und Technik (heute Ausschuss für Stadtent-
wicklung und Technik) sowie in den betroffenen Bezirksbeiräten Möhringen und Vai-
hingen zur Kenntnisnahme im Juli/September 2017 vorgestellt. Die darin enthaltenen 
vorgeschlagenen Maßnahmen wurden am 1. März 2018 in einem öffentlichen Infor-
mations- und Ausspracheabend den interessierten Bürgerinnen und Bürgern in der 
Schwabengalerie in Vaihingen detailliert vorgestellt.  
 
8.4.3 Mündlicher Bericht weiteres Vorgehen 
Am 17. April 2018 wurde im damaligen Ausschuss für Umwelt und Technik (heute 
Ausschuss für Stadtentwicklung und Technik) über die geplanten Maßnahmen und 
das weitere Vorgehen berichtet, der Ausschuss hat hiervon Kenntnis genommen.  
 
Einzelne Maßnahmen wie Straßenraumumgestaltungen sind bereits zeitnah mög-
lich, andere Maßnahmen wie ein eventueller Ausbau der Nord-Süd-Straße erfordern 
entsprechende Planverfahren, so dass eine Realisierung dieser Maßnahmen erst 
deutlich nach der voraussichtlichen Inbetriebnahme des Allianz-Neubaus erfolgen 
kann.  
Für die Einzelmaßnahmen werden informelle Bürgerbeteiligungen gemäß der neuen 
Richtlinie des Gemeinderats durchgeführt, zu größeren Vorhaben, die ein Plan-
rechtsverfahren benötigen, werden formelle Bürgerbeteiligungen erfolgen.  
 
8.4.4 Fortschreibung des Verkehrsstrukturplans Fortschreibung des Entwurfs des 
Verkehrsstrukturplans zum abgestimmten Plan mit  
Einarbeitung der Ergebnisse des Informations- und Ausspracheabends vom 1. März 
2018 und der Ergebnisse der politischen Beratungen in den Bezirksbeiräten und des 
Gemeinderats.  
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Im Dezember 2018 und Januar 2019 wurde in den zuständigen Gremien über den 
Stand des Verkehrsstrukturplans und über die zur Umsetzung in den beiden kom-
menden Doppelhaushalten 2020 bis 2023 vorgeschlagenen Maßnahmen folgendes 
berichtet: 
Ziele und Herausforderungen des Verkehrskonzepts SynergiePark, kurz- und mittel-
fristige ÖPNV-Maßnahmen, kurzfristige Maßnahmen Nord-Süd-Straße, Umgestal-
tungsmaßnahmen im SynergiePark, Parkraumkonzeption SynergiePark, nächste 
Schritte. 
 
8.4.5 Vorplanung zur Umgestaltung der östlichen Industriestraße 
Am 4. Juli 2019 hat der Gemeinderat die Gemeinderatsdrucksache GRDrs 220/2019 
„Vorplanung zur Umgestaltung der östlichen Industriestraße“ beschlossen. Damit 
werden Maßnahmen zur Verbesserung der Fuß- und Radverkehrsführung, zur Um-
setzung des neuen Linienkonzepts der Buslinie 80 und zur Verbesserung des Ver-
kehrsflusses in der östlichen Industriestraße zwischen Industriestraße 23 und Nord-
Süd-Straße ermöglicht. Die Umgestaltung der östlichen Industriestraße soll im We-
sentlichen im Jahr 2020 erfolgen.  
 
8.4.6 Ausbau der Nord-Süd-Straße 
Die Nord-Süd-Straße soll auch zukünftig als Haupterschließungsachse für den Sy-
nergiePark dienen. Hierzu soll sie schrittweise ertüchtigt werden. Der Vollanschluss 
Breitwiesenstraße wurde 2019 fertig gestellt. Mittelfristig sollen im Zeitraum 2020 bis 
2022 die Knotenpunkte A8 / Nord-Süd-Straße, Heilbrunnenstraße / Nord-Süd-
Straße, Vaihinger Straße / Nord-Süd-Straße und Ostumfahrung Vaihingen / Zu-
sestraße in ihrer Kapazität auf geltendem Planungsrecht ertüchtigt werden. Die Vor-
planung für die Ertüchtigung der Knotenpunkte soll Anfang 2020 dem Gemeinderat 
zur Beschlussfassung vorgelegt werden. Die notwendigen Umsetzungsmittel sind 
bereits für den Doppelhaushalt 2020/2021 durch das Tiefbauamt für die Haushalts-
planberatungen angemeldet worden. 
 
Langfristig soll die Nord-Süd-Straße zwischen A8 und Industriestraße ausgebaut 
werden. Am 23. Juli 2019 wurde hierzu die Vergabe der Voruntersuchung zum Aus-
bau der Nord-Süd-Straße vom Ausschuss für Umwelt und Technik beschlossen.  
 
8.4.7 Parkraumkonzept 
Für den SynergiePark wird derzeitig auch ein Parkraumkonzept erarbeitet, welches 
ebenfalls mittelfristig umgesetzt werden soll. Ein wesentliches Ziel des Parkraum-
konzepts ist der Schutz der angrenzenden Wohngebiete vor Parksuchverkehr durch 
eine Parkraumbewirtschaftung mit Bewohnerparkregelung. Zum Parkraumkonzept 
rund um den SynergiePark soll Anfang 2020 im Ausschuss für Stadtentwicklung und 
Technik und in den beiden Bezirksbeiräten Vaihingen und Möhringen berichtet wer-
den. 
 
8.4.8 Seilbahnstudie 
Die Idee einer Seilbahnverbindung vom Eiermannareal über den Bahnhof Vaihingen, 
den SynergiePark, ein etwaiges P+R-Parkhaus an der A8 und weiter zum Flughafen 
wird derzeitig im Rahmen einer Machbarkeitsstudie geprüft. Die Zwischenergebnisse 
der Seilbahnstudie wurden am 3. Dezember 2019 in den Gremien vorgestellt. Die 
Machbarkeitsstudie soll auf Grundlage des Trassenvorschlags A in einer detaillierten 
Planungsstufe unter Einbeziehung der Planrechtsbehörden und der Fördergeber 
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fortgeschrieben werden. Mit den vorliegenden Ergebnissen soll in den Stadtbezirken 
Vaihingen und Möhringen eine erste Bürgerbeteiligung durchgeführt werden. 
 
8.4.9 Machbarkeitsstudie P+R im Filderraum der Landeshauptstadt Stuttgart 
Aufgrund der ablehnenden Haltung des Bezirksbeirats Möhringen zu einem P+R-
Parkhaus am Standort Freibad soll zunächst eine Machbarkeitsstudie P+R im Filder-
raum der Landeshauptstadt Stuttgart (vgl. GRDrs 960/2018) erarbeitet werden. Es 
ist derzeitig davon auszugehen, dass die Ergebnisse der Machbarkeitsstudie bis 
Ende 2020 vorliegen könnten. 
 
8.4.10 Machbarkeitsstudie Stadtbahnverlängerung Vaihingen-West 
Aufbauend auf den Verkehrsuntersuchungen im Rahmen des Nahverkehrsentwick-
lungsplans wurden im Rahmen einer Arbeitsgruppe aus SSB, Tiefbauamt und Amt 
für Stadtplanung und Wohnen mögliche Lösungsansätze für den Ausbau des Stadt-
bahnnetzes in Vaihingen / Möhringen identifiziert. Es soll nun eine Machbarkeitsstu-
die Stadtbahnverlängerung Vaihingen-West (GRDrs 1049/2019) durch ein externes 
Planungsbüro erarbeitet werden. Es ist derzeitig davon auszugehen, dass die Ergeb-
nisse der Machbarkeitsstudie bis Ende 2020 vorliegen könnten. 
 
8.4.11 Bau der Stadtbahn-Übereckverbindung Pflugmühle zur Realisierung einer 
Stadtbahnlinie U17 Flughafen – Dürrlewang (GRDrs 1066/2019) 
Über die ab Ende 2021 bestehenden Gleise der U6 kann durch den Bau einer ver-
gleichsweise kurzen Netzergänzung (Übereckverbindung Pflugmühle zwischen Roh-
rer Weg und SSB-Zentrum) die Möglichkeit geschaffen werden, den SynergiePark 
mit einer neuen Stadtbahnlinie, die bisher unter dem Arbeitstitel U17 läuft, mit dem 
Filderbahnhof zu verbinden. Die SSB beabsichtigt, die Übereckverbindung bis Ende 
2021 zeitgleich mit der Inbetriebnahme der U6-Flughafen fertigzustellen und sie 
dann für betriebliche Zwecke zu nutzen. Ab Inbetriebnahme des Filderbahnhofs am 
Flughafen ist dann der Betrieb der neuen Stadtbahnlinie U17 vom Flughafen zum 
SynergiePark und weiter nach Dürrlewang angedacht. Der Gemeinderat hat am 19. 
Dezember 2019 die Vorlage 1066/2019 beschlossen und damit dem Bau der Über-
eckverbindung sowie der geplanten Einleitung des Planfeststellungsverfahrens zu-
gestimmt. 
 
8.4.12 Umgestaltung weiterer Straßenräume im SynergiePark und angrenzenden 
Gebieten 
Aktuell wird für folgende Projekte, welche wesentliche Verbesserungen für den Fuß- 
und Radverkehr aber auch Verbesserungen für den Kfz-Verkehr beinhalten, die Vor-
planung erarbeitet: 

• Umgestaltung der Industriestraße zwischen Office V und Ruppmannstraße 
sowie zwischen Ruppmannstraße und Bahnhof 

• Umgestaltung der Ruppmannstraße zwischen Industriestraße und Schocken-
riedstraße 

• Umgestaltung der Schockenriedstraße zwischen Ruppmannstraße und Am 
Wallgraben 

• Umgestaltung der Osterbronnstraße zwischen Dürrlewangstraße und Gali-
leistraße 

• Umgestaltung der Vaihinger Straße zwischen Nord-Süd-Straße und Engstlat-
ter Weg 

• Umgestaltung der Liebknechtstraße zwischen Bahnhof und Robert-Koch-
Straße 
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• Umgestaltung der Heßbrühlstraße zwischen Liebknechtstraße und Rupp-
mannstraße  

 
Zum aktuellen Stand der Projekte soll im 1. Quartal 2020 berichtet werden. Für Pro-
jekte, bei denen die Vorplanung abgeschlossen werden kann, werden sukzessive 
entsprechende Beschlussfassungen vorgelegt. Aktuell ist vorgesehen, die aufgeführ-
ten Maßnahmen in den Jahren 2021 bis 2023 umzusetzen. 
 
9. Sozialverträglichkeit 
Angebote der sozialen Infrastruktur sind in ausreichendem Maße im Stadtbezirk Vai-
hingen vorhanden, wie z. B.  
• Kindertageseinrichtungen (Eine neue Kindertagesstätte in der Heßbrühlstraße 36 

(Gemeinbedarfsfläche) in unmittelbarer Nähe zum Geltungsbereich wurde errich-
tet), 

• Schulen (Österfeldschule, Fanny-Leicht-Gymnasium, etc.),  
• Kirchen,  
• Jugendhaus, 
• Mehrgenerationenhaus, 
• Bürgersaal, 
• Sportflächen in unmittelbarer Umgebung, 
• Das bestehende Vereinsheim (Turn- und Sportverein Georgii-Allianz) Heßbrühl-

straße 10 entfällt künftig. Da in den angrenzenden Sportflächen und auch im Gel-
tungsbereich weiterhin Vereinsheimnutzungen zulässig und auch vorhanden 
sind, erscheint dies vertretbar. 

 
Im Geltungsbereich ist eine unterirdische 3 Feld-Sporthalle geplant, die sowohl für 
die Mitarbeiter als auch den Vereinssport vorgesehen ist (Regelung im städtebauli-
chen Vertrag). 
 
Durch die Neubebauung (Bürogebäude mit integrierter Sporthalle) fallen im Planbe-
reich Sportflächen weg, die bisher vom Sportverein Georgii Allianz genutzt werden. 
Um den Fortbestand des Vereins zu gewährleisten, wurde zusätzlich zu der im Gel-
tungsbereich geplanten unterirdischen Sporthalle in Abstimmung mit dem Amt für 
Sport und Bewegung ein Konzept für den Bau von Sportflächen ausgearbeitet. Da-
bei wurden alle Kooperationsmöglichkeiten mit den angrenzenden Sportvereinen 
ausgeschöpft.  
 
Die Stadt hat sich bereit erklärt, der Allianz an den Geltungsbereich östlich angren-
zend städtische Flächen zur Verfügung zu stellen bzw. zu vermieten. 
Ein entsprechender Mietvertrag wurde Anfang 2019 unterzeichnet und berechtigt die 
Allianz auf diesen städtischen Grundstücken einen Kunstrasenplatz, ein Faustball-
feld, 3 Beachvolleyballfelder etc. zu errichten. Mit dem Bau des Kunstrasenplatzes 
wurde bereits begonnen. Nach Ablauf der Mietzeit gehen die Sportanlagen in den 
Besitz der Stadt über. Die Nutzung dieser Sportanlagen soll hauptsächlich durch den 
Sportverein TSV Georgii Allianz erfolgen. 
 
10. Ver- und Entsorgung 
Die entwässerungstechnische Erschließung ist vorhanden. Das Abwasser aus die-
sem Gebiet fließt über den Hauptsammler Schwarzbach zum Klärwerk Möhringen.  
Die Versorgung des Areals mit leitungsgebundenen Energien und Trinkwasser sowie 
dem im Brandfall erforderlichen Löschwasser ist gesichert. 
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Im Geltungsbereich befinden sich Strom-, Gas-, Wasserleitungen sowie Telekommu-
nikationslinien, Fernmeldekabel und Lichtwellenleiterkabel.  
 
11. Planverwirklichung und Folgemaßnahmen 
Zur Planverwirklichung ist bezüglich der geplanten Verbreiterung der Verkehrsfläche 
südlich der Heßbrühlstraße die entsprechende Übertragung eines 5 m Streifens vom 
Grundstück der Allianz erforderlich (städtebaulicher Vertrag).  
• Die städtischen Grundstücke entlang der Liebknechtstraße (abzüglich der für die 

Umgestaltung der Verkehrsflächen erforderlichen Flächen) werden an die Allianz 
veräußert. Hierzu wird ein Grundstücksvertrag abgeschlossen werden. Der 
Grundstücksvertrag über die Teilflächen der städtischen Grundstücke entlang der 
Liebknechtstraße enthält die Verpflichtung der Allianz zur Zahlung des Verkehrs-
werts der städtischen Grundstücke sowie zur Übernahme der Folgekosten. Die 
Folgekosten bestehen aus 

o A) Übernahme der Kosten für die Aufhebung des Erbbaurechts der 
SWSG, die Umsetzung der Mieter etc. 

o B) Übernahme der Kosten für die Verlagerung der Baubetriebsstelle 
des Tiefbauamts  

o C) Übernahme der Kosten für die Herstellung eines Interimsstandortes 
der AWS 

• Im Gegenzug überträgt die Allianz die für den Ausbau der Heßbrühlstraße benö-
tigten Teilflächen unentgeltlich an die Stadt.  

 
12. Wesentliche Auswirkungen auf die Umwelt 
12.1 Verbleibende Auswirkungen auf die Schutzgüter 
Die Planung hat folgende verbleibende erheblich nachteilige Auswirkungen:  
• Außerhalb des Plangebietes führt die Realisierung der Planung für die Schutzgü-

ter Mensch sowie Klima und Luft zu erheblich nachteiligen Umweltauswirkungen,  
in Bezug auf das Schutzgut Landschaft zu nachteiligen Wirkungen. 

• Innerhalb des Plangebiets führt die Realisierung der Planung für das Schutzgut 
Klima und Luft zu erheblich nachteiligen Auswirkungen, für die Schutzgüter  
Mensch, Boden, Wasser und Landschaft zu nachteiligen Wirkungen. Den nach-
teiligen Wirkungen auf das Schutzgut Mensch kann mit entsprechenden techni-
schen Schutzvorkehrungen (Lärmschutz, Sicherheitsabstand zu einem benach-
bart liegenden Störfallbetrieb) begegnet werden.  

 
12.2 Geschützte Arten 
Für das Plangebiet wurden in Abstimmung mit der zuständigen unteren Naturschutz-
behörde beim Amt für Umweltschutz keine gesonderten tierökologischen Untersu-
chungen durchgeführt, da aufgrund Struktur, Nutzung und Ausstattung mit natürli-
chen Habitatelementen nicht mit dem Vorkommen von seltenen und gefährdeten, 
besonders und streng geschützten Arten gerechnet wurde. Um artenschutzrechtliche 
Verbotstatbestände beim Vollzug des Planes auszuschließen, werden in den Hinwei-
sen zum Bebauungsplan entsprechende Maßnahmen festgelegt. So ist vor Schnitt- 
und Rodungsarbeiten sowie vor Durchführung von Abrissarbeiten gutachterlich zu 
prüfen, ob und inwieweit besonders und streng geschützte Arten betroffen sein 
könnten. 
 
Während der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gingen Hinweise auf das Vor-
kommen von Fledermäusen ein. Diese dürften die Freiflächen des Plangebietes als 
Jagdhabitat nutzen. Die vom Flutlicht der Platzbeleuchtung angelockten Insekten 
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bieten reichlich Nahrung. Der im Süden des Plangebietes ost-west-verlaufende 
Grünzug mit seinen Gehölzbeständen ist Orientierungsleitlinie für die Tiere bei ihren 
Flügen von den Quartieren innerhalb der Siedlungsfläche zu den Jagdhabitaten im 
Freiland.  
 
Bei der öffentlichen Auslegung ging ein weiterer Hinweis auf das Vorkommen von 
Ringelnattern im Westen des Gebietes ein. Der Stadt ist ein Vorkommen der Ringel-
natter im Westen des Plangebiets bislang nicht bekannt. Die vorliegenden Habitats-
strukturen lassen nicht darauf schließen, dass sich diese Tierart dort regelmäßig auf-
hält und das Plangebiet als Habitat dauerhaft nutzt. Die Art ist in ganz Baden-Würt-
temberg verbreitet und wird wegen der Bestandrückgänge in den vergangenen Jah-
ren als gefährdet eingestuft. Sie ist auf Grundlage der Bundesartenschutzverord-
nung besonders geschützt. Die auf den Freiflächen des Grünzuges im Süden durch-
zuführenden Gestaltungs- und Bepflanzungsmaßnahmen mit den dort herzustellen-
den Retentionsflächen, in denen u. a. auch heimische Stauden- und Röhrichtflächen 
anzulegen sind, bilden zukünftig naturnahe Flächen, die auch von der Ringelnatter 
besiedelt werden können. Ggfs. sind im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens 
weitergehende Maßnahmen zur Gestaltung der Freiflächen zu treffen, um für die 
Ringelnatter höherwertige Habitate herzustellen. Der Bebauungsplan bietet dazu ei-
nen angemessenen Rahmen und ausreichend Gestaltungsspielräume, so dass bei 
Bedarf angemessene Ersatzhabitate hergestellt werden können.  
 
12.3 Baumbestand 
Das Baumgutachten vom November 2016 hat ergeben, dass sich im Geltungsbe-
reich ca. 131 größtenteils vitale und damit erhaltenswerte Bäume befinden. Die 
meisten dieser Bäume stehen entlang der Straßen oder direkt an den bestehenden 
Gebäuden. Durch die bisher durchgeführten Pflegemaßnahmen ist der Baumbe-
stand bis auf wenige Ausnahmen in einem verkehrssicheren Zustand. Die Linden an 
der Heßbrühlstraße sind stark und nicht fachgerecht eingekürzt, ebenso ältere 
Bäume (Pappeln und Silberahorne) im südwestlichen Plangebiet. Zwischen Park-
platz und Sportplatz steht eine mächtige, vitale und besonders erhaltenswerte Eiche. 
 
Auf Grund der geplanten Neubebauung mit Tiefgaragen und der Verbreiterung bzw. 
Umgestaltung der Verkehrsflächen der Liebknechtstraße und Heßbrühlstraße lassen 
sich die erhaltenswerten Bäume entlang der Straßenflächen und im künftigen Bau-
gebiet nicht erhalten. Die bestehenden Bäume (ca. 35) auf städtischer Fläche im 
südlichen Bereich des Geltungsbereichs können durch eine entsprechende Festset-
zung als Verkehrsgrünfläche erhalten werden. 
 
Der Erhalt der Eiche wurde bereits im Wettbewerb als Maßgabe vorgegeben und 
durch die getroffenen Festsetzungen einer entsprechenden Pflanzverpflichtung so-
wie den Regelungen im städtebaulichen Vertrag gesichert. Dadurch werden die für 
den Erhalt der Eiche erforderlichen Maßnahmen gesichert (Schutz während der Bau-
zeit usw.). 
 
Als Ersatz für die zahlreichen entfallenden Bäume werden Neupflanzungen von Bäu-
men im Geltungsbereich in den als Gewerbegebiete festgesetzten Flächen teilweise 
im zeichnerischen Teil, teilweise durch die Pflanzverpflichtung festgesetzt, darüber 
hinaus sind Bäume in den Verkehrsgrünflächen, die durch die Verbreiterung der Ver-
kehrsflächen der Liebknecht- und Heßbrühlstraße entstehen, als Richtlinie vorgese-
hen. 
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12.4 Retentionsfläche (Fläche zur Rückhaltung und Versickerung von Nieder-
schlagswasser) 
Durch die zusätzliche Baumöglichkeit wird Fläche versiegelt und die Grundwasser-
neubildung unterbunden. Es kommt zu einer verringerten Grundwasserneubildung.  
 
Die vorliegende Machbarkeitsstudie hat ergeben, dass eine Regenwasserbewirt-
schaftung über eine reine Versickerung aufgrund der nicht wasserdurchlässigen Bö-
den nicht möglich ist. Deshalb wird eine Regenwasserbewirtschaftung mit einfachen 
Retentionsflächen in Form von Mulden vorgesehen. 
Der Abfluss des Niederschlagswassers wird auf den begrünten Dachflächen, den 
begrünten Flächen unterirdischer Gebäudeteile und in Retentionsmulden, die auf 
den Grünflächen im Süden des Plangebietes liegen, verringert und verzögert. Ein 
Teil der Niederschlagsmengen wird der Verdunstung und so dem natürlichen Was-
serkreislauf zugeführt, ein Teil wird gedrosselt dem Kanalsystem zugeführt (bis zu 
23 l/s) und so dem natürlichen Wasserkreislauf entzogen. 
Die konkrete Planung der Mulden ist auf den erforderlichen Mindestabstand zum 
Grundwasser abzustimmen. Das Amt für Umweltschutz und das Tiefbauamt sind mit 
der Einleitung des Abflusses in den Kanal einverstanden. 
 
Die Pflanzverpflichtungsfläche pv2a und 2b Fläche wird als Retentions- und Versicke-
rungsfläche festgesetzt. Im städtebaulichen Vertrag werden Regelungen zur Herstel-
lung einer Wegeverbindung mit Aufenthaltsbereichen getroffen. 
 
12.5 Klima 
Nach dem Klimaatlas Region Stuttgart ist die Fläche überwiegend als Freiland-Kli-
matop ausgewiesen. Sie fungiert als nächtliches Frisch- bzw. Kaltluftproduktionsge-
biet. Bei Strahlungswetterlagen bestehen am Standort Hangabwinde in Form von flä-
chenhaften Kaltluftabflüssen, die in etwa in östliche Richtung abfließen. Diese unter-
streichen die Bedeutung des Gebiets hinsichtlich der klimatischen Ausgleichsleis-
tung und Durchlüftung der bebauten Vaihinger Ortslage selbst, aber auch dessen 
Funktion als Bindeglied für das Kaltlufteinzugsgebiet Körschtal. Aus stadtklimati-
scher Sicht ist grundsätzlich an den seinerzeit abgestimmten Planungsgrundzügen, 
den noch weitgehend unverbauten Landschaftsraum von weiterer Bebauung freizu-
halten, festzuhalten.  
 
Als Kompromiss wird die Mindestbreite des Grünzugs im Süden des Plangebiets auf 
eine Breite von etwa 40 m festgelegt. Daneben ist die Rücknahme des am südwestli-
chen Rand des Plangebiets vorgesehenen Baukörpers gegenüber der ursprüngli-
chen Planung des Wettbewerbsergebnisses um ca. 9 m erfolgt. Auch ist in dem vor-
gesehenen Grünstreifen der Abbruch der vorhandenen Sporthalle geplant. Die Be-
rücksichtigung dieser Randbedingungen lässt in einer ansatzweisen Abschätzung 
den Erhalt von einem Drittel bis etwa der Hälfte des Kaltluftstromes erwarten. Mit der 
vorliegenden Planungsabsicht wird im südlichen Teil des geplanten Gewerbegebiets 
die Durchströmbarkeit auch gegenüber dem Siegerentwurf des Wettbewerbs verbes-
sert und gesichert.  
 
Zusätzlich zu den Festsetzungen des Bebauungsplans zur Dachbegrünung, zur Mi-
nimierung der Versiegelung bzw. der Begrünung nicht bebauter Bereiche wird im 
städtebaulichen Vertrag geregelt, dass aufgrund der umfangreich vorgesehenen 
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Glasfassaden im Hinblick auf den thermischen Komfort in den Innenräumen geeig-
nete Abschattungsstrategien sowie in den Innenhofbereichen schattenspendende 
Vegetationselemente und Gehölze vor allem vor den Südfassaden vorzusehen sind.  
 
12.6 Lärm  
a) Bestand: 
Aus der Lärmkarte Stuttgart (EU-Lärmkartierung 2012/2017) können folgende Werte 
für Straßen mit einem Verkehrsaufkommen von mehr als 4 000 Kfz/Tag am Straßen-
rand abgegriffen werden: 
 
Straßenverkehr 
Aufgrund der hohen Verkehrsbelastung im mittelbaren und unmittelbaren Umfeld 
des Plangebiets sind alle größeren Erschließungsstraßen und die an diese unmittel-
bar angrenzenden Gebäude und Freiflächen von erhöhten Lärmeinwirkungen betrof-
fen. 
Die unmittelbar am Plangebiet entlangführende Liebknechtstraße zeigt für den 24h – 
Stunden Zeitraum bzw. den Tag-Abend-Nacht-Pegel gem. EU Umgebungslärmricht-
linie Belastungen von 65-70 dB(A) auf, die im Westen auf den Flächen des Plange-
biets zu Immissionswerten bodennah von 50-55 dB(A) führen.  
Im Nachtzeitraum ergibt das Werte im Plangebiet von 55-60 dB(A) unmittelbar im 
Straßenraum und Werte von 45-50 dB(A) auf den westlichen Flächen des Plange-
bietes. Dies entspricht Tagwerten von ca. 65 bis 70 dB(A) im Straßenraum und 55-
60 dB(A) auf den westlichen Teilflächen des Plangebietes. Höhere Lärmbelastungen 
liegen entlang der Hauptzufahrtsrouten Robert-Koch-Straße, dem östlichen Ab-
schnitt der Industriestraße und der Möhringer Landstraße vor. Die den SynergiePark 
erschließenden überörtlichen Verbindungsstraßen Ostumfahrung und Nord-Süd-
Straße zeigen wesentlich höhere Belastungen. 
 
Schienenverkehr (Eisenbahn) 
Mit dem Schienenverkehr sind darüber hinaus starke Lärmeinwirkungen verbunden. 
Sie betragen bodennah in den trassennahen Bereichen der geplanten gewerblichen 
Bauflächen tags 65 bis 70 dB(A) und nachts 55-60 dB(A), und in den trassenfernen 
Bereichen tags 55 bis 60 dB(A) und nachts 45 bis 50 dB(A).  
 
Überschreitung der Grenz- bzw. Orientierungswerte 
Durch den Schienenverkehr werden im Bereich Ecke Liebknecht-/Heßbrühlstraße 
sowohl die Orientierungswerte der DIN 18005 für Gewerbegebiete (55 dB(A) nachts, 
65 dB(A) tags als auch die Grenzwerte der 16. BImSchV, die für Gewerbegebiete 59 
dB(A) nachts, 69 dB(A) tags betragen, überschritten. 
 
Durch den Straßenverkehr werden in kleinen Bereichen entlang der Liebknecht-
straße in der nichtüberbaubaren Grundstücksfläche ebenfalls die Orientierungswerte 
der DIN 18005 überschritten. 
                                              
b) Ergebnis der schalltechnischen Untersuchung vom 16. Juli 2018 
Auswirkung der Umsetzung des Bebauungsplans 
Hinweis: Der Prognose Nullfall entspricht dem Prognose-Bezugsfall 2022/2023 der 
Verkehrsuntersuchung und berücksichtigt die Netzveränderungen (mit den geplan-
ten Entwicklungen auf Gemarkung Leinfelden-Echterdingen) und die siedlungsstruk-
turellen Entwicklungen im SynergiePark, die bis zur Inbetriebnahme des Allianzcam-
pus erwartet werden (siehe Kapitel Erschließung) ohne die Allianzansiedlung. Der 
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Prognose Planfall entspricht dem Prognose-Planfall 2022/2023 der Verkehrsuntersu-
chung und berücksichtigt die geplante Allianzansiedlung. 
 
Der Vergleich des Prognose Planfalls mit dem Prognose Nullfall, aus dem die Aus-
wirkungen der Umsetzung des Bebauungsplans abgelesen werden können, hat Fol-
gendes ergeben: 
 
• Zunahme des Verkehrs 
Der durchschnittliche tägliche Verkehr wird sich im Geltungsbereich bzw. dessen un-
mittelbarer Umgebung durch die Realisierung des Bebauungsplans erhöhen: 
Auf der Liebknechtstraße von 6 800 bis 10 200 auf 7 600 bis 11 500 Kfz/24h,  
auf der Heßbrühlstraße von 3 200 bis 4 200 auf 4 000 bis 5 200 Kfz/24 h. 
 
• Immissionen im Geltungsbereich 
Beurteilungspegel-Straßenverkehr  
Durch die Allianzansiedlung erhöhen sich im Plangebiet die Beurteilungspegel tags 
bis 65 dB(A) und nachts bis 55 dB(A). Die Orientierungswerte der DIN 18005 für Ge-
werbegebiete werden in der überbaubaren Grundstücksfläche eingehalten (65/55 
dB(A)). 
 
Schienenverkehr 
Durch den Schienenverkehr ergeben sich Beurteilungspegel bis 68 dB(A) tags und 
63 dB(A) nachts. Sowohl die Orientierungswerte der DIN 18005 für Gewerbegebiete 
(65/55 dB(A)) werden um 1 bis 3 dB(A) tags und 7 bis 8 dB(A) nachts als auch die 
Grenzwerte der 16. BImSchV für Gewerbegebiete (69/59 dB(A)) werden nachts um 
bis 4 dB(A) überschritten. Schallschutzmaßnahmen gegenüber dem Schienenver-
kehr sind deshalb erforderlich (siehe unten). Von den Überschreitungen sind der 
Westen und Nordwesten des Plangebiets betroffen.  
Die Plangenehmigung zum Regionalbahnhalt (Vaihingen- Bahnhof Stuttgart- Vaihin-
gen, Neubau Nahverkehrsbahnsteige) wurde am 22. Januar 2019 vom Eisenbahn-
Bundesamt erteilt. Die Realisierung soll nach derzeitigem Kenntnisstand im Jahr 
2022 abgeschlossen werden. Östlich des Bahnhofs werden auf städtischen Flächen 
dafür interimsweise Baustelleneinrichtungen hergestellt.  
Es ist davon auszugehen, dass sich durch die Realisierung des Regionalbahnhalts 
keine Erhöhungen der Beurteilungspegel ergeben. 
 
• (Immission) außerhalb des Geltungsbereichs  
Umliegende bestehende Bebauung 
An der umliegenden bestehenden Bebauung treten durch die Ansiedlung der Allianz 
Pegelerhöhungen auf. Am stärksten betroffen ist die Bebauung an der Ruppmann-
straße und an der Heßbrühlstraße. Dort beträgt die Pegelzunahme bis zu 0,6 dB(A) 
gegenüber dem Nullfall. Durch diese Pegelzunahme auf 60,2 tags/50,2 nachts dB(A) 
werden im Bereich der Ruppmannstraße 54 b (Ecke Heßbrühlstraße) die Orientie-
rungswerte der DIN 18005 für Mischgebiete geringfügig überschritten. 
 
In der Auwiesenstraße 8 im Wohngebiet werden die Orientierungswerte der DIN 
18005 für WA (55/45 dB(A)) und auch die Grenzwerte der 16. BImSchV (59/49 
dB(A) bereits durch den Nullfall (59,7/50,0 dB(A)) überschritten. Im Planfall 
(60,0/50,3 dB(A)) erhöhen sich die Pegel um weitere 0,3 dB(A) gegenüber den Null-
fall.  
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Bereits im Bestand liegen Überschreitungen der Orientierungswerte vor, die sich 
durch den Nullfall (ohne Realisierung des Bebauungsplans) weiter erhöhen. Die 
durch die Realisierung des Bebauungsplans entstehende zusätzliche Erhöhung um 
0,6 bzw. 0,3 dB(A) ist zumutbar. 
 
Sportlärm 
Die im Plangebiet und auf den östlich und südlich angrenzenden Grundstücken lie-
genden Sportflächen werden von Vereinen genutzt. Lärmkonflikte in den an das 
Plangebiet mittel- und unmittelbar nördlich und westlich angrenzenden Gewerbe- 
und Mischgebieten, in denen teilweise auch gewohnt wird, sind nicht bekannt. Es lie-
gen keine Hinweise vor, dass durch die Planung eine Konfliktlage hergestellt oder 
eine bestehende Konfliktlage verschärft werden würde. 
 
Gewerbelärm 
Vorkehrungen gegen Auswirkungen durch den Anlieferverkehr des Neubauvorha-
bens wurden im Bebauungsplan durch Festsetzungen von Bereichen, in denen 
keine Ein- und Ausfahrten zulässig sind, geregelt. Die schalltechnische Untersu-
chung erfolgte auf dieser Grundlage. Ggf. werden im Baugenehmigungsverfahren 
weitergehende Anordnungen getroffen. 
 
Wesentliche Änderung im Sinne der 16. BImSchV 
Die im Bebauungsplan vorgesehene Umgestaltung der Straßen stellt keinen erhebli-
chen baulichen Eingriff im Sinne der Verkehrslärmschutzverordnung (16. BImSchV) 
dar. 
 
c) Festsetzungen im Bebauungsplan 
Durch die Festsetzung eines eingeschränkten Gewerbegebietes GE1, in dem nur  

• Gewerbebetriebe aller Art 
• Öffentliche Betriebe  
• Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude 
• Anlagen für sportliche Zwecke 

zulässig sind, sofern diese das Wohnen nicht wesentlich stören, wird keine zusätzli-
che Lärmbelästigung durch die Realisierung des Bebauungsplans auf die Umgebung 
erwartet 
 
Im GE2 sind nur Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude zulässig, die nicht öf-
fentlich genutzt werden. Auch durch diese Festsetzung wird keine zusätzliche Lärm-
belästigung durch die Realisierung des Bebauungsplans auf die Umgebung erwartet. 
 
Festsetzung von Schallschutzmaßnahmen 
Gegenüber dem Schienenverkehr sind Schallschutzmaßnahmen erforderlich.  
Aktive Schallschutzmaßnahmen (Lärmschutzwände o.Ä.) sind entlang der Straßen 
aus städtebaulichen Gründen nicht erwünscht und werden deshalb nicht festgesetzt. 
Deshalb werden im Bebauungsplan passive Schallschutzmaßnahmen für bauliche 
und sonstige Schutzvorkehrungen nach § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB für das GE2 fest-
gesetzt.  
 
Passive Schallschutzmaßnahmen sind gemäß DIN 4109 (Schallschutz im Hochbau) 
vorzunehmen. Diese baulichen Maßnahmen können nach DIN 4109 durch Schall-
schutzfenster, Anordnung der Grundrisse, schallgedämmte Lüftungseinrichtungen 
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o.Ä. erfolgen. Ein Schutz von Außenbereichen kann damit jedoch nicht gewährleistet 
werden. 
 
Kennzeichnung 
Der Geltungsbereich wird darüber hinaus als Fläche gemäß § 9 Abs. 5 Nr. 1 BauGB 
gekennzeichnet, bei deren Bebauung besondere Vorkehrungen zum Schutz gegen 
Verkehrsimmissionen zu treffen sind. 
 
12.7 Luftschadstoffe 
Das Plangebiet liegt im Geltungsbereich des Luftreinhalteplans. Im Landschaftsplan 
ist das Plangebiet als bebautes Gebiet mit klimatisch-lufthygienischen Nachteilen 
(entlang der Liebknechtstraße) und Sportfläche dargestellt. 
 
Das Luftschadstoffgutachten hat folgendes ergeben: 
a) Bestand: 
Im Plangebiet werden die Immissionsgrenzwerte für Feinstaub und Stickstoffdioxide 
deutlich unterschritten. Erhöhte Werte liegen jedoch außerhalb des Geltungsberei-
ches entlang der Haupterschließungsstraßen vor, zu Überschreitungen der Immissi-
onsgrenzwerte für Stickstoffdioxide kommt es u. a. im Bereich des Schwabenplatzes 
im Zentrum von Vaihingen. 
 
b) Realisierung der Planung 
Aufgrund der geplanten Nutzungen ist es nicht zu erwarten, dass es zu erheblichen 
zusätzlichen Beeinträchtigungen mit Luftschadstoffen aus Hausbrand, gewerblichen 
oder industriellen Emissionen kommt. 
 
Aufgrund der erhöhten zu- und abfahrenden Verkehrsmengen kommt es zu zusätzli-
chen verkehrsbedingten Belastungen. Diese sind jedoch im Planfall im Vergleich 
zum Nullfall verhältnismäßig gering. So werden auch nach Realisierung der Planung 
die Immissionsgrenzwerte von Feinstaub im Plangebiet und in der Umgebung deut-
lich unterschritten. Bei den Stickstoffdioxidwerten bleibt es bei der bereits im Nullfall 
eintretenden hohen Belastung mit Überschreitung der Immissionsgrenzwerte in ein-
zelnen Straßenabschnitten der weiteren Umgebung des Plangebiets.  
 
Mit der Planung ist eine Erhöhung der Verkehrsmengen verbunden. Diese führen auf 
den Erschließungsstraßen im Umfeld des Plangebietes zu einer Erhöhung der Im-
missionen um ca. 1%. Die heute bestehenden bzw. die im Prognose Nullfall auftre-
tenden Überschreitungen der Immissionswerte für Stickstoffdioxide auf einzelnen 
Abschnitten im Straßenraum der Erschließungsstraßen im Umfeld des Plangebiets 
bleiben weiterhin bestehen. 
 
12.8 Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung 
Die durchgeführte Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung hat ergeben, dass durch die 
Festsetzungen die Eingriffe im Plangebiet ausgeglichen werden, so dass zusätzliche 
Ausgleichsmaßnahmen außerhalb des Geltungsbereichs nicht erforderlich sind 
(siehe Anlage zum Umweltbericht). 
 
12.9 Altlasten 
Der Bereich der Flurstücke 1522 und 1523/1(Liebknechtstraße 39 bis 45/1) ist in der 
städtischen Altlastendatenbank (ISAS) als entsorgungsrelevante Fläche (B-Fläche) 
in Bezug auf Altlasten (ISAS 3306) dargestellt. Es handelt sich um eine ehemalige 
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Latrinengrube, von der keine Gefährdung ausgeht. Der Altlastenverdacht ist ausge-
räumt, es können jedoch erhöhte Entsorgungskosten anfallen. 
 
12.10 Nähe Störfallbetrieb siehe Ziffer 4 Geltendes Recht und andere Planungen 
 
13. Flächenbilanz 
Gesamtfläche      ca. 6,0 ha  
Verkehrsfläche mit Verkehrsgrün   ca. 1,3 ha 
GE-Gebiet       ca. 4,7 ha  
 
14. Grundvereinbarung/Städtebaulicher Vertrag  
Die Grundvereinbarung, die die Übernahme der Planungs- und Verfahrenskosten 
sowie die Kostenübernahme für erforderliche Gutachten regelt, wurde am 19. Sep-
tember/22. Oktober 2018 unterzeichnet. 
 
Der städtebauliche Vertrag nach den Grundsätzen des Stuttgarter Innenentwick-
lungsmodells (SIM) mit der Allianz wurde am 10. Januar 2019/17. Januar 2019 ab-
geschlossen mit folgenden wesentlichen Regelungen. 
Die Planungsbegünstigte verpflichtet sich: 
 
• Zur Übernahme von Planungs- und Verfahrenskosten 
• Zur Kostenübernahme der erforderlichen Gutachten 
• Zur Stellplatzbeschränkung auf max. 1 000 Stellplätze  
• Zur Umsetzung der Maßnahmen aus dem Mobilitätskonzept (z. B. Angebot an 

Leihfahrrädern, Job-Ticket, Arbeitszeitmodelle, Förderung von E-Mobilität, Car-
Pooling sowie Carsharing, mind. 20% der Kfz-Stellplätze werden mit Ladeinfra-
struktur für die Elektromobilität vorbereitet usw.) 

• Zur Planung/Herstellung/Kostentragung der erforderlichen Umbaumaßnahmen 
der Liebknecht- und Heßbrühlstraße entsprechend den Festsetzungen des Be-
bauungsplans und der noch abzuschließenden Baudurchführungsverträge 

• Zur Verpflichtung zur Planung/Herstellung/Kostentragung der Fußwegeverbin-
dung in Nord-Süd-Richtung 

• Zur Verpflichtung zum Abschluss eines Baudurchführungsvertrages zur Herstel-
lung/Umgestaltung der Straßen 

• Zur Abtretung von Flächen, die im Bebauungsplan als Verkehrsfläche festgesetzt 
sind 

• Zur Kostenbeteiligung in Höhe von 50% an der Realisierung der Fuß- und Rad-
wegeverbindung zwischen der Heßbrühlstraße und der Industriestraße außerhalb 
des Geltungsbereichs des Bebauungsplans auf heutigen Privatgrundstücken 

• Zur Planung/Kostentragung und der dauerhaft naturnahen Herstellung des südli-
chen Pflanzstreifens mit Retentionsflächen -entsprechend der Machbarkeitsun-
tersuchung zur Retention von Niederschlagswasser vom 7. März 2018 sowie den 
Festsetzungen im Bebauungsplan- ebenso wie einer Wegeverbindung in West-
Ost-Richtung  

• Zur Dachbegrünung, Baumerhalt bzw. zu Bepflanzungen entsprechend den Fest-
setzungen des Bebauungsplans 

• Zum Erhalt der Eiche mit entsprechenden Maßnahmen 
• Zu zusätzlichen Maßnahmen zur Verschattung des Gebäudes sowie Baumpflan-

zungen vor Südfassaden in den Innenhofbereichen usw.  
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• Zur Verpflichtung, die Planung entsprechend überarbeitetem Siegerentwurf inner-
halb einer Frist von 4 Jahren für den ersten Bauabschnitt, ggf. weiterer 3 Jahre 
für einen 2. Bauabschnitt zu realisieren 

• Zur Durchführung von Maßnahmen zur Unterschreitung der EnEV 
• Zur Verpflichtung zur Herstellung einer unterirdischen 3-Feld-Sporthalle auf dem 

künftigen Allianzgrundstück 
• Zur Nutzungsüberlassung der unterirdischen Sporthalle für den Sportverein TSV 

Allianz Georgii 
• Zum Abbruch der bestehenden Sporthalle in der künftigen Retentionsfläche nach 

Inbetriebnahme der unterirdischen 3-Feld-Sporthalle 
 
15. Weitere Vertragswerke 
Neben dem städtebaulichen Vertrag sind folgende weitere Verträge erforderlich, die 
sich bereits in der Abstimmung mit der Allianz befinden. 
• Im Mietvertrag für die städtischen Grundstücke (außerhalb des Geltungsbereichs, 

östlich an das Allianzgrundstück angrenzend), die als öffentliche Grünfläche fest-
gesetzt sind, wurde geregelt, dass die Allianz diese Flächen zur Verfügung ge-
stellt bekommt. Die Allianz ist zur Herstellung der Ersatzsportflächen berechtigt. 
Der Mietvertrag wurde im Frühjahr 2019 unterzeichnet. 

• Der Grundstücksvertrag über die Teilflächen der städtischen Grundstücke ent-
lang der Liebknechtstraße enthält die Verpflichtung der Allianz zur Zahlung des 
Verkehrswerts der städtischen Grundstücke sowie zur Übernahme der Folgekos-
ten. Die Folgekosten bestehen aus 

o A) Übernahme der Kosten für die Aufhebung des Erbbaurechts der 
SWSG, die Umsetzung der Mieter etc. 

o B) Übernahme der Kosten für die Verlagerung der Baubetriebsstelle 
des Tiefbauamts  

o C) Übernahme der Kosten für die Herstellung eines Interimsstandortes 
der  

Im Gegenzug überträgt die Allianz die für den Ausbau der Heßbrühlstraße benö-
tigten Teilflächen unentgeltlich an die Stadt. Der Grundstücksvertrag wird noch 
abgeschlossen.  

• Ein Baudurchführungsvertrag mit dem Tiefbauamt zur Regelung der Details der 
Umgestaltung der Liebknecht-/Heßbrühlstraße wird noch abgeschlossen.  

• Der Erbbaurechtsvertrag für das Flurstück 1463 (ehemalige Sportinsel) wurde 
zwischenzeitlich aufgehoben und das Erbbaurecht im Grundbuch gelöscht, so 
dass die Stadt wieder im Besitz dieser Fläche ist. Die geplanten Ersatzsportflä-
chen können damit auch hier realisiert werden. 
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Anlage zur Begründung   
Wettbewerbsergebnis 21. Juli 2017 

 
 
Überarbeitung der Planung Stand August 2018 
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1. Allgemeine Informationen zum Plangebiet 

Anlass des Verfahrens und Erläuterung der Planungsziele 

Die Allianz Deutschland AG, einer der weltweit größten Versicherungskonzerne, 
plant, ihre beiden bisherigen Betriebsstätten in der Stuttgarter Innenstadt in der Uh-
land- und Reinsburgstraße aufzugeben und stattdessen eine Neubebauung (Büroge-
bäude mit integrierter Sporthalle) auf ihrem Grundstück an der Heßbrühlstraße im 
Stadtbezirk Vaihingen zu realisieren.  
Der Verbleib des Konzerns in Stuttgart wird von der Landeshauptstadt befürwortet.  
 
Die Grundstücke an der Heßbrühlstraße, die bisher als Sportfläche genutzt werden, 
grenzen unmittelbar an das größte Stuttgarter Gewerbegebiet Wallgraben (Synergie-
Park) und bieten sich deshalb für die geplante Nutzung an. Die äußerst verkehrs-
günstige Lage direkt am ÖPNV-Knotenpunkt und künftigen Regionalbahnhalt Vaihin-
gen bietet optimale Bedingungen für die Ansiedlung von ca. 4 500 Mitarbeitern. 
 
Nach dem geltenden Planungsrecht ist diese Neubebauung nicht zulässig, deshalb 
muss der Bebauungsplan aufgestellt und der Flächennutzungsplan (FNP) geändert 
werden. 
 
Die Festsetzungen des aufzustellenden Bebauungsplans sollen so getroffen werden, 
dass sich die Neubebauung städtebaulich, freiraumplanerisch und klimatisch so ver-
träglich wie möglich in die vorhandene Umgebung einfügt. In diesem Sinne sollen 
sich die Gebäudehöhen von Norden nach Süden abstufen und ein ausreichend brei-
ter Pflanzstreifen entlang der heutigen Wegeverbindung im Süden des Geltungsbe-
reichs hergestellt werden. Damit ist die Realisierung der wichtigen Grünvernetzung 
im Schwarzbachtal möglich, in Teilen sogar qualitativ und gestalterisch aufgewertet. 
Der Geltungsbereich soll für die Öffentlichkeit zugänglich sein, vor allem der Pflanz-
streifen im Süden. Durch ein Geh- und Fahrrecht für Radfahrer zugunsten der Allge-
meinheit soll eine Verbesserung der Fußgänger- und Fahrradverbindungen erreicht 
werden. 
 
Teilflächen der heute städtischen Grundstücke entlang der Liebknechtstraße sollen 
an die Allianz veräußert werden. 
 
 

 

 

 

 



 

- Seite 42 - 

Lage und Abgrenzung des Plangebietes 

Abbildung 1: Bebauungsplan: Kataster mit Abgrenzung des räumlichen Geltungsbe-
reiches  

 

 
 
Abbildung 2: Luftbild 
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Abbildung 3: Ausschnitt Landschaftsplan 

 
 
Abbildung 4: rechtskräftige B-Pläne  
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Abbildung 5: Entwurf B-Plan  

 
 
Abbildung 6 FNP-Änderung Nr. 63 Heßbrühlstraße
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Ergänzende Angaben zum Plangebiet 
Ausgangszustand des Planungsgebietes:  

 gerundet in % in m² 
Private Grünflächen/Gärten 22 13 500 
Verkehrsflächen 18 10 500 
Gebäude/Bauliche Anlagen 10 6 000 
Sonstige versiegelte Flächen 
(Sportplätze usw.) 50 29 500 

   
Gesamt:  100 59 500 

Geltendes/derzeit rechtskräftiges Planungs- und Baurecht 
(vgl. dazu auch die Abbildung 4): 

• Rechtsverbindlicher Bebauungsplan Liebknecht-/Robert-Koch-Straße 2011/4 
• Rechtsverbindlicher Bebauungsplan Am Wallgraben West II 2012/7 bzw. Am 

Wallgraben West 1992/9 
• Rechtsverbindlicher Bebauungsplan Sportgelände Schwarzbachtal Vaihingen 

1994/19 
• Aufstellungsbeschlüsse: 

o Vergnügungsstätten und andere Einrichtungen im Stadtbezirk Vaihin-
gen (Vai 267) vom 23. April 2013 

Übergeordnete Planungsvorgaben und räumliche Entwicklungsziele 
(vgl. dazu auch die Abbildungen 3 und 4) 

Regionalplan: Siedlungsfläche Mischgebiet im Bereich der städtischen Grundstücke 
entlang der Liebknechtstraße 
 
Flächennutzungsplan: Der FNP wird parallel geändert mit den Darstellungen ge-
mischte Baufläche Verwaltung (MV) und Grünfläche Parkanlage, Landschaftspark 
 
Landschaftsplan: Grünfläche mit Zweckbestimmung Sport, im Westen des Plange-
bietes „bebautes Gebiet mit klimatisch-lufthygienischen Nachteilen“, nördlich angren-
zend „Grünmangelbereich“, nördlich, westlich und südlich entlang des Geltungsberei-
ches Rad- und Wanderwege. 
Der Landschaftsplan wird mit FNP-Beschluss entsprechend den geänderten Darstel-
lungen des FNP angepasst. 
 
Flurbilanz: Das Plangebiet liegt außerhalb landwirtschaftlich genutzter Flächen und 
hat keine Bedeutung für die Landwirtschaft. Darstellungen der Flurbilanz liegen für 
das Plangebiet dementsprechend nicht vor. 
 
Biotopverbundplanung: Für die heute als Sportflächen genutzten Bereiche des Plan-
gebietes liegt keine Biotopverbundplanung vor. Der im Süden verlaufende und ver-
dolte Schwarzbach soll langfristig offengelegt und ergänzend zu den Grün- und Frei-
flächen der umliegenden Sportflächen die östlich und westlich von Vaihingen liegen-
den Freiflächen in einem Grünzug verbinden. 
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STEK: Im Plangebiet ohne räumlich differenzierte Aussagen/Vorgaben, nördlich an-
grenzend im bestehenden Gewerbegebiet ist die Zukunftsoffensive Vaihingen/Möh-
ringen dargestellt. 
 
Städtebauliche Rahmenpläne, sonstige Konzeptionen:  

• Einzelhandels- und Zentrenkonzept 
• Vergnügungsstättenkonzeption 
• Entwurf des Verkehrsstrukturplans Vaihingen  
• Strukturplan Vaihingen 

Schutzgebiete und geschützte Objekte 

x Plangebiet liegt außerhalb von Schutzgebieten 

Planungsbezogen bedeutsame Grenzwerte und Richtwerte 

In Zusammenhang mit der Planung werden Grenzwerte und Richtwerte aus folgen-
den Regelwerken relevant:  
 
Lärm:  
 

x DIN 18005 – Schallschutz im Städtebau 
 4. BImSchV – genehmigungsbedürftige Anlagen 
x 16. BImSchV – Verkehrslärm Straße und Schiene 
x 18. BImSchV – Sportlärm/Freizeitlärm 
 Gesetz zum Schutz gegen Fluglärm 

TA Lärm x 
 
 
Luftschadstoffe: 
 

x 39. BImSchV – (insbesondere Feinstaub, PM10, NO2) 
 TA Luft 
x Störfallverordnung 
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2. Bestandserfassung und Bewertung des Ist-Zustandes 

Schutzgut Mensch und menschliche Gesundheit 

Hinweis: Der Aspekt Lufthygiene/Belastung mit Luftschadstoffen sowie der Aspekt bi-
oklimatische Belastung wird unter dem Schutzgut Klima und Luft abgearbeitet. Der 
Aspekt naturnahe Erholung wird unter dem Schutzgut Landschaft abgearbeitet. 
 

Bestand: 
Das Plangebiet ist durch die bestehende Sportplatznutzung mit Vereinsgaststätte, 
die Wohnbebauung an der Ecke Liebknechtstraße-/Heßbrühlstraße sowie die Be-
triebsstelle der AWS und die Baubetriebsstelle des Tiefbauamts charakterisiert und 
grenzt unmittelbar an das Gewerbegebiet Wallgraben an. Nordöstlich des Gel-
tungsbereichs befindet sich das bestehende Mischgebiet im Bereich Dogger-/Sau-
nastraße, südlich des Geltungsbereichs befindet sich das Wohngebiet im Bereich 
der Dürrlewang-/Auwiesenstraße. Westlich jenseits der Liebknechtstraße liegt das 
Gewerbegebiet Liebknecht-/Robert-Koch-Straße, in dem der Störfallbetrieb der 
Firma Friedrich Scharr KG liegt und unmittelbar an das Plangebiet angrenzt. 
In den SWSG-Gebäuden an der Ecke Heßbrühl-/Liebknechtstraße befinden sich 9 
Wohnungen, die nach dem geltenden Recht im Gewerbegebiet aus dem Jahr 2011 
nicht mehr zulässig sind. Die bestehenden Nutzungen wurden nach § 1 Abs. 10 
BauNVO über den Bestand hinaus gesichert. Für alle Mieter konnten zwischenzeit-
lich Ersatzwohnungen gefunden werden. Anfang 2020 ist der Abbruch der Ge-
bäude vorgesehen.  
Erholungsrelevante Grünanlagen sind unmittelbar an den Geltungsbereich angren-
zend vorhanden. Entlang der Wegebeziehung durch das Schwarzbachtal besteht 
eine Grünvernetzung, welche die östlich und westlich von Vaihingen liegenden 
Freiräume miteinander verbindet.  
 
Das Plangebiet ist durch die unmittelbare Nähe des Nahverkehrsknotenpunkts 
Bahnhof Vaihingen sehr gut an den ÖPNV angeschlossen. Drei S-Bahnlinien (S1 
bis S3), 3 Stadtbahnlinien (U1, U3 und U8) sowie die Haltestellen der Buslinien 80, 
81, 82, 84 sowie 751 liegen in ca. 300 m Entfernung. Die Haltestelle Lapp Kabel 
der Stadtbahnlinie U12 befindet sich in ca. 600 m Entfernung. 
 
In ca. 750 m Entfernung vom Geltungsbereich befindet sich das C-Zentrum Vaihin-
gen Ortsmitte mit einer sehr umfassenden Lebensmittelnahversorgung, mit Ange-
botsschwerpunkten im kurz- und mittelfristigen Bedarfsbereich. Im Gewerbegebiet 
in ca. 450 m Entfernung befindet sich in der Industriestraße ein Lebensmittelmarkt 
sowie in ca. 800 m Entfernung in der Galileistraße ein Discounter, die die Grund-
versorgung sichern. In der Ladenzeile in der Osterbronnstraße in ca. 600 m Entfer-
nung ist zur Sicherung der Lebensmittelnahversorgung planungsrechtlich ein groß-
flächiger Einzelhandel mit den Sortimenten Nahrungs- und Genussmittel zulässig. 
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Vorbelastungen: 
• Störfallbetrieb 

Unmittelbar westlich an das Plangebiet angrenzend befindet sich ein Störfallbe-
trieb gemäß Art. 13 der Seveso III-Richtlinie (Betriebsgelände der Firma Fried-
rich Scharr KG, Liebknechtstraße 50). Zur Einschätzung möglicher Auswirkun-
gen eines schweren Unfalles wurde ein Gutachten erstellt. Der darin ermittelte 
Achtungsabstand zwischen schutzbedürftigen Nutzungen und den als Störfall-
betrieb eingestuften Bereichen des Firmengeländes beträgt 70 m, gemessen 
von der östlichen Flurstücksgrenze des Betriebsgrundstückes. Innerhalb dieses 
Achtungsabstandes dürfen keine öffentlichen Nutzungen wie Parkanlagen mit 
Aufenthalts- und Spielflächen, Sportfelder oder sonstige Anlagen und Einrich-
tungen sowie öffentlich zugängliche Gebäude liegen, die zum Verweilen und 
Aufenthalt von Menschen einladen. 

• Sportlärm 
Die im Plangebiet und auf den östlich und südlich angrenzenden Grundstücken 
liegenden Sportflächen werden von Vereinen genutzt. Lärmkonflikte in den an 
das Plangebiet mittel- und unmittelbar nördlich und westlich angrenzenden Ge-
werbe- und Mischgebieten, in denen teilweise auch gewohnt wird, sind nicht be-
kannt. 

• Bahntrasse / Lärm Schienenverkehr 
Die Bahntrasse im Westen des Plangebietes hat eine stark trennende Wirkung 
(Barrierewirkung). Die Wohngebiete im Westen der Trasse sind nur über we-
nige Querungen (Brücken, Überführungen, Unterführungen) mit den Arbeitsstät-
tengebieten im Osten verbunden. Mit dem Schienenverkehr sind darüber hinaus 
starke Lärmeinwirkungen verbunden. Sie betragen bodennah (Berechnungs-
höhe 4 m über Gelände, Berechnungsraster 10 m) in den trassennahen Berei-
chen der geplanten gewerblichen Bauflächen tags 65 bis 70 dB(A) und nachts 
55-60 dB(A), und in den trassenfernen Bereichen tags 55 bis 60 dB(A) und 
nachts 45 bis 50 dB(A).  

• Straßen / Lärm Straßenverkehr 
Aufgrund der hohen Verkehrsbelastung im mittelbaren und unmittelbaren Um-
feld des Plangebietes sind alle größeren Erschließungsstraßen und die an diese 
unmittelbar angrenzenden Gebäude und Freiflächen von erhöhten Lärmeinwir-
kungen betroffen. So zeigt die unmittelbar am Plangebiet entlangführende Lieb-
knechtstraße für den 24- Stunden Zeitraum bzw. den Tag-Abend-Nacht-Pegel 
gem. EU Umgebungslärmrichtlinie Belastungen von 65-70 dB(A) auf, die im 
Westen auf den Flächen des Plangebiets zu Immissionswerten bodennah von 
50-55 dB(A) führen. Im Nachtzeitraum ergibt das für das Plangebiet Werte von 
55-60 dB(A) unmittelbar im Straßenraum und Werte von 45-50 dB(A) auf den 
westlichen Flächen des Plangebietes. Dies entspricht Tagwerten von ca. 65 bis 
70 dB(A) im Straßenraum und 55-60 dB(A) auf den westlichen Teilflächen des 
Plangebietes. Auch in den zum Wohnen genutzten Bereichen des Mischgebie-
tes im Bereich Dogger-/Ruppmannstraße nördlich des Plangebietes sowie im 
Wohngebiet an der Auwiesenstraße südwestlich des Plangebietes kommt es 
verkehrsbedingt zu erhöhten Lärmeinwirkungen (s.u.).  
 
Höhere Lärmbelastungen liegen entlang der Hauptzufahrtsrouten Robert-Koch- 
Straße, dem östlichen Abschnitt der Industriestraße und der Möhringer Land-
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straße vor. Die das Arbeitsstättengebiet Wallgraben erschließenden überörtli-
chen Verbindungsstraßen Ostumfahrung und Nord-Süd-Straße zeigen wesent-
lich höhere Belastungen. 

• Gewerbe 
Auf den westlichen Teilflächen des Plangebietes sowie westlich jenseits der 
Liebknechtstraße (Gewerbegebiet) und nördlich angrenzend jenseits der Heß-
brühlstraße (Mischgebiet) sind gewerbliche Nutzungen zulässig. Lärmkonflikte, 
die mit den Lärmemissionen der zulässigen Nutzungen in Verbindung stehen, 
sind derzeit nicht bekannt. 
 

Lärmminderungsplan Vaihingen 
 
Das Plangebiet liegt im Bereich des Lärmminderungsplans Vaihingen, der als 
Lärmschutzmaßnahme ein flächendeckendes Durchfahrtsverbot für LKW über 3,5 t 
vorsieht. Die im Lärmminderungsplan Vaihingen vorgesehene Maßnahme „Fahr-
verbot für LKW“ wurde in Vaihingen bereits am 1. Januar 2006 verfügt. Im Lärm-
minderungsplan werden darüber hinaus keine weiteren, das Plangebiet direkt be-
treffende Maßnahmen dargestellt. 
 
Westlich des Plangebietes wurden als eine der Maßnahmen des Lärmminderungs-
planes eine Verstetigung des Verkehrs durch verbesserte Ampelschaltungen und 
Zuflussdosierungen, Verlängerung von Busspuren und die Einrichtung von Rad-
fahrstreifen entlang der Robert-Koch-Straße realisiert, nördlich der Rückbau von 
Möhringer Landstraße und Hauptstraße auf je Fahrtrichtung eine Fahrspur. Für das 
östlich angrenzende Gewerbegebiet im Bereich Wallgraben sind Maßnahmen wie 
Lkw-Verbotsschilder, Umleitungsbeschilderung für Lkw, Zuflussdosierung darge-
stellt. Weitere Maßnahmen für Vaihingen sind an vom Plangebiet relativ weit ent-
fernten Stellen vorgesehen und betreffen die Planung nicht. 

 
• Luftschadstoffe – vgl. Klima und Luft 

 



 

- Seite 50 - 

 
Überschreitung von Immissionsgrenzwerten im Plangebiet und/oder benach-
bart liegenden Flächen 
Plangebiet: 
In den heute als Gewerbegebiet festgesetzten Bereichen des Plangebietes werden 
die Orientierungswerte der DIN 18005 (tags 65 dB(A) und nachts 55 dB(A)) sowie 
die Grenzwerte der 16. BImSchV (tags 69 dB(A) und nachts 59 dB(A)) an der Ecke 
Liebknecht-/Heßbrühlstraße durch die Einwirkungen des Schienenverkehrs über-
schritten bzw. erreicht (Berechnungshöhe 4m über Gelände).  
Durch den Straßenverkehr werden die Orientierungswerte im Straßenraum der 
Liebknechtstraße und in den direkt angrenzenden Bereichen der nicht überbauba-
ren Grundstücksfläche überschritten. 
Angrenzendes Mischgebiet (Bereich Dogger-/Ruppmannstraße) 
Nach der Lärmkarte Stuttgart (EU-Lärmkartierung 2017) ergeben sich heute an den 
unmittelbar an der Industriestraße liegenden und teilweise zum Wohnen genutzten 
Gebäuden geringfügige Überschreitungen der Orientierungswerte der DIN 18005 
für Mischgebiete (60 dB(A) tags / 50 dB(A) nachts), in den hinter liegenden Berei-
chen werden die Werte eingehalten. 
Benachbartes Wohngebiet (Auwiesenstraße) 
Nach der Lärmkarte Stuttgart (EU-Lärmkartierung 2017) ergeben sich heute im Be-
stand Überschreitungen der Orientierungswerte der DIN 18005 für das bestehende 
Wohngebiet. Entlang der Liebknechtstraße treten im Nachtzeitraum am Straßen-
rand Immissionswerte von 55 bis 60 dB(A) und auf den straßennahen Grund-
stücksteilen Immissionswerte von 45 bis 50 dB(A) auf. Die Fassadenpegel liegen 
nachts unter 50 dB(A). Damit werden die Orientierungswerte der DIN 18005 (für 
WA nachts 45 dB(A)) in den straßennahen Bereichen des Wohngebietes über-
schritten. Tagsüber kommt es zu Überschreitungen der Orientierungswerte am 
Straßenrand und entlang der straßenzugewandten Grundstücksgrenzen. Hinzu 
kommen in diesen Bereichen die Lärmeinwirkungen durch den Schienenverkehr 
auf der westlich angrenzenden Bahntrasse, welcher zu stärkeren Lärmeinwirkun-
gen als der Straßenverkehr führt. 
 (Zu Grenzwertüberschreitungen bei Luftschadstoffen vgl. Ausführungen zu Klima 
und Luft) 
Bewertung unter Berücksichtigung der Vorbelastungen: 
• Das vorhandene Sportgebiet Schwarzbachtal hat einen hohen Erholungs- und 

Aufenthaltswert für den Stadtbezirk Vaihingen und hat damit eine über den Gel-
tungsbereich hinausgehende Bedeutung. 

• Eine Aufwertung der vorhandenen Wegebeziehungen ist durch zusätzliche 
Wege möglich. Die Qualität der Erholungseignung kann gesteigert werden. 

• Die Grundversorgung und die Anbindung an den ÖPNV sind sehr gut. 
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• Die Lärmbelastung durch den Straßen- und Schienenverkehr überschreitet die 
schalltechnischen Orientierungswerte der DIN 18005 vor allem entlang der 
Liebknechtstraße im Geltungsbereich sowie in der mittelbaren Umgebung des 
Plangebietes in den straßennahen Bereichen von Liebknecht- und Industrie-
straße, im südlich benachbarten Wohngebiet Auwiesenstraße sowie im nördlich 
liegenden Mischgebiet Ruppmannstraße/Doggerstraße. 

• Von dem westlich jenseits der Liebknechtstraße an den Geltungsbereich an-
grenzenden Störfallbetrieb geht eine Gefährdung aus. Schutzbedürftige Anla-
gen gemäß § 50 Satz 1 BImSchG (publikumswirksame Nutzungen wie sportli-
che Anlagen, Versammlungsräume, öffentlich zugängliche Gebäude usw.) sind 
in der unmittelbaren Nähe des Störfallbetriebs (Firma Friedrich Scharr KG) in-
nerhalb eines Achtungsabstandes von 70 m (gemessen von der Grundstücks-
grenze des Betriebsgeländes) nicht zulässig.  

 
Bewertungsrahmen: 
1 = Nachrangig/geringe Bedeutung 
2 = Allgemeine/mittlere Bedeutung 
3 = Hochwertig/hohe Bedeutung 

 
 Zusammenfassende Gesamtbewer-

tung Ist- Zustand Schutzgut 
Mensch und menschliche Gesund-
heit: 

1 2 3 
x 

Ausgewertete Untersu-
chungen/Gutachten: • Straßenverkehrslärm, Berechnungen nach der EU 

Umgebungslärmrichtlinie, Darstellungen in geoline 
stuttgart, Berechnungen 2017 

• Schienenverkehrslärm, Berechnungen nach der EU 
Umgebungslärmrichtlinie, Darstellungen in geoline 
stuttgart, Berechnungen 2012 

• Lärmminderungsplan Vaihingen 

• Einzelfallbetrachtung Störfallbetrieb Firma Friedrich 
Scharr KG, Ingenieurgruppe RUK GmbH Stuttgart, 
Oktober 2016 

• Schalltechnisches Gutachten, Ingenieurbüro für Um-
weltakustik Heine und Jud, 16. Juli 2018 
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Schutzgut Tiere und Pflanzen, Biotop- und Nutzungstypen, Biodiversität 

Bestand: 
Das Plangebiet wird durch eine große Sportfläche mit zugehöriger Infrastruktur 
(Tennenbahn, Ballfangzäune etc.), Stellplätzen und Vereinsgebäude mit Nebenge-
bäuden sowie im Westen des Plangebietes von den Gebäuden und Einrichtungen 
der Abfallwirtschaft Stuttgart und den zugehörigen Betriebswohnungen charakteri-
siert. Es ist auf Teilflächen bebaut und versiegelt, große Flächen werden von den 
Belägen des Sportplatzes (Tennenbahn, Sportrasen, Kunststoffbelag) geprägt. Ha-
bitatstrukturen bildet insbesondere der Baum- und Gehölzbestand. 
Das Baumgutachten vom November 2016 hat ergeben, dass sich im Geltungsbe-
reich ein Baumbestand mit 131, 20 bis 80 Jahre alten, überwiegend vitalen und bis 
zu 20 m hohen heimischen Laubgehölzen entwickelt hat. Die meisten dieser 
Bäume stehen am Straßenrand, entlang der südlichen Grundstücksgrenze, direkt 
an den bestehenden Gebäuden der Sportanlage und den angrenzenden Gebäuden 
des Betriebshofes der Stadt Stuttgart (Tiefbauamt) und den Wohnhäusern der 
SWSG. Durch die bisher durchgeführten Pflegemaßnahmen ist der Baumbestand 
bis auf wenige Ausnahmen in einem verkehrssicheren Zustand. Die Linden an der 
Heßbrühlstraße sind stark und nicht fachgerecht eingekürzt ebenso ältere Bäume 
(Pappeln und Silberahorne) in der südwestlichen Grundstücksecke. 
Zwischen Parkplatz und Sportplatz steht eine mächtige, vitale und absolut erhal-
tenswerte ca. 100 Jahre alte Solitäreiche. 
 
Schutzgebiete: 
 

Naturschutzgebiete:  Das Planungsgebiet liegt im Naturschutzgebiet  

x Das Planungsgebiet liegt außerhalb von 
Naturschutzgebieten 

 Dem Planungsgebiet unmittelbar benachbart liegt 
das Schutzgebiet. 

Landschaftsschutzgebiete:  Das Planungsgebiet liegt im 
Landschaftsschutzgebiet  

x Das Planungsgebiet liegt außerhalb von 
Landschaftsschutzgebieten 

 Das Planungsgebiet liegt in unmittelbarer 
Nachbarschaft der Landschaftsschutzgebiete  

Naturdenkmale  Im Planungsgebiet liegt das Naturdenkmal  

x Im Planungsgebiet liegt kein Naturdenkmal 

 In unmittelbarer Nachbarschaft zum Planungsgebiet 
liegt das Naturdenkmal  
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Besonders geschützte 
Biotope  Im Planungsgebiet liegen folgende besonders 

geschützte Biotope :  

 Biotop Nr 

 Biotop Nr.  

x Im Planungsgebiet liegen keine besonders 
geschützten Biotope 

 In unmittelbarer Nachbarschaft zum Planungsgebiet 
liegt das besonders geschützte Biotop  

Nach Baumschutzsatzung 
geschützte Bäume  

Im Planungsgebiet bestehen folgende Anzahl an 
unter den Schutz der Baumschutzsatzung fallende 
Bäume  

x Das Plangebiet liegt außerhalb des 
Geltungsbereiches der Baumschutzsatzung 

 
 

Besonders und streng geschützte Arten: 
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Besonders und streng 
geschützte Arten: 

x Hinweise auf dauerhaft bewohnte Lebensstätten 
seltener und gefährdeter sowie besonders und 
streng geschützter Tierarten lagen zu Beginn des 
Bebauungsplanverfahrens nicht vor.  
Für das Plangebiet wurden in Abstimmung mit der 
zuständigen unteren Naturschutzbehörde beim Amt 
für Umweltschutz keine gesonderten tierökologi-
schen Untersuchungen durchgeführt, da aufgrund 
Struktur, Nutzung und Ausstattung mit natürlichen 
Habitatelementen nicht mit dem Vorkommen von 
seltenen und gefährdeten, besonders und streng 
geschützten Arten gerechnet wurde.  
 
Während der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlich-
keit gingen Hinweise auf das Vorkommen von Fle-
dermäusen ein. Diese dürften die Freiflächen des 
Plangebietes als Jagdhabitat nutzen. Die vom Flut-
licht der Platzbeleuchtung angelockten Insekten 
bieten reichlich Nahrung. Der im Süden des Plange-
bietes ost-west-verlaufende Grünzug mit seinen 
Gehölzbeständen ist Orientierungsleitlinie für die 
Tiere bei ihren Flügen von den Quartieren innerhalb 
der Siedlungsfläche zu den Jagdhabitaten im Frei-
land.  
 
Bei der öffentlichen Auslegung ging ein weiterer 
Hinweis auf das Vorkommen von Ringelnattern im 
Westen des Gebietes ein. Der Stadt ist ein Vorkom-
men der Ringelnatter im Westen des Plangebiets 
bislang nicht bekannt. Die vorliegenden Habi-
tatstrukturen lassen nicht darauf schließen, dass 
sich diese Tierart dort regelmäßig aufhält und das 
Plangebiet als Habitat dauerhaft nutzt. Die Art ist in 
ganz Baden-Württemberg verbreitet und wird we-
gen der Bestandrückgänge in den vergangenen 
Jahren als gefährdet eingestuft. Sie ist auf Grund-
lage der Bundesartenschutzverordnung besonders 
geschützt.  
 
  

  

Vorbelastungen: 
Es liegen Vorbelastungen aufgrund der Störungen durch Verkehrslärm (Straße, 
Bahn) und Gewerbelärm sowie durch Sport, Freizeit und Erholung vor. 

 
Bewertung unter Berücksichtigung der Vorbelastungen: 
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Das Plangebiet hat für das Schutzgut Tiere und Pflanzen / Biodiversität auf großen 
Flächen nachrangige Bedeutung. Höherwertige Habitate und Biotopstrukturen bil-
den die ausgeprägten Gehölzbestände, insbesondere die größeren Bäume entlang 
der Straßen und Wegeverbindungen. Besonders hochwertig ist die mächtige Eiche 
im Bereich des Parkplatzes. 

 
Bewertungsrahmen: 
1 = Nachrangig/geringe Bedeutung 
2 = Allgemeine/mittlere Bedeutung 
3 = Hochwertig/hohe Bedeutung 

 
 Zusammenfassende Gesamtbewer-

tung Ist- Zustand Schutzgut Tiere 
und Pflanzen: 

1 
 

2 
x 

3 

Ausgewertete Untersu-
chungen/Gutachten: • Baumerfassung und -bewertung für das Bebauungs-

planverfahren Heßbrühlstraße / Vai 282, Sachver-
ständigenbüro Reiner Katzmaier, Plüderhausen, 
2016 

• Eingriffsregelung mit Eingriffs-/Ausgleichsbilanz 
(siehe Erläuterungen in Kapitel 6) 

• Ortsbegehungen und Luftbildauswertungen 
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Schutzgut Boden 
Bestand: 
Geologische Situation 
Entlang der südlichen Geltungsbereichsgrenze liegt der Schwarzbach, ein kleinerer 
von Westen nach Osten der Körsch zufließender Bach, der mittlerweile verdolt 
fließt. Das Gelände fällt geringfügig nach Süden hin ab, wo vom Schwarzbach eine 
flache Talmulde geschaffen wurde. 
 
Gemäß der geologischen Karte stehen im Baufeld Schichten der Arietenkalk-For-
mation (juAK) an, die von den Schichten der Angulatensandstein-Formation (juAS) 
unterlagert werden. Die Arietenkalk-Formation besteht aus einer Abfolge von tlw. 
Schill führenden Kalksteinen mit zwischengeschalteten dunkel- bis schwarzgrauen 
Mergel- und Tonsteinen. In der Angulatensandstein-Formation sind den Mergel- 
und Tonsteinfolgen zunehmend Feinsandsteine zwischengeschaltet. 
 
Die Ton-, Kalk- und Sandsteinbänke des Unterjuras werden in der Niederung des 
Schwarzbachs von setzungsempfindlichen Abschwemmmassen, ansonsten von 
Filderlehmen und Fließerden sowie örtlich von Auffüllungen unbekannter Mächtig-
keit überdeckt. Die Lockergesteine nahe der Geländeoberfläche können in Abhän-
gigkeit von der jahreszeitlich wechselnden Durchfeuchtung quellen und schrump-
fen. 
Boden: 
Im Plangebiet liegen aufgrund der erstellten baulichen Anlagen und Sportflächen 
keine natürlichen Bodenverhältnisse mehr vor. Große Flächen sind versiegelt oder 
teilversiegelt oder die Böden wurden im Zuge von Baumaßnahmen zur Anlage der 
Sportfelder umgelagert und verändert. Auch im Bereich der Vegetationsbestände 
dürften die Böden im Zuge einstiger Baumaßnahmen umgelagert und verändert 
worden sein, so dass auch dort keine ungestörten natürlichen Bodenverhältnisse 
mehr vorliegen. 
Filter und Puffer für Schadstoffe/ Schutz des Grundwassers 
Aufgrund der hohen Versiegelungsgrade haben die Böden im Plangebiet mit Aus-
nahme der mit Vegetation bestandenen Teilflächen nachrangige Bedeutung als Fil-
ter und Puffer für Schadstoffe. 
Boden als Ausgleichskörper im Wasserhaushalt / Retention von Niederschlagswas-
ser 
Aufgrund der hohen Versiegelungsgrade haben die Böden im Plangebiet mit Aus-
nahme der mit Vegetation bestandenen Teilflächen nachrangige Bedeutung für die 
Retention von Niederschlagswasser. Ausgenommen davon sind die mit Sportrasen 
und Gehölzen bestandenen Flächen, auf denen Niederschlagswasser versickern 
und in den Bodenschichten gespeichert werden kann. 
Boden als Standort für die Vegetation, natürliche Vegetation, Kulturpflanzen und 
Bodenfruchtbarkeit 
Aufgrund der hohen Versiegelungsgrade haben die Böden im Plangebiet mit Aus-
nahme der mit Vegetation bestandenen Teilflächen nachrangige Bedeutung als 
Standort für die natürliche Vegetation, Kulturpflanzen und Bodenfruchtbarkeit. 
Boden als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte 
Die Böden im Plangebiet haben keine Bedeutung als Archiv der Natur- und Kultur-
geschichte.  
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Bodenqualität: Im Plangebiet ist die Bodenqualität aufgrund vorhandener Versiege-
lung sowie der baulichen Inanspruchnahme als Sportstätten als fehlend (0) bis sehr 
gering (1) eingestuft. 
Vorbelastungen: 
Altlasten 
Es liegen folgende Altlastenflächen im Plangebiet vor: 
ISAS Nr. 3306 auf den Flst. 1522 und 1523/1. Von den Flächen gehen keine Ge-
fahren aus, allerdings wird das Bodenmaterial als entsorgungsrelevant eingestuft. 
Über chemische Untersuchungen wurden Parameterüberschreitungen für unbelas-
tete Böden festgestellt. Vor der Durchführung von Baumaßnahmen wird daher eine 
Altlastenerkundung über die Auffüllungen und Deckschichten zur Eingrenzung 
schadstoffhaltiger Bereiche empfohlen. Ergänzend sind auch Platzbefestigungen 
der Sportanlagen auf Überschreitungen von umweltrelevanten Parametern zu un-
tersuchen. 
Das Plangebiet ist durch die Sportplatzfläche, Nutzung als Bauhof und die Wohn-
bebauung größtenteils versiegelt oder teilversiegelt. Unversiegelte Böden liegen 
nur im Bereich des Sportfeldes mit Sportrasen sowie den gehölzbestandenen Flä-
chen vor. Aber auch auf diesen Flächen dürften die Böden im Zuge der Herstellung 
der Sportfelder umgelagert und verändert worden sein, so dass im ganzen Plange-
biet keine natürlichen Bodenverhältnisse mehr vorliegen. 
Kampfmittel 
Luftbilder aus den Jahren 1943 bis 1945 und Unterlagen zeigen, dass die Umge-
bung des Untersuchungsgebietes mit Sprengbomben bombardiert worden ist. Teil-
bereiche des Geltungsbereiches sind aufgrund der Befunde als bombardierte Be-
reiche zu bezeichnen. Für diesen Teilbereich des Plangebietes ist vor Durchfüh-
rung von Baumaßnahmen eine nähere Überprüfung durch den Kampfmittelbeseiti-
gungsdienst Baden-Württemberg erforderlich. 
 
Bewertung unter Berücksichtigung der Vorbelastungen: 
Die Bodenqualität ist unter Berücksichtigung der einzelnen Bodenfunktionen und 
der Versiegelungsgrad sehr gering bis fehlend. Auf den größtenteils befestigten 
und teilweise versiegelten Flächen liegen bereichsweise keine Böden mehr vor. 
Eine Überprüfung des Plangebiets durch den Kampfmittelbeseitigungsdienst ist er-
forderlich. 

 
Bewertungsrahmen: 
1 = Nachrangig/geringe Bedeutung 
2 = Allgemeine/mittlere Bedeutung 
3 = Hochwertig/hohe Bedeutung 

 
 Zusammenfassende Gesamtbewer-

tung Ist- Zustand Schutzgut Boden: 
1 
 

2 
x 

3 
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Ausgewertete Untersu-
chungen/Gutachten: • Bodenkarte und Auswertungskarten BOKS 

• Geologische Karte 

• Stellungnahme des Regierungspräsidiums Frei-
burg Landesamt für Geologie, Rohstoffe und 
Bergbau 

• Geotechnische Stellungnahme 

• Luftbildauswertung auf Kampfmittelbelastung  

• Altlastenkataster 
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Schutzgut Wasser - Grundwasser 

Bestand: 
Im Geltungsbereich wird das Grundwasser nach der hydrogeologischen Baugrund-
karte von Stuttgart (M 1:10 000) zwischen 426,0 und 430,0 m ü. NN erwartet. 
Diese Angabe gibt die großräumige Grundwassersituation wieder, von der kleinräu-
mige Abweichungen jederzeit möglich sind. 
Durch 3 Grundwasserbeobachtungspegel wurden über ein Jahr hinweg Grundwas-
serstandsbeobachtungen durchgeführt. Diese ergeben konkretere Angaben zum 
Grundwasserstand. Die Grundwasserstände schwanken gering. In der nordwestli-
chen Ecke des künftigen Baugrundstückes zwischen 429,95 und 431,21 m, in der 
südwestlichen Ecke zwischen 426,94 und 429,01 m und in der südöstlichen Ecke 
zwischen 423,67 und 425,38 m. Das oberflächennahe Grundwasser steht im Plan-
gebiet damit ca. 3,3 m bis 7 m unter Flur an. 
 

 
Lage in Schutzgebieten: 

Wasserschutzgebiete:  Das Planungsgebiet liegt im Wasserschutzgebiet    
Zone  

x Das Planungsgebiet liegt außerhalb von 
Wasserschutzgebieten 

 Dem Planungsgebiet unmittelbar benachbart liegt 
das Schutzgebiet  

Heilquellenschutzgebiete:  Das Planungsgebiet liegt im 
Heilquellenschutzgebiet  
Zone ……………………………………………………. 

x Das Planungsgebiet liegt außerhalb der 
Heilquellenschutzgebiete 

 Das Planungsgebiet liegt in unmittelbarer 
Nachbarschaft der Heilquellenschutzgebiete 
……………………………………. 

Vorbelastungen: 
Die Flächen im Geltungsbereich sind größtenteils bereichsweise teilversiegelt und 
versiegelt. 
Es liegen folgende Altlastenflächen im Plangebiet vor: 
ISAS Nr. 3306 auf den Flst. 1522 und 1523/1 (bodenentsorgungsrelevante Flä-
chen). Qualitative Beeinträchtigungen des Grundwassers durch diese Altlastenflä-
chen sind nicht bekannt (siehe Schutzgut Boden). 
 
Veränderungen des Grundwassers durch im Grundwasser gegründete Bauten und 
sonstige Veränderungen des Grundwasserstroms sind nicht bekannt. 
 
Bewertung unter Berücksichtigung der Vorbelastungen: 
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Der Geltungsbereich liegt außerhalb von Schutzgebieten, der Grundwasserstand 
liegt relativ hoch, der Grundwasserkörper im Plangebiet ist ungestört. 
Es ergibt sich hieraus eine allgemeine Bedeutung für das Schutzgut Wasser 

 
Bewertungsrahmen: 
1 = Nachrangig/geringe Bedeutung 
2 = Allgemeine/mittlere Bedeutung 
3 = Hochwertig/hohe Bedeutung 

 
 Zusammenfassende Gesamtbewer-

tung Ist- Zustand Schutzgut Grund-
wasser: 

1 
 

2 
x 

3 

Ausgewertete Untersu-
chungen/Gutachten: • Geotechnische Stellungnahme, Henke und Part-

ner GmbH, Unterföhring, Oktober 2017 

• Stellungnahme des Amtes für Umweltschutz 

• Stellungnahme des Regierungspräsidiums Frei-
burg 

• ISAS Altlastenkataster 

• hydrogeologische Baugrundkarte von Stuttgart 
(M 1:10 000) 
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Schutzgut Wasser – Oberflächengewässer 

Hinweis: Der Aspekt Gewässer als Lebensraum für die heimische Tier- und Pflanzen-
welt wird unter dem Schutzgut Tiere und Pflanzen abgearbeitet, der Aspekt Gewäs-
ser als Element der Landschaft und als Element der naturnahen Erholung, wird unter 
dem Schutzgut Landschaft abgearbeitet. 
 

Bestand: 
Im Plangebiet befinden sich keine Oberflächengewässer. Der im Süden des 
Plangebietes von West nach Ost verlaufende Schwarzbach ist vollständig ver-
dolt und wird erst in ca. 600m Entfernung östlich des Plangebietes als offenes 
Gewässer geführt. Bei Starkregenereignissen kann es auf Teilflächen im Osten 
des Plangebietes im Bereich des ehemaligen Bachlaufes zu oberflächigen Was-
serabflüssen kommen. Im Osten außerhalb des Plangebietes liegt eine Gelän-
desenke, in der sich das bei Starkregenereignissen oberflächennah abfließende 
Wasser sammeln kann. 
Der Schwarzbach ist im Bereich des Bebauungsplans als Gewässer entwidmet 
und Teil des Abwasserkanalnetzes. 

Lage in Schutzgebieten: 
Überschwemmungsgebiete
: 

 Das Planungsgebiet liegt im 
Überschwemmungsgebiet 
 

x liegt außerhalb von Überschwemmungsgebieten 
Vorbelastungen: 
Keine 
 
Bewertung unter Berücksichtigung der Vorbelastungen: 
Auf Teilflächen im Südosten des Plangebietes kann es bei Starkregenereignissen 
zu oberflächennahen Wasserabflüssen kommen. Östlich des Geltungsbereiches 
befindet sich eine Geländesenke, hier besteht eine moderate Überflutungsgefähr-
dung bei Starkregenereignissen entlang des dort vorhandenen Geh- und Radwe-
ges. 
Der im Süden durch das Plangebiet führende Schwarzbach ist seit den 1960er 
Jahren verdolt und hat als Oberflächengewässer keine Bedeutung mehr. 

 
Bewertungsrahmen: 
1 = Nachrangig/geringe Bedeutung 
2 = Allgemeine/mittlere Bedeutung 
3 = Hochwertig/hohe Bedeutung 

 
 Zusammenfassende Gesamtbewer-

tung Ist- Zustand Schutzgut Ober-
flächengewässer: 

1 
x 

2 3 
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Ausgewertete Untersu-
chungen/Gutachten: • Luftbild 

• Ortsbegehungen 

• Überflutungsgefährdung bei Starkregenereignis-
sen, Darstellungen in geoline stuttgart, Berech-
nungen 2012 
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Schutzgut Klima und Luft  
Bestand 
Klima: 
Die Fläche ist nach dem Klimaatlas Region Stuttgart überwiegend als Freiland-Kli-
matop ausgewiesen. Freiland-Klimatope zeichnen sich aus durch einen ungestör-
ten und stark ausgeprägten Tagesgang von Temperatur und Feuchte, gute Durch-
lüftung und eine hohe Frisch- und Kaltluftproduktion. Die Flächen haben dement-
sprechend bedeutende klimarelevante Funktionen in Bezug auf das Plangebiet 
selbst, aber auch hinsichtlich der angrenzenden bebauten Bereiche. Von besonde-
rer Bedeutung ist der über das Plangebiet und die südlich angrenzenden Freiflä-
chen von West nach Ost verlaufende flächenhafte Kaltluftstrom, welcher die auf 
den Freiflächen westlich von Vaihingen bei Strahlungswetterlagen entstehende 
Kaltluft nach Osten über die Senken des Schwarzbachtales dem Kaltluftstrom des 
Körschsystems zuleitet. Die Kaltluftabflüsse münden überwiegend in das Schwarz-
bachtal und leisten im weiteren Verlauf auch einen wesentlichen Beitrag zu den Ab-
flüssen im Bereich der Körsch. Sie unterstreichen die Bedeutung des Gebiets hin-
sichtlich der klimatischen Ausgleichsleistung und Durchlüftung der bebauten Vai-
hinger Ortslage selbst, aber auch dessen Funktion als Bindeglied für das Kalt- 
lufteinzugsgebiet Körschtal. 
 
Die klimatisch-lufthygienische Empfindlichkeit gegenüber nutzungsintensivierenden 
Eingriffen und Vorhaben ist dementsprechend als hoch zu bewerten. Zu begründen 
ist dies einerseits mit einer mit der Nachverdichtung einhergehenden Verminderung 
der Durchlüftung des Plangebietes, die sich u. a. aus der Verdrängung des vertika-
len Windprofils nach oben und der Erhöhung der aerodynamischen Rauigkeit des 
Untergrundes ergibt sowie mit der Verringerung von Frisch- und Kaltluft bildenden 
Flächen und der Beeinträchtigung des o.g. Kaltluftstromes. 
 
Aus übergeordneter stadtklimatischer Sicht ist daher grundsätzlich an den Grund-
zügen des heute geltenden Planungsrechts festzuhalten, gerade den noch weitge-
hend unverbauten Landschaftsraum von weiterer Bebauung freizuhalten. 
 
Luftschadstoffe:  
 
Für Feinstaub (PM10) und Stickstoffdioxid (NO2) liegen für das Plangebiet Berech-
nungen für die Immissionsbelastungen vor (zuletzt Müller BBM GmbH 2016). Sie 
zeigen, dass die Immissionsgrenzwerte der 39. BImSchV deutlich unterschritten 
werden. Erhöhte Werte liegen hingegen entlang der Haupterschließungsstraßen in 
der weiteren Umgebung des Plangebietes vor. Hier kann es an einzelnen im Stra-
ßenraum entlang einzelner Straßenabschnitte zum Erreichen oder zur Überschrei-
tung der Immissionsgrenzwerte für Stickstoffdioxid (im Bereich des Schwabenplat-
zes im Zentrum von Vaihingen) kommen. 
 
Das Plangebiet liegt im Geltungsbereich des Luftreinhalteplans Stuttgart, der am 1. 
Januar 2006 in Kraft getreten ist und bereits mehrfach fortgeschrieben wurde.). Be-
sonders problematisch im Stadtgebiet sind hohe Belastungen mit Feinstaub und 
Stickoxiden, die zu einem Großteil aus dem Kraftfahrzeugverkehr stammen und de-
nen mit einer Vielzahl von Maßnahmen zur Verkehrslenkung, Ausbau von ÖPNV, 
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Rad- und Fußwegen bis hin zu Fahrverboten besonders stark Schadstoffe emittie-
render Fahrzeuge begegnet werden soll.  
 
Im Landschaftsplan ist das Plangebiet als bebautes Gebiet mit klimatisch-lufthygie-
nischen Nachteilen (entlang der Liebknechtstraße) und Sportfläche dargestellt. 
 
Vorbelastungen: 
Für das Schutzgut liegen folgende Vorbelastungen vor: 

• Auf Teilflächen zeitweise thermische Belastung aufgrund geringer Vegetation, 
Bebauung und Versiegelung 

• Belastung mit Luftschadstoffen aus dem Verkehr mit erhöhten Immissionswer-
ten insbesondere von Stickstoffdioxiden auf den Haupterschließungsstraßen im 
Umfeld des Plangebietes 

• (geringe) Belastung mit Luftschadstoffen aus der Umgebung, resultierend aus 
Hausbrand, Gewerbe und Industrie 

Überschreitung von Grenzwerten: 
Außerhalb des Plangebiets hohe Immissionswerte für Stickstoffdioxide  im Straßen-
raum der Haupterschließungsstraßen, Erreichen/Überschreitung der Immissions-
grenzwerte an einzelnen Stellen, u.a. im Bereich des Schwabenplatzes im Zentrum 
von Vaihingen. 

Bewertung unter Berücksichtigung der Vorbelastungen: 
Aufgrund des Kaltluftstromes, der auf Teilflächen erfolgenden Kaltluftproduktion 
sowie der im Klimaatlas vorgenommenen Einstufung der klimatisch-lufthygieni-
schen Empfindlichkeit gegenüber nutzungsintensivierenden Eingriffen hat das 
Plangebiet für das Schutzgut Klima und Luft sehr hohe Bedeutung. 

 
Bewertungsrahmen: 
1 = Nachrangig/geringe Bedeutung 
2 = Allgemeine/mittlere Bedeutung 
3 = Hochwertig/hohe Bedeutung 

 
 Zusammenfassende Gesamtbewer-

tung Ist- Zustand Schutzgut Klima 
und Luft: 

1 2 3 
x 

Ausgewertete Untersu-
chungen/Gutachten: • Klimaatlas Region Stuttgart 

• Fortschreibung der stadtklimatischen Stellungnahme 
vom 26. Juni 2018, Amt für Umweltschutz 

• Klimauntersuchung ENVI-met vom 26. Juni 2018, 
Amt für Umweltschutz 

• Luftschadstoffgutachten, Müller BBM, Karlsruhe, Juli 
2018 

• Informationssystem Stadtklima 21 
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Schutzgut Landschaft, Landschaftsbild, Ortsbild 

Bestand: 
Das Plangebiet ist Teil des Sportgeländes Schwarzbachtal zwischen dem Gewer-
begebiet Wallgraben, dem Störfallbetrieb Firma Friedrich Scharr KG und dem 
Wohngebiet Auwiesen-/Dürrlewangstraße.  
Es wird charakterisiert von Sportflächen mit Spielfeldern, Vereinsheim und weite-
ren, dem Sport dienenden Nebenanlagen. Der westliche Teilbereich zeigt sich mit 
Betriebshof des Tiefbauamts und den Flächen der AWS und den SWSG Wohnun-
gen als Gebiet mit kleinteiliger, überwiegend gewerblicher Nutzung.  
Entlang der Liebknecht- und Heßbrühlstraße stehen teils dichte Baumreihen. Cha-
rakteristisches Element ist eine Eiche im Bereich des heutigen Parkplatzes auf 
dem Allianzgrundstück, sie ist von der Heßbrühlstraße jedoch aufgrund der dich-
ten Baumreihe bisher nur eingeschränkt sichtbar.  
Das heutige Sportplatzgelände dient den Mitgliedern des Sportvereins Georgii Alli-
anz, das Gelände ist umzäunt, ein Durchgang in Nord-Süd-Richtung ist jedoch 
möglich. 
Ein raumbildendes Element ist die wegebegleitende Baumreihe entlang des vor-
handenen, ost-west verlaufenden öffentlichen Wegs im Süden des Geltungsbe-
reichs. Weg und die angrenzenden Gehölzbestände (teilweise auf als Sportfläche 
genutzten Grundstücken) vermitteln den Eindruck eines kleinen Grünzuges, der 
die östlich und westlich von Vaihingen liegenden Freiflächen miteinander verbin-
det. Er ist eine wichtige Verbindung für Fußgänger und Radfahrer und ermöglicht 
den Zugang zur freien Landschaft aus den Siedlungsflächen im Süden Vaihin-
gens. 

Vorbelastungen: 
Hohe Lärmbelastung durch den Straßenverkehr beeinträchtigt das Landschafts-
empfinden. 
Die Umgebungsbebauung ist sehr heterogen (Wohngebäude, gewerbliche Nut-
zungen, industriell geprägte Anlagen des Störfallbetriebs, Sportplatznutzungen). 
Der westliche Zugang zum Sportgebiet Schwarzbachtal ist nicht deutlich erkenn-
bar, er liegt zwischen dem südlich angrenzenden Wertstoffhof und der Baube-
triebsstelle des Tiefbauamts. Entlang des heutigen Geh- und Radwegs durch das 
Sportgebiet besteht eine beidseitig hohe Bepflanzung. 

 
Bewertung unter Berücksichtigung der Vorbelastungen: 
Das Plangebiet mit seinen baulichen Anlagen sowie die Freiflächen für die sportli-
che Nutzung haben nachrangige Bedeutung für das Landschafts- und Ortsbild. 
Dem im südlichen Teil des Plangebiets in Ost-West-Richtung verlaufenden Grün-
zug kommt aufgrund seiner Erholungsfunktion für Vaihingen und Dürrlewang und 
seiner Verbindung zur freien Landschaft sowie seiner ortsbildprägenden Gehölze 
eine hohe Bedeutung zu. Aufwertungspotenziale bestehen im Bereich des westli-
chen Zugangs zur Grünanlage  
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Bewertungsrahmen: 
1 = Nachrangig/geringe Bedeutung 
2 = Allgemeine/mittlere Bedeutung 
3 = Hochwertig/hohe Bedeutung 

 
 Zusammenfassende Gesamtbewer-

tung Ist- Zustand Schutzgut Land-
schaft: 

1 
 

2 
x 

3 
 

Ausgewertete Untersu-
chungen/Gutachten: • Ortsbegehung 

• Luftbild 
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Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter 

Bestand: 
Im Geltungsbereich befinden sich keine Kulturgüter, außerhalb des  
Geltungsbereichs ist die Gäubahn als Technisches Kulturdenkmal und als Sachge-
samtheit nach § 2 DSchG aufgelistet. Sachgüter liegen mit den vorhandenen Sport-
anlagen und dem Betriebshof der AWS vor.  
Vorbelastungen: 
Keine 
 
Bewertung unter Berücksichtigung der Vorbelastungen: 
Das Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter hat im Plangebiet nachrangige Be-
deutung. 

 
Bewertungsrahmen: 
1 = Nachrangig/geringe Bedeutung 
2 = Allgemeine/mittlere Bedeutung 
3 = Hochwertig/hohe Bedeutung 

 
 Zusammenfassende Gesamtbewer-

tung Ist- Zustand Schutzgut Kultur- 
und sonstige Sachgüter: 

1 
x 

2 3 

Ausgewertete Untersu-
chungen/Gutachten: • Liste der Kulturdenkmäler 

• Ortsbegehung 

 

Wechselwirkungen  
 
 
 

Erläuterung zu den Wechselwirkungen: 
 
Im Plangebiet liegen keine über die in Siedlungsbereichen und auf Sportflächen 
mit geringem Vegetationsanteil hinausgehenden ökosystemüblichen Wechselwir-
kungen zwischen den Schutzgütern vor. 
 

 
- siehe Matrix Folgeseite  
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3. Prognose des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung  
(Prognose 0-Fall) 

Darstellung der zukünftigen Nutzungen und Rahmenbedingungen als Grund-
lage für die Einschätzung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der 
Planung/im Prognose 0-Fall 

Nutzungen im Gebiet: Rahmenbedingungen 
x Ausübung der derzeit rechtskräftigen 

Planungs- und Baurechte 
 Keine veränderten Rahmenbedingun-

gen mit Wirkungen auf das Plangebiet 
 Realisierung rechtskräftiger Planfest-

stellungen 
x Realisierung von derzeit noch nicht 

ausgeübten Planungs- und Baurech-
ten auf benachbart liegenden Flächen 
/ in der Umgebung des Plangebietes 

 Realisierung sonstiger Genehmigun-
gen und genehmigter Vorhaben (fach-
rechtliche Genehmigungen) 

x Realisierung von Planfeststellungen 
im Umfeld des Plangebietes 

 Aufrechterhaltung der derzeitigen 
(landwirtschaftlichen, gärtnerischen, 
sonstigen) Nutzungen 

x Veränderung der Immissionssituation 
(Lärm- und Luftschadstoffe) aufgrund 
sich verändernder Verkehrsströme 

 Auflassung der Nutzung, Brache, 
Sukzession 

x Sonstige Veränderungen (Erläuterun-
gen siehe unten) 

 
Erläuterungen zu den künftigen Nutzungen und Rahmenbedingungen bei 
Nichtdurchführung der Planung: 
 
Das geltende Planungsrecht aus den Jahren 1994 und 2011 setzt im Geltungsbe-
reich eine private Grünfläche Sport-, Tennis- und Spielanlagen mit Zweckbauten 
bzw. Gewerbegebiet fest. 
 
Bebauungsplan Liebknecht-/Robert-Koch-Straße 2011/4 (westlicher Teilbereich 
des Plangebietes) 
Im festgesetzten Gewerbegebiet entlang der Liebknechtstraße ist eine GRZ von 
0,5 zulässig. Zusätzlich zu den heute vorhandenen baulichen Anlagen (realisierte 
GRZ beträgt ca. 0,3) und den bestehenden Versiegelungen entlang der Lieb-
knechtstraße sind damit zusätzliche Gebäude bis zu 11 m Höhe als Gewerbebe-
triebe aller Art (ausgenommen Einzelhandelsbetreibe, Bordelle), Lagerhäuser, La-
gerplätze und öffentliche Betriebe, Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude so-
wie Tankstellen bzw. weitere Versiegelungen zulässig.  
 
Bebauungsplan Schwarzbachtal 1994/19 (östlicher Teilbereich des Plangebietes) 
In der festgesetzten privaten Grünfläche sind zusätzlich zu den vorhandenen 
Zweckbauten (knapp 4 000 m² Grundfläche) weitere Zweckbauten bis insgesamt 6 
400 m² Grundfläche möglich. Zusätzlich dazu ist eine weitere Versiegelung der Flä-
chen bis auf Ausnahme der Pflanzverpflichtungen (ca. 3 100 m²) zulässig. 
 
Insgesamt wäre im Geltungsbereich eine zusätzliche Versiegelung durch Gebäude, 
Sportflächen usw. von ca. 8 000 m² nach dem geltenden Recht möglich. 
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Der Baumbestand im Geltungsbereich ist planungsrechtlich nicht gesichert und 
könnte gefällt werden, auch die besonders erhaltenswerte Eiche. 
 
Die Liebknecht- und die Heßbrühlstraße sind nach dem Planungsrecht hergestellt 
und könnten nicht verbreitert werden. 
 
Angrenzende Bebauungspläne Am Wallgraben-West II 2012/7 und Am Wallgra-
ben-Ost II 2015/7 
Durch die Realisierung von derzeit noch nicht ausgeübten Planungs- und Baurech-
ten in unmittelbarer Umgebung des Bebauungsplans ergeben sich deutliche Zu-
nahmen der Verkehrsmenge durch die Schaffung zusätzlicher Arbeitsplätze in ei-
ner derzeit bekannten Größenordnung von etwas mehr als 18 000 Arbeitsplätzen 
im SynergiePark.  
In verkehrsstarken Zeiten sind im inneren Straßennetz des SynergieParks durch 
die Anbindung an die dann häufig überlastete Nord-Süd-Straße erhebliche Ver-
kehrsbehinderungen und Verkehrsverlagerungen zu verzeichnen. Bereits im Vor-
feld bis zur Ansiedlung der Allianz wird im Gewerbegebiet eine starke strukturelle 
Entwicklung erwartet, verbunden mit einer Zunahme der Verkehrsbelastungen im 
gesamten Netz.  
 
So wird eine Zunahme der durchschnittlichen täglichen Verkehrsmenge von 3.300 
Kfz/24h auf der Industriestraße und der Breitwiesenstraße, 2.000 Kfz/24h auf Ab-
schnitten der Möhringer Landstraße, auf Abschnitten der Robert-Koch-Straße von 
400 Kfz/24h, der Kaltentaler Abfahrt von 600 Kfz/24h, der Ostumfahrung von 600 
Kfz/24h und der Hauptstraße/Möhringer Landstraße von 800 Kfz/24h erwartet. Mit 
der Zunahme der Verkehrszahlen ist mit einer entsprechenden Zunahme der Be-
lastungen mit Lärm und Luftschadstoffen verbunden.  
 
Dies führt in den zum Plangebiet benachbart liegenden und zum Wohnen genutz-
ten Gebieten zu weiteren straßenverkehrsbedingten Belastungen. So werden im 
Wohngebiet Auwiesenstraße höhere Immissionswerte von 59,7 dB(A) tags / 50,0 
dB(A) nachts prognostiziert (Immissionsorte Auwiesenstraße 8) und damit die Ori-
entierungswerte der DIN 18005 von 55 tags / 45 nachts dB(A) sowie die Grenz-
werte der 16. BImSchV von 59 dB(A) tags und 49 dB(A) nachts ohne die Wirkun-
gen des Bebauungsplanes Heßbrühlstraße (Vai 282) überschritten. Auch im Be-
reich der Wohnnutzungen im benachbarten Mischgebiet (Bereich Dogger-/Rupp-
mannstraße) kommt es ohne die Wirkungen des B-Planes zu zusätzlichen Lärmbe-
lastungen. 
 
Die erhöhte Verkehrsbelastung führt in Bezug auf die Immissionswerte von Stick-
stoffdioxiden dazu, dass im Straßenraum von Robert-Koch-Straße, Liebknecht-
straße, Industriestraße, Ruppmannstraße und Möhringer Landstraße erhöhte Im-
missionsbelastungen vorliegen und die Grenzwerte in einzelnen Straßenabschnit-
ten erreicht werden könnten. 
 
Damit ist zu erkennen, dass die Aufsiedlungen im SynergiePark, die bereits vor der 
Realisierung des Bebauungsplans erfolgen, eine Erhöhung der Grundbelastungen 
im Straßennetz verursachen werden, die ohne geeignete Maßnahmen zu Erhalt 
und Steigerung der Leistungsfähigkeit erkennbare Verkehrsbehinderungen erwar-
ten lassen. Daher sollen entsprechende Maßnahmen im Rahmen des geplanten 
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Verkehrsstrukturplanes für Vaihingen erarbeitet und umgesetzt werden. Folgende 
Aspekte sind dabei besonders zu berücksichtigen: 

 
• Verbesserung des ÖPNV-Angebots (Regionalbahnhalt, Taktverdichtungen, 

P+R-Angebot, Buslinienverlaufsänderung, Seilbahnverbindungen usw.) 
• Ausbau des Straßennetzes (Ausbau A8 und B27, Ausbau der Knotenpunkte an 

der Nord-Süd-Straße usw.) 
• Ausbau des Radroutennetzes (Ausbau der Hauptradrouten, Radschnellwege 

usw.) 
• Spezielle Maßnahmen im Umfeld von neuen Bauvorhaben, Parkraumkonzept 

SynergiePark/Parkraumbewirtschaftung in Vaihingen und Möhringen 
 
Einzelne Maßnahmen wie Straßenraumumgestaltungen sind bereits zeitnah mög-
lich, andere Maßnahmen wie ein eventueller Ausbau der Nord-Süd-Straße erfor-
dern entsprechende Planverfahren, so dass eine Realisierung dieser Maßnahmen 
erst deutlich nach Vollzug des Bebauungsplanes erfolgen kann. Für die Einzelmaß-
nahmen werden informelle Bürgerbeteiligungen gemäß der neuen Richtlinie des 
Gemeinderats durchgeführt, zu größeren Verfahren, die ein Planrecht benötigen, 
werden die formellen Bürgerbeteiligungen erfolgen. 
 
Regionalbahnhalt Vaihingen: 
Das erforderliche Plangenehmigungsverfahren zum Regionalbahnhalt wurde von 
der DB Station&Service AG eingeleitet. Das Eisenbahn-Bundesamt (EBA) hat An-
fang 2019 die Plangenehmigung erteilt. Die Realisierung soll nach derzeitigem 
Kenntnisstand im Jahr 2022 abgeschlossen werden.  
 
 
 

Einschätzung des Umweltzustandes gegenüber dem Ist-Zustand bei Nicht-
durchführung der Planung/Prognose 0-Fall 

 Keine Verände-
rung gegenüber Ist-

Zustand 

Verbesserung  
gegenüber Ist-Zu-

stand 

Verschlechterung  
gegenüber Ist-Zu-

stand 
Mensch   x 
Tiere und Pflan-
zen 

  x 

Boden   x 
Grundwasser   x 
Oberflächenge-
wässer 

nicht vorhanden   

Klima und Luft   x 
Landschaft, Land-
schaftsbild, Orts-
bild 

x   

Kultur- und sons-
tige Sachgüter 

x   
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Sonstige Bewer-
tungsaspekte 

x   

 
 
 

Kurzerläuterungen zu den getroffenen Einschätzungen: 

Mensch Zunahme des Verkehrs durch Siedlungsentwicklung auf gelten-
dem Planungsrecht in der unmittelbaren Umgebung. Dadurch 
Erhöhung der mit dem Verkehr einhergehenden Belastungen 
für den Menschen. 
 

Tiere und Pflan-
zen 

Der vorhandene Baumbestand im Geltungsbereich ist rechtlich 
nicht gesichert und könnte nach geltendem Planungsrecht ohne 
Ersatzverpflichtung vollständig beseitigt werden. Dies betrifft 
auch die ca. 100 Jahre alte Eiche. 
Im Geltungsbereich wären außerdem weitere Gebäude bzw. 
Sportanlagen usw. bis insgesamt ca. 8 000 m² und damit eine 
zusätzliche Versiegelung zulässig. Bis auf ca. 3 000 m² Pflanz-
verpflichtung in der privaten Grünfläche sowie ca. 2 000 m² 
Pflanzverpflichtung im Gewerbegebiet (GE) wären Versiegelun-
gen möglich. 
 

Boden s. o. 
 

Grundwasser Im Geltungsbereich des neuen Planes sind nach geltendem 
Planrecht weitere Gebäude und Geländeversiegelungen sowie 
die Beseitigung von Vegetationsstrukturen zulässig. Damit sind 
geringere Grundwasserneubildungsraten und weitere nachtei-
lige Wirkungen auf den Wasserhaushalt verbunden.  
 

Oberflächenge-
wässer 

 
Nicht vorhanden 
 

Klima und Luft Die heutige Bebauung im Süden ist ca. 6 m hoch, eine Bebau-
ung nach geltendem Recht wäre hier bis zu 11 bis 12 m Höhe 
möglich. Darüber hinaus sind im Plangebiet weitere Gebäude 
und Geländeversiegelungen sowie die Beseitigung von Vegeta-
tionsstrukturen zulässig. Dies hätte nachteilige Auswirkungen 
auf das Lokalklima (thermische Belastung, Kaltluftstrom). 
 
Mit der zunehmenden Verkehrsbelastung aufgrund von Nut-
zungsintensivierungen in der unmittelbaren Nachbarschaft des 
Plangebietes ist eine weitere Belastung mit Luftschadstoffen 
entlang der Straßenzüge in der mittelbaren und unmittelbaren 
Umgebung des Plangebietes verbunden (s. o). 
  

Landschaft, Land-
schaftsbild, Orts-
bild 

Keine Veränderung 
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Kultur- und sons-
tige Sachgüter 

Keine Veränderung 
 
 

Sonstige Bewer-
tungsaspekte 

 
Keine Veränderung 
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4. Alternativenprüfung/anderweitige Planungsmöglichkeiten 

Ergebnisse der Prüfung von Standortalternativen 

Standortuntersuchung auf FNP-Ebene 
Auf der Suche nach einem geeigneten Standort für einen Neubau der Allianz 
Deutschland AG wurden mehrere Flächen auf der Gemarkung Stuttgart in einem 
mehrstufigen Verfahren auf Eignung geprüft. 
 
Kriterien für die Alternativstandortsuche waren eine Flächengröße zwischen 2 und 5 
ha und eine kurzfristige (bis zu einem Jahr) bis mittelfristige Verfügbarkeit (1 bis 5 
Jahre). 
 
Auf Grundlage des Nachhaltigen Bauflächenmanagements Stuttgart (NBS) wurden 
anhand der oben genannten Kriterien sämtliche in der Informationsplattform identifi-
zierten Bauflächenpotenziale auf Eignung geprüft. Dabei wurden nach und nach Flä-
chen ausgeschieden, die sich auf Grund von Größe und Darstellung im Flächennut-
zungsplan Stuttgart nicht eignen, die sich z. B. städtebaulich für eine wohnbauliche 
Nutzung anbieten bzw. für die eine Bebauung in der vorgesehenen Intensität nicht 
für verträglich gehalten wird. In einem letzten Schritt wurden die Flächen ausgeschie-
den, für die aktuelle Entwicklungen bekannt sind.  
 
Das Ergebnis dieser iterativen Prüfung war, dass es für den geplanten Standort 
keine vergleichbar gute Alternative nach Flächengröße, städtebaulicher und struktu-
reller Eignung und Verfügbarkeit gibt. 
 
Zusätzlich wurden NBS-Bauflächenpotenziale (Nachhaltiges Bauflächenmanage-
ment Stuttgart) geprüft, die als Betriebsreservefläche kategorisiert sind. Diese eigne-
ten sich zwar auf Grund ihrer Größe, doch kommen diese als Alternative nicht in Be-
tracht, da sie für den allgemeinen Grundstücksmarkt nicht zur Verfügung stehen. 

Konzeptalternative/Planungsvarianten 

Im nicht offenen 2-stufigen kooperativen Planungsverfahren Büroneubau Allianz  
für den Bereich Heßbrühlstraße waren 10 Büros aufgefordert, ihre Entwürfe auszuar-
beiten. Der Entwurf des Büros Gerber Architekten wurde als 1. Preis ausgewählt. 
Dieser Entwurf war Grundlage für das Bebauungsplanverfahren. 
 
Als Planungsvariante 1 wird der auf Platz 2 gesetzte Entwurf von KSP-Architekten 
dargestellt, als Planungsvariante 2 und 3 die beiden drittplatzierten Entwürfe des Bü-
ros Auer und Weber sowie des Büros Henn. 
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Planungsvariante 1: Ergebnis des Preisgerichts Platz 2 (KSP-Architekten) 
Abbildung: Planungsvariante 1 Platz 2 des nicht offenen kooperativen Planungsver-
fahren 
•  
•  
•  
•  
 
 
Erläuterung Planungsvariante 1:  
Dem Entwurf gelingt es, durch seine fein dimensionierte Körnigkeit und die Gliede-
rung der Baukörper ein städtebaulich schlüssiges Ensemble zu erzeugen. Dabei wir-
ken die Innenhöfe selbstverständlich, jedoch erscheint ihre Dimension nicht ausrei-
chend. Die Stellung des Hochpunktes in Nord-/Südrichtung ist städtebaulich akzepta-
bel und erzeugt eine schlüssige Lösung in Verbindung mit dem Eingang, so dass Ad-
resse und Hochpunkt im Einklang liegen. Der Entwurf weist eine strikte Disziplin in 
der Vorgehensweise auf, ohne dabei jedoch langweilig zu sein. 
Die Gestaltung bietet eine hohe Flexibilität und Drittverwendbarkeit, wobei sich die 
Brückenverbindungen der einzelnen Baukörper harmonisch eingliedern. Durch die 
offene Gestaltung der Freiflächen gelingt es, einen vollständig durchwegbaren Cam-
pus zu erstellen und diesen Komplex in die Umgebung zu integrieren. Die Fassade, 
deren Homogenität wohltuend erscheint und dem Gesamteindruck dienlich ist, spie-
gelt die innenliegende gute Organisation wieder und setzt diese in ihrer Regularität 
fort. Die positiv hervorzuhebende Erschließung erfolgt effizient und atmosphärisch 
durch die Magistrale im Untergeschoss. 
 
Beurteilung Planungsvariante 1 

Einschätzung des Umweltzustandes gegenüber dem Prognose 0-Fall bei Rea-
lisierung Planungsvariante 1 
 Keine Verände-

rung 
Verbesserung Verschlechte-

rung 
Mensch   x 
Tiere und Pflanzen  x  
Boden   x 
Grundwasser   x 
Oberflächengewäs-
ser 

-   

Klima und Luft   x 
Landschaft, Land-
schaftsbild, Ortsbild 

  x 

Kultur- und sonstige 
Sachgüter 

x   

Sonstige Bewer-
tungsaspekte 

x   

 
Kurzerläuterungen zu den getroffenen Einschätzungen: 
Mensch Neue Wegeverbindung 

Verbreiteter Zugang zum Sportgebiet mit breiten Grünstreifen 
Weitere Zunahme des Verkehrs durch die Allianzansiedlung 
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Tiere und Pflanzen Größerer Pflanzstreifen 
Erhalt der Eiche 
 

Boden Mehr Versiegelung, Festsetzung von Pflanzstreifen 
 

Grundwasser Eingriff ins Grundwasser 
 

Oberflächengewäs-
ser 

Nicht betroffen 

Klima und Luft Durch höhere Bebauung Verschlechterung der klimatischen 
Situation 
 

Landschaft, Land-
schaftsbild, Ortsbild 

Durch baulichen Hochpunkt teilweise Verschlechterung 

Kultur- und sonstige 
Sachgüter 

Nicht betroffen 

Sonstige Bewer-
tungsaspekte 

Nicht betroffen 
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Planungsvariante 2: Ergebnis des Preisgerichts Platz 3 Büro Auer und Weber  
 
 
Abbildung: Entwurf Planungsvariante 2 
 
 
 
 
 
 
 
 
Erläuterung Planungsvariante 2:  
 
Durch seine relativ niedrige Silhouette und die gute Vernetzung der Baustruktur zum 
Freiraum entsteht ein städtebaulich ansprechender und ausgewogener Gebäude-
komplex. Das leichte Vor- und Zurückspringen am Grünzug vermittelt eine ange-
nehme Verzahnung mit der Umgebung. Der positive Gesamteindruck wird durch die 
moderaten Tiefhöfe mit geringer Absenkung verstärkt.  
Durch die Positionierung des Hochpunktes erfolgt eine gute Auflösung der Hauptein-
gänge über den Platz an der Eiche. Insgesamt entsteht eine angenehme und stim-
mige städtebauliche und architektonische Verbindung. 
 
Beurteilung Planungsvariante 2 
 

Einschätzung des Umweltzustandes gegenüber dem Prognose 0-Fall bei Rea-
lisierung Planungsvariante 2 
 Keine Verände-

rung 
Verbesserung Verschlechte-

rung 
Mensch   x 
Tiere und Pflanzen  x  
Boden   x 
Grundwasser   x 
Oberflächengewäs-
ser 

-   

Klima und Luft   x 
Landschaft, Land-
schaftsbild, Ortsbild 

  x 

Kultur- und sonstige 
Sachgüter 

x   

Sonstige Bewer-
tungsaspekte 

x   

 
 

Kurzerläuterungen zu den getroffenen Einschätzungen: 
Mensch Neue Wegeverbindung 

Verbreiteter Zugang zum Sportgebiet mit breiten Grünstreifen 
Weitere Zunahme des Verkehrs durch die Allianzansiedlung 

Tiere und Pflanzen Größerer Pflanzstreifen 
Erhalt der Eiche 
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Boden Mehr Versiegelung, Festsetzung von Pflanzstreifen 
 

Grundwasser Eingriff ins Grundwasser 
 

Oberflächengewäs-
ser 

Nicht betroffen 

Klima und Luft Durch höhere Bebauung Verschlechterung der klimatischen 
Situation 
 

Landschaft, Land-
schaftsbild, Ortsbild 

Durch baulichen Hochpunkt teilweise Verschlechterung 

Kultur- und sonstige 
Sachgüter 

Nicht betroffen 

Sonstige Bewer-
tungsaspekte 

Nicht betroffen 
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Planungsvariante 3: Ergebnis des Preisgerichts Platz 3 Büro Henn. 
 
 
Abbildung: Entwurf Planungsvariante 3 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Erläuterung Planungsvariante 3:  
Der Gebäudekomplex wird mit dem Entwurf stimmig in das Umfeld integriert, die Um-
gebung wird bei der Gestaltung gut einbezogen. Dies spiegelt sich auch in der offe-
nen Campusstruktur wieder, welche den Platz mit der Eiche in die Wegeführung inte-
griert und offen und einladend gestaltet.  
Die hohe städtebauliche Qualität wird durch die gute Zusammenführung der Baukör-
per und die Tatsache, dass kein expliziter Hochpunkt besteht, sondern dieser aus Fi-
gur und Struktur des Gebäudeensembles entsteht, verstärkt. 
Städtebaulich wurde die maximal zulässige Anzahl an Vollgeschossen im Süden 
überschritten und die formalen Vorgaben des Klimamodells nicht wie gewünscht um-
gesetzt.  
 
Beurteilung Planungsvariante 3 
 

Einschätzung des Umweltzustandes gegenüber dem Prognose 0-Fall bei Rea-
lisierung Planungsvariante 3 
 Keine Verände-

rung 
Verbesserung Verschlechte-

rung 
Mensch   x 
Tiere und Pflanzen  x  
Boden   x 
Grundwasser   x 
Oberflächengewäs-
ser 

-   

Klima und Luft   x 
Landschaft, Land-
schaftsbild, Ortsbild 

  x 

Kultur- und sonstige 
Sachgüter 

x   

Sonstige Bewer-
tungsaspekte 

x   

 
Kurzerläuterungen zu den getroffenen Einschätzungen: 
Mensch Neue Wegeverbindung 

Verbreiteter Zugang zum Sportgebiet mit breiten Grünstreifen 
Weitere Zunahme des Verkehrs durch die Allianzansiedlung 

Tiere und Pflanzen Größerer Pflanzstreifen 
Erhalt der Eiche 
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Boden Mehr Versiegelung, Festsetzung von Pflanzstreifen 
 

Grundwasser Eingriff ins Grundwasser 
 

Oberflächengewäs-
ser 

Nicht betroffen 

Klima und Luft Durch höhere Bebauung Verschlechterung der klimatischen 
Situation 
 

Landschaft, Land-
schaftsbild, Ortsbild 

Durch hohe Baukörper teilweise Verschlechterung 

Kultur- und sonstige 
Sachgüter 

Nicht betroffen 

Sonstige Bewer-
tungsaspekte 

Nicht betroffen 

Begründung der ausgewählten Planungsvariante: 

Der Siegerentwurf fügt sich mit seiner scheinbar geringen Kubatur, was durch die 
niedrige Geschossigkeit und den schlanken Hochpunkt begünstigt wird, gut in die 
Umgebung ein. Die Dimensionierung der Gebäude erzeugt ein insgesamt stimmiges 
und angenehmes Erscheinungsbild. Gleichzeitig werden alle Flächenvorgaben der 
Allianz erfüllt. Der Hochpunkt fungiert als zentrales Element und ermöglicht eine ge-
lungene Adressbildung. Der gute Gesamteindruckt des Gebäudeensembles wird 
durch die homogene und hochwertige Gestaltung der Fassade verstärkt.  
 
Das Ergebnis des nicht offenen 2-stufigen kooperativen Planungsverfahrens wurde 
nach den Vorgaben des Preisgerichts und des damaligen Ausschusses für Umwelt 
und Technik (heute Ausschuss für Stadtentwicklung und Technik) überarbeitet. Diese 
Überarbeitung bildet die Grundlage für die Festsetzungen des Bebauungsplanes. 
 
Um zu gewährleisten, dass der überarbeitete Siegerentwurf realisiert wird, werden 
die Festsetzungen entsprechend detailliert getroffen (z.B. Baufensterformen, Höhen-
festsetzungen). 
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5. Prognose des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung 

Wirkungsbereich und Reichweite der Auswirkungen: 

Die umweltrelevanten Wirkungen des Vorhabens 
 beschränken sich auf den räumlichen Geltungsbereich 
x treten innerhalb und außerhalb des Geltungsbereiches auf 
 treten nur außerhalb des räumlichen Geltungsbereiches auf 

 
Betroffene Schutzgüter außerhalb des räumlichen Geltungsbereiches: 
 

 Schutzgut: Ort/Bereich der Wirkungen: 
x Mensch Ansiedlung von ca. 4 500 Arbeitsplätzen. Daraus 

resultierend eine erforderliche Tiefgarage mit 1 000 
Kfz-Stellplätzen und einem Umschlagsfaktor je 
Stellplatz von 1,4 Nutzungen/Tag. Daraus resultie-
rend erhöhter Ziel-Quellverkehr mit Lärmpegelerhö-
hungen durch die Zunahme der Verkehrsbelastung 
auf den umliegenden Erschließungsstraßen auf-
grund der geplanten Neuansiedlung der Allianz 
(Planfall) um bis zu 0,6 dB(A). 
Neue Wegeverbindungen für die Öffentlichkeit in 
Nord-Süd-Richtung verbessern die Wegebeziehun-
gen, Aufwertung der vorhandenen Wegeverbin-
dung durch die der Öffentlichkeit zugängliche Re-
tentionsfläche mit Wegeverbindungen.  
Heutige Sportflächen entfallen und werden teil-
weise durch eine unterirdische 3-Feld-Sporthalle 
ersetzt. Auf den benachbarten städtischen Flächen 
im Sportgebiet besteht die Möglichkeit, durch orga-
nisatorische und bauliche Maßnahmen die sportli-
che Nutzung zu intensivieren.  
Die Allianz hat einen Mietvertrag unterzeichnet, der 
die Allianz berechtigt, östlich des Geltungsbereichs 
auf städtischen Flächen ein Kunstrasenspielfeld 
(bereits im Bau) zu errichten. 

 Tiere, Pflanzen, Biodiver-
sität 

Außerhalb des Plangebietes nicht betroffen 
 

 Boden Außerhalb des Plangebietes nicht betroffen 
 

 Wasser Außerhalb des Plangebietes nicht betroffen 
 

x Klima und Luft Durch die Bebauung des bisher unverbauten Land-
schaftsraums wird der Kaltluftstrom um mind. 50% 
vermindert. 
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Bei Realisierung der Planung erhöhen sich die Im-
missionen entlang der Hauptzufahrtsstraßen auf-
grund der höheren Verkehrsmengen um bis zu 1%. 
Die Grenzwerte für die Feinstaubbelastungen 
(PM10 und PM2,5) werden weiterhin unterschritten. 
Die hohen Immissionen von Stickstoffdioxiden mit 
Grenzwertüberschreitungen entlang einzelner Stra-
ßenabschnitte in der weiteren Umgebung des Plan-
gebiets bleiben bestehen. 
 

x Landschaft, Landschafts-
bild, Ortsbild 

Die visuellen Wirkungen der neuen Baukörper rei-
chen in die südlich und östlich angrenzenden Frei-
räume hinein. 

 Kultur- und sonstige Sach-
güter 

Nicht betroffen 
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Schutzgut Mensch und menschliche Gesundheit (§ 1 Abs. 6 Nr. 7c BauGB) 

Hinweis: Der Aspekt Lufthygiene/Belastung mit Luftschadstoffen sowie der Aspekt bi-
oklimatische Belastung wird unter dem Aspekt Klima und Luft abgearbeitet. Der As-
pekt naturnahe Erholung wird unter dem Schutzgut Landschaft abgearbeitet. 
 
Verglichen mit dem Zustand vor der Planung (Ausführung heute geltender Plan-
rechte) hat das Vorhaben - auch unter Berücksichtigung der bestehenden Vorbelas-
tungen - voraussichtlich folgende Auswirkungen: 
 
1  =  nicht betroffen/keine Auswirkung 
2  =  Planung hat positive Wirkung 
3  =  nachteilig betroffen/nachteilige Auswirkungen 
4  =  erheblich nachteilig betroffen/erheblich nachteilige Umweltwirkungen 
 

  1 2 3 4 
Bewertungsaspekte – 
Schutzgut Mensch 

Erläuterungen 
 

    

Wohnumfeld (räumliche – 
gestalterische Aspekte) 

Im Plangebiet ist eine Wohnbebauung be-
reits nach dem geltenden Recht nicht mehr 
zulässig, die bestehende Wohnnutzung im 
Bereich der SWSG-Gebäude war nach § 1 
Abs. 10 BauNVO gesichert. Eine Wohnnut-
zung soll bis auf Betriebswohnungen auch 
weiterhin nicht zulässig sein, auch aufgrund 
des sich in unmittelbarer Nähe befindenden 
Störfallbetriebs. Für die Beurteilung maß-
geblich sind daher die im Umfeld des Plan-
gebietes liegenden zum Wohnen genutzten 
Bereiche. 

x    

Die bisherigen Wegeverbindungen werden 
aufrechterhalten und durch neue öffentliche 
Wegebeziehungen durch das Allianzge-
lände ergänzt. Damit ist eine Verlängerung 
der Wegebeziehung von Süden bis zur 
Heßbrühlstraße möglich (ggf. außerhalb des 
Geltungsbereichs durch Schaffung einer zu-
sätzlichen Wegebeziehung weiter bis zur In-
dustriestraße). 

 x   

Die Wegebeziehung durch das Schwarz-
bachtal wird durch den ca. 40 m breiten 
Grünstreifen (davon ca. 30 m Retentionsflä-
che) deutlich aufgewertet, zusätzliche öf-
fentlich zugängliche Wegeverbindungen mit 
Aufenthaltsbereichen werden innerhalb des 
Plangebietes festgesetzt. 

 x   
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  1 2 3 4 
Wohnumfeld – Ausstattung 
mit erholungsrelevanter Inf-
rastruktur (Spielplätze, 
Bolzplätze, Grünanlagen, 
Sportanlagen, Schwimm- 
und Freibäder) 

Heutige Sportflächen entfallen und werden 
teilweise durch eine unterirdische 3-Feld-
Sporthalle ersetzt. Auf den benachbarten 
städtischen Flächen im Sportgebiet besteht 
die Möglichkeit, durch organisatorische und 
bauliche Maßnahmen die sportliche Nut-
zung zu intensivieren.  
Die Allianz hat einen Mietvertrag unterzeich-
net, der die Allianz berechtigt, östlich des 
Geltungsbereichs auf städtischen Flächen 
ein Kunstrasenspielfeld (im Bau) zu errich-
ten.  

  x  

Lärm – Verkehr Durch die Festsetzung von Gewerbefläche 
auf bisheriger Sportfläche wird sich die be-
reits bestehende hohe Lärmbelastung auf-
grund der Zunahme des Individualverkehrs 
(zusätzlicher Ziel-Quellverkehr in das Plan-
gebiet) als Folge der Ansiedlung von ca. 4 
500 Arbeitsplätzen weiter erhöhen.  
Eine Stellplatzbeschränkung auf 1 000 Stell-
plätze wurde im städtebaulichen Vertrag ge-
regelt. Die durch die Realisierung der Pla-
nung verursachten Fahrten werden über-
wiegend über die Robert-Koch-Straße (ca. 
900 zusätzliche Kfz-Fahrten), die Lieb-
knechtstraße (ca. 1 000 zusätzliche Kfz-
Fahrten), die Ruppmannstraße (ca. 900 zu-
sätzliche Kfz-Fahrten), die Heßbrühlstraße 
(ca. 800 zusätzliche Kfz-Fahrten), die In-
dustriestraße (ca. 100 zusätzliche Kfz-Fahr-
ten), die Straße Am Wallgraben (ca. 300 zu-
sätzliche Kfz-Fahrten) und den südlichen 
Bereich der Nord-Süd-Straße (ca. 900 zu-
sätzliche Kfz-Fahrten) abgewickelt. 
Dies führt zu zusätzlichen Lärmbelastungen 
von bis zu 0,6 dB(A) im unmittelbaren Um-
feld des Plangebietes und von bis zu 0,5 
dB(A) im weiteren Straßennetz. Davon be-
troffen ist u.a. auch die Bebauung im zum 
Wohnen genutzten Mischgebiet Dogger-
straße / Ruppmannstraße. So werden durch 
die Pegelzunahmen auf 60,2 dB(A) tags 
und 50,2 dB(A) nachts am Immissionsort 
Ruppmannstraße 54 b die Orientierungs-
werte der DIN 18005 für Mischgebiete vor-
habenbedingt geringfügig überschritten. 

   x  
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  1 2 3 4 
Am Immissionsort Auwiesenstraße 8 (Allge-
meines Wohngebiet) kommt es vorhaben-
bedingt zu Pegelerhöhungen um 0,3 dB(A). 
Hier bleibt die bereits für den Prognose-Be-
zugsfall 2022/23 (Nullfall) auftretende Über-
schreitung der Orientierungswerte der DIN 
18005 sowie der Grenzwerte der 16. BIm-
SchV bestehen und die Immissionswerte er-
höhen sich um 0,3 dB(A) auf 60,0 dB(A) 
tags und 50,3 dB(A)) nachts. 
Im Plangebiet werden sich die Beurteilungs-
pegel tags bis 65 dB(A) und nachts bis 55 
dB(A) erhöhen. Die Orientierungswerte der 
DIN 18005 für Gewerbegebiete (65/55 
dB(A)) werden eingehalten. 

Lärm – Gewerbe / Industrie 
/ Anlagen auf dem zukünfti-
gen Betriebsgelände / Tief-
garage 

Der Betrieb der Tiefgarage (Ein- und Aus-
fahrten) wird sich innerhalb und außerhalb 
des Plangebietes durch erhöhte Lärmeinwir-
kungen bemerkbar machen. Sie sind als 
Anlagenlärm auf Grundlage der TA Lärm zu 
bewerten. Die Immissionswerte an den 
nächst gelegenen schutzbedürftigen Nut-
zungen / Gebäuden liegen innerhalb des 
Plangebietes (Bürogebäude) und an den 
dem Plangebiet benachbart liegenden Ge-
bäuden (Heßbrühlstraße 7, Liebknecht-
straße 46 und 50) unter den Orientierungs-
werten der DIN 18005 und deutlich unter 
den Immissionsrichtwerten der TA Lärm.  
Gesonderte Vorkehrungen gegen mögliche 
Auswirkungen durch den Anlieferverkehr 
(dieser wird voraussichtlich außerhalb der 
Tiefgarage oder außerhalb von eingehaus-
ten Bereichen abgewickelt) können nicht im 
Bebauungsplanverfahren geregelt werden. 
Dies erfolgt durch schalltechnische Untersu-
chungen und ggf. erforderliche Anordnung 
daraus resultierender Maßnahmen im Bau-
genehmigungsverfahren. 

  x  

Im Geltungsbereich werden nur die das 
Wohnen nicht wesentlich störende Gewer-
bebetriebe zugelassen. Auswirkungen auf 
benachbarte schutzbedürftige Nutzungen 
sind nicht zu erwarten. 

x    

Lärm – Konfliktlage Schie-
nenverkehrslärm 

Durch den Schienenverkehr auf der be-
nachbarten Bahnstrecke ergeben sich in   x  
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  1 2 3 4 
den oberen Stockwerken der im Plangebiet 
neu zu errichtenden Gebäude Beurteilungs-
pegel von bis zu 68 dB(A) tags und 63 
dB(A) nachts. Sowohl die Orientierungs-
werte der DIN 18005 (65/55 dB(A) 
tags/nachts) werden um 1 bis 3 dB(A) tags 
und 7 bis 8 dB(A) nachts überschritten, 
ebenso die Grenzwerte der 16.BImSchV 
(69/59 dB(A) tags/nachts) um bis zu 4 
dB(A). Bodennah können die Orientierungs-
werte der DIN sowie die Grenzwerte der 
16.BImSchV eingehalten werden. Daher 
werden in den oberen Stockwerken in den 
westlichen Teilbereichen des Plangebietes 
Schallschutzmaßnahmen gegenüber dem 
Schienenverkehr erforderlich. Aktive Schall-
schutzmaßnahmen sind aus städtebauli-
chen Gründen nicht erwünscht und sind im 
Plangebiet aufgrund der Höhenverhältnisse 
wenig wirksam. Daher werden zur Lösung 
der Konfliktlage im Plan entsprechende 
Festsetzungen auf Grundlage von § 9 Abs. 
1 Nr. 24 BauGB getroffen. Die Maßnahmen 
sind geeignet und ausreichend, um in den 
neu entstehenden Gebäuden gesunde Ar-
beitsverhältnisse herzustellen (s.u.) 

Lärm – Neubau und we-
sentliche Änderung von 
Straßen im Sinne der 
16.BImSchV 

Der Bebauungsplan enthält Festsetzungen 
zu einer Verbreiterung und einer geänder-
ten Aufteilung der vorhandenen Straßen- 
und Verkehrsflächen. Die in der 16. BIm-
SchV verankerten Kriterien für eine wesent-
liche Änderung einer Verkehrsanlage wer-
den durch die geplanten Änderungen nicht 
erfüllt. Sie stellen keinen erheblichen bauli-
chen Eingriff im Sinne der Verkehrslärm-
schutzverordnung (16. BImSchV) dar und 
führen auch nicht zu den in der 16. BIm-
SchV aufgeführten Veränderungen der 
Lärmwerte. Dementsprechend weist kein 
Gebäude im Umfeld des Planes aufgrund 
der planbedingten Änderung der Straßen ei-
nen Anspruch auf Lärmschutz dem Grunde 
nach auf. 

x    

Lärm – Sport Derzeit sind keine Konflikte zwischen dem 
Betrieb der Sportflächen im Plangebiet so-
wie den angrenzenden schutzbedürftigen 
Nutzungen bekannt. Es liegen keine Hin-
weise vor, dass durch die Planung eine 

x    
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  1 2 3 4 
Konfliktlage hergestellt oder eine beste-
hende Konfliktlage verschärft werden 
würde.  

Lärm – Freizeit - x    

Erschütterungen - x    

Luft – Luftschadstoffe  vgl. SG Klima und Luft     

Veränderung von Wegebe-
ziehungen durch die Pla-
nung: Trennwirkung / Barri-
erewirkung zwischen 
Wohnstätten und für die 
Erholung bedeutsamen Be-
reichen sowie zwischen 
Wohnstätten und wichtigen 
Infrastruktureinrichtungen 
wie Kindergärten, Schulen, 
Einkaufsmöglichkeiten 

Die bisherigen Wegeverbindungen werden 
aufrechterhalten.  
Durch den festgesetzten Grünstreifen im 
südlichen Teil des Geltungsbereichs, der 
von der Öffentlichkeit genutzt werden kann, 
sowie die neuen öffentlich zugänglichen zu-
sätzlichen Wegeverbindungen durch den 
Geltungsbereich erfolgt eine Aufwertung. 

 x   

Störfallbetrieb: Mit der Firma Friedrich Scharr KG liegt ein 
Störfallbetrieb in unmittelbarer Nachbar-
schaft des Plangebietes. Unter Berücksichti-
gung der derzeitigen Gefährdung und des 
Entwicklungspotentials für die Firma Fried-
rich Scharr KG verständigten sich die Firma 
Friedrich Scharr KG mit dem Regierungs-
präsidium darauf, eine angemessene Ab-
standslinie zu definieren, die sich mind. 70 
m von der östlichen Grenze des Betriebsge-
ländes der Fa. Firma Friedrich Scharr KG 
befindet. Innerhalb dieses Abstands von 
mind. 70 m von der östlichen Grundstücks-
grenze sind insbesondere öffentlich ge-
nutzte Gebiete, Freizeitgebiete und öffent-
lich zugängliche Gebäude nicht zulässig. 
Diesen Anforderungen trägt der Bebau-
ungsplan durch entsprechende Festsetzun-
gen eines GE2-Gebiets Rechnung. Im Ach-
tungsabstand von mind. 70 m von der 
Grundstücksgrenze des Betriebs sind keine 
öffentlichen Nutzungen zulässig. 
Die im GE2 geplanten Gebäude und ihre 
Nutzungen stellen im Sinne der Störfallver-
ordnung keine schutzbedürftige Nutzung 
dar, da sie ausschließlich durch Mitarbeiter 
genutzt werden, welche mit den Sicherheits-
vorschriften vertraut sind, die Fluchtwege 

x    
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  1 2 3 4 
kennen und Besucher im Falle eines Stör-
falles in ihre Obhut nehmen und in Sicher-
heit bringen können. Wohnen ist hier nicht 
zulässig. 
 

 

Lärmminderungsplan x Das Plangebiet liegt innerhalb des Gebiets des 
Lärmminderungsplans Vaihingens. 

x Die Zielsetzungen des Lärmminderungsplanes sind 
nicht betroffen  

Luftreinhalteplan  vgl. SG Klima und Luft 
 

Erforderliche Maßnahmen 
zur Vermeidung und Mini-
mierung erheblich nachtei-
liger Wirkungen sowie zur 
Lösung von Konfliktlagen 

Festsetzung von Schallschutzmaßnahmen:  
Zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen -
verursacht durch den Schienenverkehr- sind im Plan-
gebiet Schallschutzmaßnahmen erforderlich.  
 
Aktive Schallschutzmaßnahmen (Lärmschutzwände 
o.Ä.) sind aus städtebaulichen Gründen nicht er-
wünscht und werden deshalb nicht festgesetzt. 
Daher werden für den westlichen Teilbereich des 
Plangebietes (GE2) passive Schallschutzmaßnahmen 
für bauliche und sonstige Schutzvorkehrungen nach § 
9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB festgesetzt.  
 
Die Festsetzungen werden in Bezug auf die DIN 4109 
(Schallschutz im Hochbau) getroffen, so dass entspre-
chende bauliche Maßnahmen zum Schutz vor schädli-
chen Umwelteinwirkungen vorzusehen sind.  
 
Diese können nach DIN 4109 durch Schallschutzfens-
ter, Anordnung der Grundrisse, schallgedämmte Lüf-
tungseinrichtungen o.Ä. erfolgen. Ein Schutz von Au-
ßenbereichen kann damit jedoch nicht gewährleistet 
werden. 
Darüber hinaus wird das GE2-Gebiet als Fläche ge-
mäß § 9 Abs. 5 Nr. 1 BauGB gekennzeichnet, bei de-
ren Bebauung besondere Vorkehrungen zum Schutz 
gegen Verkehrsimmissionen zu treffen sind. 
Störfallbetrieb: 
Festsetzung eines GE2-Gebiets im Achtungsabstand 
von mind. 70 m von der Grundstücksgrenze des west-
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lich benachbarten Störfallbetriebs. Es sind nur Ge-
schäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude zulässig, die 
nicht öffentlich genutzt werden.  
Weitere Festsetzungen im Bebauungsplan 
Durch die festgesetzten verbreiterten Verkehrsflächen 
der Liebknechtstraße (+ 5,5 m) und der Heßbrühl-
straße (+ 5 m) besteht die Möglichkeit, für Radfahrer 
entsprechende Schutzstreifen in beide Richtungen so-
wie ggf. einen Buslinienverkehr einzurichten. Dadurch 
kann der Radverkehr gefördert werden. 
Regelungen im städtebaulichen Vertrag 
Im Städtebaulichen Vertrag mit der Allianz wurden zu-
sätzlich zu den Festsetzungen des Bebauungsplans u. 
a. folgende Regelungen getroffen, um nachteilige Wir-
kungen des Vorhabens über das Maß, welches mit 
der verbindlichen Bauleitplanung geregelt werden 
kann, hinaus zu minimieren: 

• Stellplatzbeschränkung auf max. 1 000 Stellplätze 

• Vorhalten eines Angebots an Leihfahrrädern und 
Dienstfahrrädern für betriebliche Fahrten und Bo-
tengänge 

• Angebot von Firmen-Fahrrädern 

• Angebot von subventionierten Job-Tickets und Po-
lygo-Card 

• Förderung der Nutzung von ÖV bei Dienstreisen 

• Förderung der E-Mobilität 

• Förderung des Car-Pooling und Car-Sharing 

• Flexible Arbeitszeitmodelle und Mobilitätsberatung 
Maßnahmen des Verkehrsstrukturplans 
Durch die im Verkehrsstrukturplan Vaihingen vorge-
schlagenen kurz- und langfristigen Maßnahmen wie 
z.B.  

• Verbesserung des ÖPNV (Regionalbahnhalt, 
Taktverdichtungen, P+R-Angebot, Buslinienver-
laufsänderungen, Seilbahnverbindungen usw.) 

• Ausbau des Straßennetzes (Ausbau A8 und B27, 
Ausbau der Knotenpunkte an der Nord-Süd-
Straße usw.) 

• Ausbau des Radroutennetzes (Ausbau der Haupt-
radrouten, Radschnellwege usw.) 
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• Spezielle Maßnahmen im Umfeld von Allianz und 
Daimler (z. B Umgestaltung der Liebknecht-/Heß-
brühlstraße) 

• Parkraumkonzept SynergiePark/Parkraumbewirt-
schaftungsmanagement in Vaihingen und Möhrin-
gen 

• Umgestaltung von Knotenpunkten im Synergie-
Park 

• Umgestaltung der Verkehrsflächen/Straßenraum-
gestaltungen und Einrichtungen von Schutzstrei-
fen, Radfahrstreifen im gesamten SynergiePark 

wird dazu beigetragen, die erheblich nachteiligen Wir-
kungen zu vermeiden bzw. zu minimieren. Einzelne 
Maßnahmen sind bereits zeitnah möglich, andere 
Maßnahmen wie z.B. Ausbau der Nord-Süd-Straße 
erfordern teilweise die Schaffung von Planungsrecht 
(Bebauungsplan, Planfeststellungverfahren), so dass 
die Realisierung dieser Maßnahmen voraussichtlich 
nicht bei Baubeginn der im Plangebiet vorgesehenen 
Vorhaben erfolgt sind. 

Erforderliche Maßnahmen 
zum Ausgleich erheblich 
nachteiliger Wirkungen 

keine 

 
Zusammenfassende Ge-
samtbeurteilung der Wir-
kungen auf das Schutz-
gut Mensch und verblei-
bende Auswirkungen: 

Durch die Festsetzung von Pflanzverpflich-
tungen und die Ermöglichung neuer Wege-
beziehungen werden einerseits positive 
Auswirkungen erzielt. Andererseits jedoch 
führt die Planung durch die daraus resultie-
rende Verkehrszunahme und die damit ver-
bundene Lärmerhöhung entlang der der Er-
schließung des Gebietes dienenden Stra-
ßenzüge zu erheblich nachteiligen Auswir-
kungen. 
Diese nachteiligen Auswirkungen können 
zwar minimiert, aber nicht vollständig ver-
mieden oder vollständig ausgeglichen wer-
den. Von besonderer Bedeutung sind da-
her die im Rahmen des Verkehrsstruktur-
planes vorgesehenen Maßnahmen zur Re-
duzierung des motorisierten Individualver-
kehrs, die in diesem Bebauungsplanverfah-
ren nicht geregelt werden können. 

1 2 3 
 

4 
x 

Ausgewertete Gutachten • Straßenverkehrslärm, Berechnungen nach der EU 
Umgebungslärmrichtlinie, Darstellungen in geoline 
stuttgart, Berechnungen 2017 
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• Lärmminderungsplan Vaihingen 

• Lärmaktionsplan  

• Einzelfallbetrachtung Störfallbetrieb Firma Fried-
rich Scharr KG, Ingenieurgruppe RUK GmbH Stutt-
gart, Oktober 2016 

• Schalltechnisches Gutachten, Ingenieurbüro für 
Umweltakustik Heine und Jud, 16. Juli 2018 

• Verkehrsuntersuchung 

• Entwurf des Verkehrsstrukturplans Vaihingen Alli-
anz Deutschland, Standortverlagerung Stuttgart – 
Vaihingen, Verkehrsuntersuchung zum B-Planver-
fahren, SSP Consult beratende Ingenieure, Unter-
föhring, Mai 2018 

Wissensdefizite/fehlende 
Kenntnisse/Schwierigkei-
ten bei der Beurteilung: 

 
keine 
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Schutzgut Tiere, Pflanzen, Biodiversität - § 1 Abs. 6 Nr. 7a und g BauGB: 

Verglichen mit dem Zustand vor der Planung (Ausführung heute geltender Plan-
rechte) hat das Vorhaben voraussichtlich folgende Auswirkungen: 
 
1  =  nicht betroffen/keine Auswirkung 
2  =  Planung hat positive Wirkung 
3  =  nachteilig betroffen/nachteilige Auswirkungen 
4  =  erheblich nachteilig betroffen/erheblich nachteilige Umweltwirkungen 
 

  1 2 3 4 
Bewertungsaspekte – 
Schutzgut Tiere, Pflan-
zen, Biodiversität 

Erläuterungen 
 

    

Sicherung und Entwicklung 
von naturnahen Biotop- 
und Nutzungstypen sowie 
Biotopkomplexen 

Das heute nahezu vollständig durch Sport-
anlagen, Parkplätze und Gebäude versie-
gelte Plangebiet wird durch die Festsetzung 
von zusätzlichen Pflanzverpflichtungen eine 
Verbesserung erfahren.  

 x 
 
 
 

 

Im südlichen Bereich wird ein ca. 30 m nicht 
unterbaubarer Grünstreifen pv 2a+b (Re-
tentionsfläche) festgesetzt. Hier können 
sich bei entsprechender fachgerechter Aus-
führung nasse und feuchte, teilweise einge-
staute Standorte mit entsprechend charak-
teristischer Vegetation entwickeln. 
Darüber hinaus wird nördlich davon ein wei-
terer 10 m breiter Streifen als Pflanzstreifen 
festgesetzt, der jedoch unterbaut werden 
kann. Unterirdische Bauwerke müssen aber 
mit einer mindestens 70 cm mächtigen Sub-
stratschicht überdeckt werden (pv3) 

 x   

Die bestehende erhaltenswerte ca. 100 
Jahre alte Eiche wurde in die Planung mit-
einbezogen und wird als erhaltenswert fest-
gesetzt. 
Im städtebaulichen Vertrag werden Rege-
lungen zum Erhalt der Eiche getroffen. 

 x   

Zahlreiche erhaltenswerte Bäume entlang 
der Heßbrühl- und der Liebknechtstraße 
und der östlichen Wegeverbindung können 
aufgrund der Tiefgaragengeschosse bzw. 
der Verkehrsflächenverbreiterung nicht er-
halten werden (Hinweis: Die Beseitigung 

  x  



 

- Seite 93 - 

  1 2 3 4 
wäre auch nach heutigem Planrecht mög-
lich). 

Durch neue Baumpflanzungen entlang der 
Liebknecht-/Heßbrühlstraße kann ein teil-
weiser Ausgleich für die entfallenden 
Bäume geschaffen werden. 

 x   

Begleitend zur öffentlichen Wegeverbin-
dung in Ost-West-Richtung im südlichen 
Bereich des Plangebiets können zahlreiche 
Bäume in der Verkehrsgrünfläche und auf 
der mit Pflanzbindung (pv2a+b) belegten 
Grundstücksfläche erhalten bleiben. 

x    

Vorkommen seltener und 
gefährdeter Tier- und 
Pflanzenarten 

Seltene und gefährdete, besonders und 
streng geschützte Arten sind von dem Vor-
haben nicht betroffen. Mit den getroffenen 
Festsetzungen wird sichergestellt, dass zu-
künftig siedlungstypische Arten im Plange-
biet Lebensraum finden werden und das 
Plangebiet nach entsprechenden Entwick-
lungszeiten eine für Siedlungsflächen cha-
rakteristische Vielfalt an Arten aufweisen 
wird.  
Fledermäuse können die Freiflächen im Sü-
den des Plangebietes weiterhin als Wander-
korridor nutzen und das Plangebiet zur 
Jagd aufsuchen. 
Die Ringelnatter findet in den neu herzustel-
lenden Retentionsflächen mit Stauden- und 
Röhrichtbeständen neuen Lebensraum. Die 
Freiflächen bieten ausreichend Platz, um 
bei Bedarf für die Ringelnatter zusätzliche 
Habitate herzustellen.  

 x   

Biotopverbund, Biotopver-
netzung (Trittsteinbiotope, 
linienhafte Vernetzungsele-
mente) 

Im Süden des Plangebietes wird eine ca. 30 
m breite Fläche von Bebauung freigehalten. 
Hier sind Maßnahmen zur Bewirtschaftung 
des Niederschlagswassers durchzuführen 
und die Flächen sind als Pflanzflächen mit 
öffentlich zugänglicher Durchwegung (im 
städtebaulichen Vertrag gesichert) zu entwi-
ckeln. Die entsprechenden Festsetzungen 
dienen der Sicherung und Entwicklung der 
südlich des Plangebietes dem ehemaligen 
Verlauf des Schwarzbaches folgenden- 
Grünzone. Der Grünzug stellt den Bio-

x    
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topverbund zwischen den westlich und öst-
lich von Vaihingen liegenden Freiräumen si-
cher. 
Eine Offenlegung des Schwarzbaches ist 
aufgrund von Wassermangel nicht möglich 
und sinnvoll.  

Biodiversität/Vielfalt an Ar-
ten und Lebensräumen 

Mit der Planung ist die Beseitigung zahlrei-
cher Gehölze verbunden. Die Festsetzun-
gen stellen sicher, dass angemessener Er-
satz durch Pflanzung von einmischen Bäu-
men und Sträuchern erfolgt. Mit der Fest-
setzung begrünter Dachflächen sowie den 
Festsetzungen für die auf den Retentions-
flächen herzustellenden Stauden- und Röh-
richtbeständen kann das Angebot unter-
schiedlicher Lebensräume erhöht und so 
ein Mindestmaß an unterschiedlichen Le-
bensräumen gesichert werden, welche Le-
bensraum für Tiere und Pflanzen unter-
schiedlicher Standortansprüche bieten wer-
den. 

x    

 
  1 2 3 4 
Schutzgebiete/ge-
schützte Tiere und Pflan-
zen: 

     

Auswirkungen auf FFH- 
und Vogelschutzgebiete: 

nicht betroffen x    

Auswirkungen auf Natur-
schutzgebiete: 

nicht betroffen x    

Auswirkungen auf Land-
schaftsschutzgebiete: 

nicht betroffen  x    

Auswirkungen auf Natur-
denkmale: 

nicht betroffen x    

Auswirkungen auf gesetz-
lich geschützte Biotope ge-
mäß § 30 BNatSchG i.V. 
mit § 33 NatSchG Baden-
Württemberg: 

nicht betroffen 

x    
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Auswirkungen auf ge-
schützte Grünbe-
stände/Bäume nach Baum-
schutzsatzung: 

nicht betroffen  

x    

Auswirkungen auf beson-
ders geschützte Tier- und 
Pflanzenarten: 

Die Sichtungen von Fledermäusen im Plan-
gebiet lassen auf eine Nutzung der heuti-
gen Freiflächen des Plangebietes als Nah-
rungshabitat schließen. Diese Freiflächen 
werden großteils überbaut, ein ca. 40 m 
breiter Grünzug im Süden des Plangebietes 
wird allerdings von Bebauung freigehalten. 
Zusammen mit den östlich angrenzenden 
Freiflächen liegen auch zukünftig ausrei-
chend Nahrungs- und Jagdhabitate für Fle-
dermäuse vor. Mit der Sicherung und Be-
pflanzung des ost-west verlaufenden Grün-
zuges im Süden des Plangebietes können 
auch die für die Orientierung der Tiere 
wichtigen Leitstrukturen erhalten werden. 
Sollte sich das Vorkommen der Ringelnat-
ter bestätigen, so kann diese Art in den neu 
herzustellenden Retentionsflächen mit 
Stauden- und Röhrichtbeständen im Grün-
zug im Süden des Plangebietes neuen Le-
bensraum finden. Die Freiflächen in diesem 
Grünzug bieten darüber hinaus ausrei-
chend Platz, um bei Bedarf für die Ringel-
natter auch zusätzliche Habitate in ausrei-
chender Qualität und angemessenem Um-
fang herzustellen. Entsprechende Auflagen 
werden ggf. im Baugenehmigungsverfahren 
getroffen. 

x    

Auswirkungen auf streng 
geschützte Tier- und Pflan-
zenarten: 

s.o. 
x    
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Zielsetzungen 
Landschaftsplan 

x 

Das Vorhaben widerspricht den Zielsetzungen des 
Landschaftsplanes in folgenden Punkten/Aspekten:  
Der Landschaftsplan stellt wie der Flächennut-
zungsplan für das Plangebiet „Grünfläche – Sport“ 
dar. Der Landschaftsplan ist im Zuge der Änderung 
des Flächennutzungsplanes ebenfalls anzupassen. 
Durch die Sicherung der ca. 40 m breiten Freifläche 
im Süden des Plangebietes vor Bebauung wird ge-
währleistet, dass die übergeordnete Zielsetzung der 
Freiraumverbindung zwischen den westlich und 
östlich von Vaihingen liegenden Freiflächen weiter-
hin in ausreichendem Maß Berücksichtigung findet. 
 

 Die Zielsetzungen des Landschaftsplanes sind 
nicht betroffen. 

Zielsetzungen 
Biotopverbundplanung  

Das Vorhaben widerspricht/entspricht den 
Zielsetzungen der Biotopverbundplanung in 
folgenden Punkten/Aspekten: 
 

x 
Die Zielsetzungen der Biotopverbundplanung sind 
nicht betroffen. Für das Plangebiet liegt keine 
Biotopverbundplanung vor. 

 
Gesonderte Genehmigungen/naturschutzrechtliche oder artenschutzrechtli-
che Verfahren 
erforderlich 

 
 Ja 

x Nein 
 

Erläuterung: 
............................................................................................................................... 

Erforderliche Maßnahmen 
zur Vermeidung und Mini-
mierung erheblich nachtei-
liger Wirkungen 

Dachbegrünung, Maßnahmen zur Eingrünung des 
Plangebietes (pv1, pv4) und Begrünung unterirdischer 
Gebäudeteile 

Erforderliche Maßnahmen 
zum Ausgleich erheblich 
nachteiliger Wirkungen 

Die getroffenen Maßnahmen zur Begrünung und Be-
pflanzung (pv2a+b, pv3, Verkehrsgrünfläche) - auf 
dem Grünstreifen mit den Retentionsmulden im Sü-
den des Plangebietes sind erforderlich, die nachteili-
gen Wirkungen auf das Schutzgut Tiere und Pflanzen 
gebietsintern auszugleichen. 
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Zusammenfassende Ge-
samtbeurteilung der Wir-
kungen auf das Schutz-
gut Tiere und Pflanzen 
und verbleibende Aus-
wirkungen: 

Das Plangebiet erfährt durch die Festset-
zung von Pflanzverpflichtungen, vor allem 
durch den ca. 30 m breiten nichtunterbauba-
ren Grünstreifen im Süden des Geltungsbe-
reichs eine Aufwertung. Zusätzlich dazu wird 
ein 10 m breiter Grünstreifen festgesetzt, der 
unterbaut werden kann. Damit kann im Sü-
den des Plangebietes eine zusammenhän-
gende, ca. 40 m breite Grün- und Freifläche 
gesichert werden, die teilweise mit Retenti-
onsmulden versehen und mit heimischen 
Gehölzen, Gräsern, Kräutern und Röhrichten 
bepflanzt werden muss.  
Die ca. 100jährige Eiche wurde berücksich-
tigt und kann durch Aussparung der Bau-
fenster erhalten werden. Weiterhin bleibt ein 
Teil des Baumbestandes entlang der südli-
chen Grundstücksgrenze erhalten. 
Durch die geplanten Verbreiterungen der 
Verkehrsflächen der Liebknecht- und Heß-
brühlstraße sowie der Tiefgaragenge-
schosse können die bestehenden größten-
teils erhaltenswerten Bäume entlang der 
Straßen bzw. entlang des Feldwegs Flst. 
1464 nicht erhalten werden. Durch die vor-
gesehenen Neupflanzungen entlang der 
Verkehrsflächen soll der Eingriff minimiert 
werden. 
Damit kommt es zu umfangreichen Beseiti-
gungen der Gehölzbestände, die durch die 
getroffenen Festsetzungen zur Begrünung 
des Gebietes aber kompensiert werden kön-
nen. Bei fachgerechter Ausgestaltung der 
Retentionsflächen im Süden des Plangebie-
tes und bei fachgerechter Entwicklung der 
Gehölzbestände wird es mittel- bis langfristig 
zu positiven Wirkungen auf das Schutzgut 
kommen. 
Baumbilanz:  
Nach derzeitigem Stand der Freiflächenpla-
nung für das Vorhaben ergibt sich folgende 
Baumbilanz:  
Im festgesetzten Gewerbegebiet:  

1 
 
 
x 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

2 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

3 
 
 
 
 
 
 

4 



 

- Seite 98 - 

Erhalt: 13 im südlichen Bereich und die Ei-
che 
Fällung: ca. 48  
Neupflanzung: ca. 73 
Aufgrund der Straßenverbreiterungen Lieb-
knecht- und Heßbrühlstraße 
Fällung: ca. 35 
Neupflanzung: ca. 26 im Verkehrsgrün 
Entlang des öffentlichen Weges im Ver-
kehrsgrün 
Erhalt ca. 35 Bäume 
EA-Bilanz: 
Die mit dem Vorhaben verbundenen Ein-
griffe in Natur und Landschaft können mit 
den getroffenen Maßnahmen zur Vermei-
dung und Minimierung sowie zum Ausgleich 
vollständig im Plangebiet kompensiert wer-
den. Besondere Bedeutung für die Kompen-
sation haben die auf den Freihalteflächen im 
Süden des Plangebietes festgesetzten Maß-
nahmen mit Retentionsmulden und differen-
zierten Bepflanzungsvorschriften. 

Ausgewertete Gutachten • Baumgutachten, Baumerfassung und -bewertung 
für das Bebauungsplanverfahren Heßbrühlstraße / 
Vai 282, Sachverständigenbüro Reiner Katzmaier, 
Plüderhausen, 2016 

• Gutachterliche Stellungnahme zum Erhalt der Ei-
che auf dem Allianzgelände Heßbrühlstraße, Sach-
verständigenbüro Reiner Katzmaier, Plüderhau-
sen, 2016 

• Ortsbegehung 

• Außenanlagenplan Allianz, Grobkonzept, Gerber 
Architekten, Dortmund, August 2018 

Wissensdefizite/fehlende 
Kenntnisse/Schwierigkei-
ten bei der Beurteilung: 

 
keine 
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Schutzgut Boden - § 1 Abs. 6 Nr. 7a BauGB und § 1a Abs. 2 BauGB: 

Verglichen mit dem Zustand vor der Planung (ggfs. Ausführung alter Planrechte) hat 
das Vorhaben voraussichtlich folgende Auswirkungen: 
 
1  =  nicht betroffen/keine Auswirkung 
2  =  Planung hat positive Wirkung 
3  =  nachteilig betroffen/nachteilige Auswirkungen 
4  =  erheblich nachteilig betroffen/erheblich nachteilige Umweltwirkungen 

  1 2 3 4 
Bewertungsaspekte - Bo-
denfunktionen 

Erläuterungen 
 

    

Filter und Puffer für Schad-
stoffe/ Schutz des Grund-
wassers 

Die Planung führt zu höheren Versiege-
lungsgraden und damit zu Bodenverlusten. 
Durch die Festsetzung von Pflanzverpflich-
tungen - insbesondere der ca. 40 m breite 
Grünstreifen im Süden des Geltungsbe-
reichs (davon ca. 30 m unversiegelte und 
nicht unterbaute Retentionsfläche) - können 
Teilflächen des Plangebietes als Flächen 
mit unversiegelten Böden gesichert werden. 
Weiterhin übernimmt die Substratschicht auf 
den begrünten Dachflächen in geringem 
Umfang die Funktion als Filter und Puffer 
von Schadstoffen. 

  x  

Standort für Kulturpflan-
zen/Bodenfruchtbarkeit 

 Bodenfunktion nicht betroffen x    

Ausgleichskörper im Was-
serhaushalt/Retention von 
Niederschlagswasser 

Die Planung führt zu höheren Versiege-
lungsgraden und damit zu Bodenverlusten. 
Der festgesetzte ca. 40 m breite Grünstrei-
fen im Süden des Geltungsbereichs (davon 
ca. 30 m Retentionsfläche) dient der Re-
tention von Niederschlagswasser und als 
Ausgleich für die zusätzliche Versiegelung. 
Das Niederschlagswasser wird auf den be-
grünten Dächern und in den Retentionsmul-
den über Versickerung und Verdunstung be-
wirtschaftet 

x     

Boden als Archiv der Na-
tur- und Kulturgeschichte 

Bodenfunktion nicht betroffen x    

Besondere Bodeneigen-
schaften für die Sicherung 
und Entwicklung von be-

Es handelt sich um mittlere Standortverhält-
nisse. Besondere Bodeneigenschaften für 
die Sicherung und Entwicklung von beson-
ders hochwertiger Vegetation und besonde-
ren Biotoptypen liegen nicht vor. Auf den 
Retentionsflächen (pv2a und b) können sich 

 x   
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sonders hochwertiger Ve-
getation und besonderen 
Biotoptypen 

bei entsprechender fachgerechter Ausfüh-
rung und Entwicklung nasse und feuchte, 
teilweise eingestaute Standorte mit entspre-
chend charakteristischer Vegetation entwi-
ckeln. 

Inanspruchnahme landwirt-
schaftlich oder als Wald 
genutzter Flächen 

Nicht betroffen 
x    

 
 

Erforderliche Maßnahmen 
zur Vermeidung und Mini-
mierung erheblich nachtei-
liger Wirkungen 

Nicht erforderlich  

Erforderliche Maßnahmen 
zum Ausgleich erheblich 
nachteiliger Wirkungen 

Nicht erforderlich 

 
Umgang mit Altlasten: Im Plangebiet liegen folgende entsorgungsrelevante 

Flächen: 
ISAS Nr.: 3306 (Flst. 1522, 1523/1, 1524)  
Eine Gefährdung besteht nicht, das Bodenmaterial ist 
als entsorgungsrelevant eingestuft (d. h. bei Aushub 
sind Mehrkosten bei der Entsorgung nicht auszu-
schließen). 

 
Zusammenfassende Ge-
samtbeurteilung der Wir-
kungen auf das Schutz-
gut Boden und verblei-
bende Auswirkungen: 

Durch die Festsetzung von Pflanzverpflich-
tungen u. a. eines ca. 40 m breiten Grün-
streifens im Süden des Geltungsbereichs 
(davon ca. 30 m als Retentionsfläche) kann 
eine geringfügige Verbesserung gegenüber 
der Ausnutzung des bisherigen Planungs-
rechts (größtenteils Versiegelung der Flä-
che) erreicht werden. Der festgesetzte ca. 
40 m breite Grünstreifen im Süden des Gel-
tungsbereichs (davon ca. 30 m Retentions-
fläche) dient der Retention von Nieder-
schlagswasser und als Ausgleich für die 
zusätzliche Versiegelung. 
Aufgrund höherer Nutzungsdichten und hö-
herer Versiegelungsgrade sind mit der Pla-
nung der Verbrauch von 0,85 BOKS-Punk-
ten und damit insgesamt nachteilige Wir-
kungen auf das Schutzgut verbunden. 

1 
 

2 
 

3
x 

4 
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Ausgewertete Gutachten • Bodenkarte und Auswertungskarten BOKS 

• Geologische Karte 

• Stellungnahme des Regierungspräsidiums Freiburg 
Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau 

• Geologisches Gutachten 

• Kampfmittelbeseitigungsdienst Baden-Württemberg 

• Machbarkeitsstudie zur Herstellung von Re-
tentionsflächen 

Wissensdefizite/fehlende 
Kenntnisse/Schwierigkei-
ten bei der Beurteilung: 

 
keine 
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Schutzgut Wasser - § 1 Abs. 6 Nr.7a und g BauGB: 

Verglichen mit dem Zustand vor der Planung (ggfs. Ausführung alter Planrechte) hat 
das Vorhaben voraussichtlich folgende Auswirkungen: 
1  =  nicht betroffen/keine Auswirkung 
2  =  Planung hat positive Wirkung 
3  =  nachteilig betroffen/nachteilige Auswirkungen 
4  =  erheblich nachteilig betroffen/erheblich nachteilige Umweltwirkungen 

  1 2 3 4 
Bewertungsaspekte – 
Schutzgut Wasser 

Erläuterungen 
 

    

Grundwasser – Verände-
rung von Grundwasser-
strömen 

Durch die zulässigen Untergeschosse und 
Tiefgaragengeschosse wird in das oberflä-
chennahe Grundwasser eingegriffen. 
Beim Baugenehmigungsverfahren bzw. 
wasserrechtlichen Erlaubnisverfahren müs-
sen Auflagen und Regelungen zum Schutz 
des Grundwassers getroffen werden (Her-
stellung der Umläufigkeit, Maßnahmen zur 
Sicherung des Grundwassers vor Schad-
stoffeinträgen insbesondere während der 
Bauphase, auftriebssichere Gebäudeteile, 
vorübergehende Grundwasserabsenkung). 

   x 

Grundwasser – Ver-
schmutzung durch Schad-
stoffeinträge 

Durch die mit dem Plan vorgesehene ge-
werbliche Nutzung auf den derzeit als 
Sportfläche festgesetzten Flächen steigt die 
Gefahr von direkten und indirekten Schad-
stoffeinträgen in das Grundwasser. 

  x  

Grundwasser – Verände-
rung von Grundwasser-
neubildungsraten 

Durch die zusätzliche Baumöglichkeit wird 
Fläche versiegelt und die Grundwasserneu-
bildung unterbunden. Es kommt zu einer 
verringerten Grundwasserneubildung. Der 
Abfluss des Niederschlagswassers wird auf 
den begrünten Dachflächen, den begrünten 
Flächen unterirdischer Gebäudeteile und in 
Retentionsmulden, die auf den Grünflächen 
im Süden des Plangebietes liegen, verrin-
gert und verzögert. Ein Teil der Nieder-
schlagsmengen wird der Verdunstung und 
so dem natürlichen Wasserkreislauf zuge-
führt, ein Teil wird gedrosselt dem Kanal-
system zugeführt (bis zu 23 l/s) und so dem 
natürlichen Wasserkreislauf entzogen. Eine 
Versickerung ohne Rigolen ist aufgrund der 
nicht wasserdurchlässigen anstehenden 
Böden und Gesteine nicht möglich. 

   x 
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Die Möglichkeit, ein Mulden-Rigolen-Sys-
tem zu etablieren und überlaufendes Nie-
derschlagswasser (15 l/s) dem Schwarz-
bachsystem und damit gedrosselt dem na-
türlichen Wasserkreislauf zuzuführen, 
wurde verworfen. 

Oberflächengewässer – 
Gewässerstruktur 

Ursprünglich war eine Renaturierung des 
seit den 1960er Jahren verdolten Schwarz-
bachs vorgesehen. Nach dem Vorliegen der 
Ergebnisse der Machbarkeitsstudie wurde 
jedoch davon abgesehen, weil dem 
Schwarzbach keine nennenswerten Was-
serquellen für eine dauerhafte und zuverläs-
sige Speisung eines Bachlaufs zur Verfü-
gung stehen. Stattdessen werden Retenti-
onsmaßnahmen vorgesehen.  

x    

Oberflächengewässer – 
Gewässergüte 

 x    

Oberflächengewässer – 
Überschwemmungsge-
biete, Retention oberflä-
chig abfließender Nieder-
schlagsmengen 

Mit der Festsetzung von Dachbegrünung 
und Retentionsflächen soll das im Plange-
biet anfallende Niederschlagswasser im 
Plangebiet teilweise verdunstet und zurück 
gehalten und nur gedrosselt dem Kanalsys-
tem übergeben werden, so dass Abfluss-
schwankungen im Gewässersystem unter-
halb des Plangebietes verringert werden. 

  x  

 
  1 2 3 4 
Schutzgebiete:      

Auswirkungen auf Wasser-
schutzgebiete: 

keine x    

Auswirkungen auf Heil-
quellenschutzgebiete: 

keine x    

Auswirkungen auf Über-
schwemmungsgebiete: 

keine x    

 
Gesonderte Genehmigungen/wasserrechtliche Verfahren erforderlich 

 

x Ja  
 

 Nein 
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Erläuterung: Die temporären Wasserhaltungsmaßnahmen und die dauerhafte Ge-
bäudeeinbindung in das Grundwasser sowie die Umläufigkeitsmaßnahmen sind 
wasserrechtlich genehmigungsbedürftig. Hierzu ist ein Antrag auf wasserrechtliche 
Genehmigung beim Amt für Umweltschutz einzureichen. Für die Retentionsfläche 
und die Einleitung des Überlaufes in den Kanal sind ebenfalls wasserrechtliche 
Verfahren erforderlich. 
 

Erforderliche Maßnahmen zur 
Vermeidung und Minimierung 
erheblich nachteiliger Wirkun-
gen 

Festsetzung von Dach- und Tiefgaragenbegrü-
nung, gesonderten, im Rahmen des wasserrechtli-
chen Genehmigungsverfahrens zu treffende 
Schutzmaßnahmen für das Grundwasser. Im Rah-
men der Baugenehmigungen und Grundstücksent-
wässerungsgesuche ist sicherzustellen, dass 
schädlich verunreinigtes Wasser einer sachgerech-
ten Behandlung zugeführt wird.  

Erforderliche Maßnahmen 
zum Ausgleich erheblich nach-
teiliger Wirkungen 

Festsetzung einer Retentionsfläche in einer Breite 
von ca. 30 m.  

 
Zusammenfassende Ge-
samtbeurteilung der Wir-
kungen auf das Schutz-
gut Wasser und verblei-
bende Auswirkungen: 

Durch die zusätzliche Baumöglichkeit wird 
Fläche versiegelt und die Grundwasserbil-
dung unterbunden. Durch die Herstellung 
der Tiefgaragengeschosse wird in großem 
Umfang in das oberflächennahe Grundwas-
ser eingegriffen. Diese erheblich nachteili-
gen Auswirkungen werden durch die Fest-
setzung von Dach- und Tiefgaragenbegrü-
nung, Retentionsflächen und gesonderte, 
im Rahmen des wasserrechtlichen Geneh-
migungsverfahrens zu treffende Schutz-
maßnahmen für das Grundwasser teilweise 
vermieden bzw. teilweise kompensiert.  

1 
 

2 3 
x 

4 

Ausgewertete Gutachten • Luftbild 

• Ortsbegehungen 

• Sportgelände Georgii Allianz – Grünzug Schwarz-
bach, Ergänzung zur Machbarkeitsstudie zur Wie-
derbelebung des Schwarzbachs und der Umsetz-
barkeit von Rückhalte- und Versickerungsanlagen 
im Grünzug, faktorgrün, Stuttgart, 2018 

• Geotechnische Stellungnahme, Henke und Part-
ner GmbH, Unterföhring, Oktober 2017 

Wissensdefizite/fehlende 
Kenntnisse/Schwierigkei-
ten bei der Beurteilung: 

 
keine 
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Schutzgut Klima und Luft - § 1 Abs. 6 Nr. 7a sowie g und h BauGB  

Verglichen mit dem Zustand vor der Planung (ggfs. Ausführung alter Planrechte) hat 
das Vorhaben voraussichtlich folgende Auswirkungen: 
 
1  =  nicht betroffen/keine Auswirkung 
2  =  Planung hat positive Wirkung 
3  =  nachteilig betroffen/nachteilige Auswirkungen 
4  =  erheblich nachteilig betroffen/erheblich nachteilige Umweltwirkungen 

  1 2 3 4 
Bewertungsaspekte – 
Schutzgut Klima und Luft 

Erläuterungen 
 

    

Thermische Belastung – 
Verringerung/Beseitigung 
thermisch ausgleichend 
wirkender Strukturen und 
Elemente (Vegetationsbe-
stände, Beschattung, Ver-
dunstung) 

Aufgrund der Etablierung von Baukörpern 
derzeit als Freiland-Klimatop eingestufter 
Freiflächen kommt es zu einer Beseitigung 
klimatisch aktiver Flächen. Mit Versiegelung 
und Bebauung werden thermisch belas-
tende Strukturen etabliert, deren nachteilige 
Wirkungen (Wärmeinseleffekt) mit der vor-
gesehenen Begrünung von Dächern sowie 
der geplanten Bepflanzung der Grundstü-
cke teilweise kompensiert werden können. 
Aufgrund der Beschattung durch die Ge-
bäude kommt es gegenüber den heutigen, 
der Sonneneinstrahlung direkt ausgesetzten 
Sportflächen zu einer geringeren thermi-
schen Belastung auf den verbleibenden 
Freiflächen. Dem gegenüber stehen höhere 
Belastungen insbesondere an den Südsei-
ten der Gebäude (sofern sie nicht durch zu-
sätzliche Baumpflanzungen oder Fassaden-
begrünungen verschattet werden) sowie 
insgesamt höhere thermische Wirkungen 
während der Nachtstunden.  

  x  

Veränderung der Beson-
nungs- und Verschattungs-
verhältnisse auf Baukörper 
im Plangebiet und in den 
angrenzenden Bereichen 

Durch die Planung entsteht eine sechs- bis 
siebengeschossige Bebauung mit einem 18 
Geschoss hohen Hochpunkt, welche in be-
nachbarten Flächen zu zusätzlicher Ver-
schattung führt. Davon betroffen sind insbe-
sondere die Flächen im Plangebiet selbst 
sowie gewerbliche Nutzungen jenseits der 
Liebknechtstraße und der Heßbrühlstraße, 
aber auch Teile der zu Wohnzwecken ge-
nutzten Bebauung im Gebiet Dogger-
straße/Ruppmannstraße. Die Herbeiführung 
unzulässiger Belichtungsverhältnisse in 
zum Wohnen genutzten Gebäuden ist damit 
nicht verbunden. 

  x  
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  1 2 3 4 
Kaltluftentstehung – Verrin-
gerung von Kaltluft produ-
zierenden Flächen und 
Verringerung der Kaltluft-
produktionsraten 

Mit Versiegelung und Bebauung werden 
thermisch belastende Strukturen auf heute 
Frischluft und Kaltluft produzierenden Flä-
chen etabliert. 

   x 

Durchlüftung und Kaltluft-
strömungen – Beeinträchti-
gung des Kaltluftabflusses 
bei Strahlungswetterlagen 
und Beeinträchtigung der 
Durchlüftung 

Mit der Bebauung werden bis zu knapp 70 
m hohe Gebäude in Bereichen etabliert, 
über die heute der Abfluss von Kaltluftmas-
sen aus den westlich des Plangebietes lie-
genden Freiräumen über die Niederungen 
des Schwarzbaches in das Körschsystem 
erfolgen. Die Sicherung der ca. 40 m brei-
ten Freifläche im Süden des Plangebietes, 
die Abstaffelung der Gebäude im Süden auf 
max. 26,5 m Höhe und die Dachbegrünung 
verringern die stark beeinträchtigende Wir-
kung. Unter Berücksichtigung dieser Rand-
bedingungen wird in einer ansatzweisen 
Abschätzung erwartet, dass noch ca. ein 
Drittel bis die Hälfte des heutigen Kaltluft-
stromes erhalten bleiben wird. 
Im Plangebiet selbst kommt es aufgrund der 
Bebauung zu einer deutlich geringeren 
Durchlüftung der bodennahen Luftschich-
ten. Ausgenommen davon ist die ca. 40 m 
breite Grünzone im Süden des Plangebie-
tes. 

   x 

Luftschadstoffe – Verringe-
rung Luftschadstoffe filtern-
der Vegetationsbestände 

Mit dem Vorhaben ist die Beseitigung von 
Luftschadstoffe filternden Vegetationsbe-
ständen verbunden. Die getroffenen Fest-
setzungen des Bebauungsplanes stellen si-
cher, dass bei fachgerechter Pflanzung, 
Pflege und Entwicklung der Vegetationsbe-
stände einschließlich der Dachbegrünung in 
Bezug auf die Schadstofffilterung gleichwer-
tige Vegetationsbestände entstehen. Von 
besonderer Bedeutung sind dabei die im 
Straßenraum von der Stadt zu pflanzenden 
Bäume sowie die in der straßenbegleiten-
den Pflanzfläche pv1 festgesetzten und auf 
den privaten Grundstücksteilen zu pflanzen-
den Bäume. 

x    

Luftschadstoffe – Belas-
tung mit Luftschadstoffen 
durch direkte (Hausbrand, 

Aufgrund der geplanten Nutzungen kommt 
es nicht zu erheblichen zusätzlichen Beein-
trächtigungen mit Luftschadstoffen aus 

  x  
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  1 2 3 4 
gewerbliche und industri-
elle Emissionen) und indi-
rekte (Emissionen durch 
erhöhtes Verkehrsaufkom-
men) Wirkungen 

Hausbrand, gewerblichen oder industriellen 
Emissionen.  
Aufgrund der planinduzierten erhöhten zu- 
und abfahrenden Verkehrsmengen kommt 
es zu zusätzlichen verkehrsbedingten Be-
lastungen mit Luftschadstoffen. Diese sind 
jedoch im Planfall im Vergleich zum Nullfall 
gering. So steigen die Belastungen von 
PM2,5 und PM10 vorhabenbedingt um ma-
ximal 1%, so dass auch nach Realisierung 
des Vorhabens die Grenzwerte von PM2,5 
und PM10 im Plangebiet sowie dessen mit-
telbarer und unmittelbarer Umgebung deut-
lich unterschritten werden. 
 
Bezüglich der Stickstoffdioxidwerte kommt 
es planbedingt ebenfalls zu etwas erhöhten 
Immissionswerten. An den dem Plangebiet 
nächstgelegenen schutzbedürftigen Immis-
sionsorten kommt es zu Erhöhungen der 
Luftbelastung mit Stickstoffdioxid um bis zu 
1%. Die Immissionswerte liegen hier aber 
auch nach Realisierung der Planung eben-
falls weiterhin deutlich unter den Immissi-
onsgrenzwerten der 39. BImSchV. In den 
mittelbar und unmittelbar an das Plangebiet 
anschließenden Straßenräumen stellt sich 
die Situation etwas anders dar. So kommt 
es in den Straßenräumen von Liebknecht-
straße, Heßbrühlstraße und Ruppmann-
straße in einzelnen Abschnitten zu um bis 
zu 3% erhöhten Immissionen, im weiteren 
Straßennetz zu keinen oder geringfügigen 
Erhöhungen um bis zu 1%. Damit bleibt es 
bereits bei der im Prognose – 0 –Fall eintre-
tenden hohen Belastung mit Erreichen oder 
Überschreitung der Immissionsgrenzwerte 
in einzelnen Straßenabschnitten in der wei-
teren Umgebung des Plangebietes. 
 

 
Luftreinhalteplan  Das Vorhaben entspricht den Zielsetzungen des 

Luftreinhalteplanes in folgenden Punkten/Aspekten:  

x Die Zielsetzungen des Luftreinhalteplanes sind nicht 
betroffen. 
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Landschaftsplan 
(Bebaute Gebiete mit 
klimatisch-lufthygienischen 
Nachteilen) 

x 

Das Vorhaben entspricht den Zielsetzungen des 
Landschaftsplanes in folgenden Punkten/Aspekten: 
Die Begrünung von Dächern und unterbauten 
Grundstücksteilen sowie die auf Grundlage von 
pv1, pv2a+b, pv3 und pv4 getroffenen Festsetzungen 
entsprechen den übergeordneten Vorgaben des 
Landschaftsplanes in Bezug auf die im Plan 
gekennzeichneten Gebiete mit klimatisch-
lufthygienischen Nachteilen. 
Der Landschaftsplan wird mit Beschluss des FNP 
entsprechend angepasst. 

 Die Zielsetzungen der Landschaftsplanes sind nicht 
betroffen. 

 
Gesonderte Genehmigungen/immissionsschutzrechtliche Verfahren erforder-
lich 

 
 Ja 
x Nein 

 
Erläuterung:  

Erforderliche Maßnahmen 
zur Vermeidung und Mini-
mierung erheblich nachtei-
liger Wirkungen 

Das Freihalten der südlichen Bereiche des Plangebie-
tes ist zur Vermeidung weiterer erheblich nachteiliger 
Wirkungen für das Klima von besonderer Bedeutung. 
Mit dieser Maßnahme können weitergehende erheb-
lich nachteilige Wirkungen begrenzt werden. 

Erforderliche Maßnahmen 
zum Ausgleich erheblich 
nachteiliger Wirkungen 

Dachbegrünung, Intensivbegrünung unterirdischer 
Gebäudeteile (Tiefgaragen), Pflanzverpflichtung in 
pv1, pv2a+b pv3 und pv4 und Retention (mit teilweiser 
Verdunstung) des Niederschlagswassers im Plange-
biet. Diese Maßnahmen können die nachteiligen ther-
mischen Wirkungen teilweise kompensieren. Den-
noch verbleiben erheblich nachteilige Auswirkungen. 
 

 
Zusammenfassende Ge-
samtbeurteilung der Wir-
kungen auf das Schutz-
gut Klima und Luft und 
verbleibende Auswirkun-
gen: 

Die Neubebauung hat nachteilige Auswir-
kungen auf die Durchlüftungsmöglichkeit 
sowie den Kaltluftabfluss. 
Durch die zusätzliche Verschattung werden 
sowohl positive als auch negative Effekte 
erzielt. 

1 2 3 4 
x 
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Durch Regelungen im städtebaulichen Ver-
trag zu den Themen Abschattung im Be-
reich des Platzes, Baumstandorte in den 
Innenhöfen, Dach- und Fassadenbegrü-
nung können die nachteiligen Auswirkun-
gen minimiert werden.  
Trotz der getroffenen Maßnahmen verblei-
ben erheblich nachteilige Auswirkungen 

Aufgrund des planinduzierten Verkehrs er-
höhen sich gegenüber dem Prognose-0-
Fall die straßenverkehrsbedingten Emissio-
nen, was zu einer Erhöhung der Schad-
stoffimmissionen um ca. 1% im Straßen-
raum der im Umfeld des Plangebiets lie-
genden Erschließungsstraßen führt. Die 
heute und im Prognose-0-Fall stellenweise 
auftretenden Überschreitungen von Immis-
sionsgrenzwerten für Stickstoffdioxide blei-
ben weiterhin bestehen. 

x 

Ausgewertete Gutachten • Klimaatlas Region Stuttgart 

• Fortschreibung der stadtklimatischen Stellung-
nahme vom 26. Juni 2018, Amt für Umwelt-
schutz 

• Klimauntersuchung ENVI-met vom 26. Juni 
2018, Amt für Umweltschutz 

• Luftschadstoffgutachten, Müller BBM, Karls-
ruhe, Juli 2018 

• Informationssystem Stadtklima 21 

Wissensdefizite/fehlende 
Kenntnisse/Schwierigkei-
ten bei der Beurteilung: 

keine 
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Schutzgut Landschaft und Erholung in der Landschaft - § 1 Abs. 6 Nr. 7a 
BauGB: 

Verglichen mit dem Zustand vor der Planung (ggfs. Ausführung alter Planrechte) hat 
das Vorhaben voraussichtlich folgende Auswirkungen: 
1  =  nicht betroffen/keine Auswirkung 
2  =  Planung hat positive Wirkung 
3  =  nachteilig betroffen/nachteilige Auswirkungen 
4  =  erheblich nachteilig betroffen/erheblich nachteilige Umweltwirkungen 

  1 2 3 4 
Bewertungsaspekte – 
Schutzgut Landschaft 

Erläuterungen 
 

    

Landschaftsbild, Topografie, 
visuelles Gefüge der Land-
schaft 

Auf bislang als eingegrünte Sportfläche 
genutzten Bereichen wird eine sechs- 
und siebengeschossige und verdichtete 
städtische Bebauung mit 22,5 bis 26,5 m 
Höhe sowie ein Hochpunkt, der ca. 67,5 
m über das heutige Geländeniveau her-
ausragt, etabliert mit deutlichen Raum-
kanten hin zu den südlich und östlich des 
Plangebietes liegenden Freiflächen. Da-
mit wird der Siedlungsrand Vaihingens im 
Süden Richtung Landschaft verschoben 
mit aufgrund der zulässigen baulichen 
Höhen sehr weiten Wirkungen in die um-
liegenden Freiflächen hinein. 

   x 

Charakteristische Elemente 
der Natur- und Kulturland-
schaft (Flächen-, Linien- 
und Punktelemente) 

- 

    

Sichtbeziehungen, 
Sichtachsen, Fernsichten 

-     

Raumbildende Elemente, 
Raumkanten, Landmarken 

Die neue Bebauung wird weithin in den 
angrenzenden Landschaftsräumen sicht-
bar sein. Der bis zu 67,5 m hohe Gebäu-
dehochpunkt wird von den Freiflächen 
aus als neue Landmarke wirken. 

   x 

 Der raumbildende Baumbestand im Sü-
den entlang des Ost-West verlaufenden 
Weges kann teilweise erhalten bleiben. 
Hier wird die oberirdische Bebauung um 
ca. 40 m zurückversetzt und Grünflächen 
mit Pflanzgeboten festgesetzt (pv2a+b und 
pv3), so dass hier der bestehende Grün-
zug gesichert und die neuen Gebäude 

X    
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  1 2 3 4 
nach Süden über gärtnerisch anzule-
gende und zu bepflanzende Freiflächen 
eingebunden werden. Entlang des Ost-
randes erfolgt eine Pflanzung einer 
Baumreihe, so dass hier eine wegebe-
gleitende Allee die Bauflächen einfasst 
und den Übergang zu den östlich angren-
zenden Sportflächen bildet. In den ver-
breiterten Straßenräumen der Lieb-
knecht- und Heßbrühlstraße werden zu-
sätzliche Baumpflanzungen vorgesehen, 
so dass die neuen Baukörper auch im 
Norden und Westen gefasst werden. Die 
getroffenen Maßnahmen zur Eingrünung 
des Plangebietes können die nachteiligen 
Wirkungen der erforderlichen Gehölzver-
luste weitgehend kompensieren. 

Gestaltung Ortsrand/Einbin-
dung in die Landschaft 

Mit den getroffenen Maßnahmen auf pri-
vaten und öffentlichen Grundstücksflä-
chen kann das neue Plangebiet gut in die 
Umgebung eingebunden werden. 

 x   

Erholungsrelevante Infra-
struktur (Rad- und Wander-
wege) 

Die vorhandenen Wegebeziehungen wer-
den durch neue Wegeverbindungen 
durch das Allianz-Gelände hindurch er-
gänzt. Durch die öffentliche Zugänglich-
keit dieser Flächen erfolgt eine Aufwer-
tung. 

 x   

 
Erforderliche Maßnahmen 
zur Vermeidung und Mini-
mierung erheblich nachteili-
ger Wirkungen 

Beschränkung der Höhenentwicklung bis auf einen 
markanten stadtbildprägenden Hochpunkt, Verrin-
gerung der Gebäudehöhen in den südlichen, dem 
Freiraum zugewandten Bereichen des Plangebie-
tes. 

Erforderliche Maßnahmen 
zum Ausgleich erheblich 
nachteiliger Wirkungen 

Festsetzung von Pflanzverpflichtungen mit 
Baumanpflanzungen, Sicherung und Gestaltung der 
ca. 40 m breiten Freifläche im Süden sowie weiter-
gehende Begrünungsvorschriften zur Einbindung 
des Plangebietes in die Umgebung.  

 
Zusammenfassende Ge-
samtbeurteilung der Wir-
kungen auf das Schutzgut 
Landschaft und verblei-
bende Auswirkungen: 

Es sind nachteilige Auswirkungen (Hoch-
punkt Sichtbeziehung, größtenteils kein 
Erhalt der Bäume) sowie positive Wirkun-
gen (Wegebeziehungen, Erhalt der Eiche, 
Grünvernetzung) der Planung zu erwar-
ten.  

1 
 

2 
 

3 
x 

4 
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Erhebliche Nachteile sind insgesamt nicht 
zu erwarten bzw. können mit den ge-
troffenen Maßnahmen verringert und 
kompensiert werden. 

Ausgewertete Gutachten • Baumaufnahme und Bewertung 

• Ortsbegehung 

• Luftbild 

Wissensdefizite/fehlende 
Kenntnisse/Schwierigkeiten 
bei der Beurteilung: 

keine 
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Schutzgut Kultur- und Sachgüter, kulturelles Erbe - § 1 Abs. 6 Nr. 7d BauGB: 

Verglichen mit dem Zustand vor der Planung (ggfs. Ausführung alter Planrechte) hat 
das Vorhaben voraussichtlich folgende Auswirkungen: 
 
1  =  nicht betroffen/keine Auswirkung 
2  =  Planung hat positive Wirkung 
3  =  nachteilig betroffen/nachteilige Auswirkungen 
4  =  erheblich nachteilig betroffen/erheblich nachteilige Umweltwirkungen 
 

  1 2 3 4 
Bewertungsaspekte – 
Schutzgut Kultur- und 
sonstige Sachgüter, kultu-
relles Erbe 

Erläuterungen 
 

    

Baudenkmale einschließlich 
Umgebung 

Nicht vorhanden x    

Sonstige historisch - kulturell 
bedeutsame Gebäude, Ele-
mente, Gebäudegruppen, 
Ensembles 

Nicht vorhanden 

x    

Sonstige natur- und land-
schaftshistorisch bedeut-
same Elemente 

Nicht vorhanden 
x    

Archäologische Funde Nicht vorhanden x    

Sonstige Sachgüter Nicht vorhanden x    
 
 

Erforderliche Maßnahmen 
zur Vermeidung und Mini-
mierung erheblich nachteili-
ger Wirkungen 

keine  

Erforderliche Maßnahmen 
zum Ausgleich erheblich 
nachteiliger Wirkungen 

keine  

 
Zusammenfassende Ge-
samtbeurteilung der Wir-
kungen auf das Schutzgut 
Kultur- und sonstige Sach-
güter, kulturelles Erbe und 

Keine verbleibenden Auswirkungen 1 
x 

2 3 4 
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verbleibende Auswirkun-
gen: 

Ausgewertete Gutachten • Liste der Kulturdenkmäler 

• Ortsbegehung 

Wissensdefizite/fehlende 
Kenntnisse/Schwierigkeiten 
bei der Beurteilung: 

keine 
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Sonstige Bewertungsaspekte - § 1 Abs. 6 Nr. 7e, f, g und h BauGB und § 1a 
Abs. 5 BauGB soweit nicht bereits bei den einzelnen Schutzgütern genannt: 

Sonstige Bewertungsas-
pekte 

Erläuterungen 

Vermeidung von Emissionen - 

Sachgerechter Umgang mit 
Abfällen und Abwässern 

Es gilt die Satzung der Landeshauptstadt Stuttgart 
über die Vermeidung, Verwertung und Beseitigung von 
Abfällen. 

Nutzung erneuerbarer Ener-
gien sowie die sparsame 
und effiziente Nutzung von 
Energie 

Durch Festsetzungen im Bebauungsplan wird be-
stimmt, dass technische Einrichtungen zur Solarener-
gienutzung auf einem Teil der Dachflächen zulässig 
sein sollen. 
Mit der Allianz ist in einem städtebaulichen Vertrag ge-
regelt worden, dass die neuen Gebäude auf dem Pro-
jektgrundstück so zu errichten sind, dass der Jahres-
Primärenergiebedarf Qp um mindestens 10 % gegen-
über der gültigen Energieeinsparverordnung (EnEV) i. 
d. F. vom 24.10.2015 mit den seit 1. Januar 2016 gel-
tenden Anforderungen reduziert wird.  
 

Darstellung von Plänen des 
Abfallrechtes 

Es gilt die Satzung der Landeshauptstadt Stuttgart 
über die Vermeidung, Verwertung und Beseitigung von 
Abfällen. 

Klimaschutz / Maßnahmen, 
die dem Klimawandel entge-
genwirken  

Siehe Angaben zu erneuerbaren Energien mit Anga-
ben zur Reduzierung des Jahresprimärenergiebedarfs 
und somit der Reduzierung von CO2-Emissionen. 

Klimaschutz / Maßnahmen 
zur Anpassung an den Kli-
mawandel 

Durch die Festsetzung thermisch wirksamer Begrü-
nungsvorschriften, der Retention von Niederschlags-
wasser und das Freihalten der klimatisch besonders 
bedeutsamen Flächen im Süden des Plangebietes soll 
eine Anpassung an zukünftige Wirkungen des Klima-
wandels erfolgen. 
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6. Eingriffsregelung § 1a Abs. 3 BauGB 
 

Ergebnisse Eingriffsregelung  
Mit dem Vorhaben sind Eingriffe in Natur und Landschaft verbunden. Betroffen 
sind insbesondere die Schutzgüter Boden, Klima und Luft sowie Wasser / Wasser-
haushalt und Landschaft.  
 
Die Eingriffe in das Schutzgut Boden resultieren aus erhöhten Versiegelungsgra-
den. Sie können im Rahmen des Bebauungsplanes nicht kompensiert werden.  
Zu den Eingriffen in das Schutzgut Klima kommt es aufgrund der hohen Bebauung 
in für den Abfluss von Kaltluftmassen bedeutsamen Bereichen. Hier führt die Rea-
lisierung der Planung zu einer starken Beeinträchtigung derzeit siedlungsklima-
tisch günstig wirkender Kaltluftströmungen. Die Beeinträchtigungen können mit 
den getroffenen Maßnahmen zur Staffelung der Gebäudehöhen und den Maßnah-
men zur Begrünung und Freihaltung von Grundstücksteilen teilweise vermieden, 
verringert und kompensiert werden. Es kommt dennoch zu einer Reduzierung des 
Kaltluftstromes von 1/2 bis 2/3. Eine weitergehende Kompensation ist nicht mög-
lich.  
 
Aufgrund der zulässigen Tiefgeschosse (Tiefgaragen und Untergeschosse von 
Gebäuden) wird in das Grundwasser eingegriffen. Erhöhte Versiegelungsgrade 
unterbinden die Grundwasserneubildung. Daher sind geeignete Maßnahmen zur 
Sicherung des Grundwassers und zur Retention von Niederschlagsmengen zu 
treffen. Diese können die Eingriffe in das Schutzgut Wasser weitgehend kompen-
sieren.  
 
Aufgrund der verhältnismäßig kleinflächigen Vegetationsbestände im Plangebiet 
bleiben die Eingriffe in das Schutzgut Tiere und Pflanzen von untergeordneter Be-
deutung. Sie können mit den vorgesehenen Maßnahmen zur Begrünung von Dä-
chern und Grundstücksfreiflächen einschließlich der Gestaltung und Bepflanzung 
der Retentionsflächen im Grünstreifen im Süden des Plangebietes vollständig 
kompensiert werden. 
 
Eingriffe in das Schutzgut Landschaft resultieren aus der Höhe und Stellung der 
neuen Baukörper. Durch die getroffenen Maßnahmen zur Staffelung der Gebäude-
höhen, der Gestaltungsmaßnahmen für die Freiflächen sowie der Maßnahmen zur 
Eingrünung und Einbindung des Plangebietes können sie weitgehend vermieden 
bzw. kompensiert werden. Nicht vermieden oder kompensiert werden können die 
visuellen Wirkungen der neuen Gebäude in der freien Landschaft im Umfeld des 
Plangebietes, insbesondere auf den östlich und südlich angrenzenden Freiräu-
men. 
 
Die tabellarische Eingriffs- Ausgleichsbilanz, in der das Schutzgut Tiere und Pflan-
zen wertmäßig bilanziert wird, kommt aufgrund der getroffenen Maßnahmen zur 
Freihaltung der Flächen im Süden des Plangebietes, der Dachbegrünung sowie 
der weiteren Bepflanzungsvorschriften insgesamt zu einem positiven Ergebnis 
(siehe Anlage). 



 

- 117 - 
 

Bilanzierung nach BOKS: 
 

Bilanzierung des planungsrechtlich zulässigen 
Zustandes mit dem geplanten Zustand 
Gegenüber dem planungsrechtlich zulässigen Zu-
stand (Prognose-0-Fall) führt das Vorhaben zu fol-
gendem Bilanzergebnis:  
Bestand: 4,44 BOKS-Punkte 
Planung: 3,59 BOKS-Punkte 
Mit der Planung ist der Verbrauch von 0,85 BOKS-
Punkten verbunden 
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7. Geplante Maßnahmen zur Überwachung erheblicher nachteiliger Umweltaus-
wirkungen auf die Umwelt (Monitoring) 

 
Die Realisierung des Bebauungsplans hat außerhalb des Geltungsbereichs erheblich 
nachteilige Auswirkungen auf die Schutzgüter Mensch sowie Klima und Luft, inner-
halb des Geltungsbereichs erheblich nachteilige Auswirkungen auf das Schutzgut 
Klima und Luft. 
 
Das Amt für Umweltschutz erstellt im Rahmen seiner allgemeinen Aufgaben in der 
Umweltbeobachtung regelmäßig Berichte über den Zustand der Umwelt in Stuttgart. 
Negative Entwicklungen, z. B. verursacht durch die Bauleitplanung, können so recht-
zeitig erkannt und Gegenmaßnahmen eingeleitet werden. Darüber hinaus sind fol-
gende Überwachungsmaßnahmen erforderlich: 
 
• Überprüfung der Maßnahmen zur Herstellung der Dachbegrünung, Begrünung 

unterirdischer Gebäudeteile sowie der weiteren Pflanzverpflichtungen auf dem 
Grundstück, insbesondere Gestaltung und Unterhalt der Grünflächen im Süden 
des Plangebietes 

• Überprüfung der Maßnahmen zur Sicherung des Grundwassers (insb. während 
der Bauphase) 

• Überprüfung der Wirkungsweise der Retentionsfläche/Drosselung des Abflusses 
von Niederschlagsmengen 

• Überprüfung der Wirkungen der Maßnahmen des Verkehrsstrukturplanes hin-
sichtlich Reduzierung von Lärm und Luftschadstoffen 

• Überprüfung der Änderung von Kaltluftproduktion und Kaltluftströmungen 
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8. Allgemeinverständliche Zusammenfassung 
 
Allgemeines: 
Der Umweltbericht beschreibt und bewertet die zu erwartenden erheblichen Um-
weltauswirkungen, die bei Vollzug des Bebauungsplanes Heßbrühlstraße (Vai 282) 
in Stuttgart-Vaihingen nach derzeitigem Kenntnisstand zu erwarten sind. Er beurteilt 
kein konkretes Bauvorhaben, sondern ermittelt und bewertet den Umweltzustand, der 
sich bei Realisierung der durch den Bebauungsplan ermöglichten Bebauung und 
Grundstücksnutzungen voraussichtlich einstellen wird. 
 
In der Bestandsaufnahme werden die Belange des Umweltschutzes einschließlich 
der Belange von Naturschutz und Landschaftspflege entsprechend § 1 Abs. 6 Ziffer 7 
BauGB unter Berücksichtigung ihrer Funktion im Naturhaushalt und ihrer Bedeutung 
in der Umwelt des Menschen so ermittelt und bewertet, wie sie sich heute darstellen 
(derzeitiger Zustand, „Ist-Zustand“). Im Rahmen des so genannten „Prognose-0-
Falls“ wird dargelegt, wie sich der Umweltzustand aufgrund allgemeiner Umweltver-
änderungen oder aufgrund von Änderungen im Umfeld des Plangebietes (veränderte 
Grundstücksnutzungen im mittelbaren und unmittelbaren Umfeld, verkehrliche Maß-
nahmen, Veränderungen von Verkehrsströmen etc.) auch ohne die Realisierung der 
mit dem Bebauungsplan ermöglichten Nutzungen verändern wird.  
 
Die Prognose des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung (Planfall) 
stellt die Umweltauswirkungen dar, die bei Realisierung der auf Grundlage der textli-
chen und zeichnerischen Festsetzungen und der auf Grundlage der Regelungen des 
städtebaulichen Vertrages möglichen Bebauung und Nutzung der Grundstücke im 
Geltungsbereich voraussichtlich eintreten werden. Die dabei zu erwartenden Umwelt-
auswirkungen werden der Prognose des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung 
der Planung (Prognose-0-Fall) gegenübergestellt. 
 
Prognose-0-Fall: 
Bei Nichtdurchführung der Planung (Prognose-0-Fall) würde es durch die Ausübung 
der derzeit rechtskräftigen Planungs- und Baurechte auf den Grundstücken des Plan-
gebietes sowie der Realisierung von derzeit noch nicht ausgeübten Planungs- und 
Baurechten auf den benachbart liegenden Flächen in der näheren und weiteren Um-
gebung des Plangebiets (Bereich SynergiePark Wallgraben) und sonstigen Verände-
rungen (z. B. allgemeine Verkehrszunahme) gegenüber dem Ist-Zustand zu nachteili-
gen Veränderungen bei den Schutzgütern Mensch (erhöhte Lärmeinwirkungen auf-
grund erhöhten Verkehrsaufkommens), Tiere und Pflanzen (zusätzliche Beeinträchti-
gungen aufgrund höherer Ausnutzung der heute als GE und Grünfläche Zweckbe-
stimmung Sport festgesetzten Teilflächen des Plangebietes), Boden (zusätzliche Be-
einträchtigungen aufgrund höherer Versiegelungsgrade auf Grundlage der heute be-
stehenden Planrechte), Grundwasser (zusätzliche Beeinträchtigungen aufgrund pla-
nungsrechtlich zulässig erhöhter Versiegelungsgrade), Klima (größere thermische 
Belastung aufgrund planungsrechtlich zulässig erhöhter Versiegelungsgrade) und 
Luft (erhöhte Belastung mit Luftschadstoffen aufgrund höheren Verkehrsaufkom-
mens) kommen. 
 
Planungsalternativen: 
Auf der Suche nach einem geeigneten Standort für einen Neubau der Allianz 
Deutschland AG wurden mehrere Flächen auf der Gemarkung Stuttgart in einem 
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mehrstufigen Verfahren auf Eignung geprüft. Das Prüfungsergebnis zeigt, dass es für 
die Ansiedlung der geplanten Nutzungen im erforderlichen Umfang unter Berücksich-
tigung insbesondere der Aspekte Flächengröße, städtebauliche und strukturelle Eig-
nung, Verfügbarkeit und Anbindung an den ÖPNV zum gewählten Standort keine ge-
eignete Alternative gibt. Das Prüfverfahren ist in den Unterlagen zur Änderung des 
Flächennutzungsplanes ausführlich dargestellt. 
 
Umweltauswirkungen der Planung 
Die Planung führt sowohl innerhalb als auch außerhalb des Plangebietes zu erheb-
lich nachteiligen Umweltwirkungen. 
 
Außerhalb des Plangebietes führt die Realisierung der Planung für die Schutzgüter 
Mensch sowie Klima und Luft zu erheblich nachteiligen Umweltauswirkungen, in Be-
zug auf das Schutzgut Landschaft zu nachteiligen Wirkungen. 
 

Das Schutzgut Mensch ist im Umfeld des Plangebietes von höheren planin-
duzierten Verkehrsmengen und den damit verbundenen erhöhten Lärm- und 
Luftschadstoffimmissionen betroffen. Diese Wirkungen treten entlang der 
Hauptzufahrtsrouten auf und führen dazu, dass an einzelnen Orten Orientie-
rungswerte und Grenzwerte für die Belastung mit Lärm- und Luftschad-
stoffimmissionen überschritten oder erreicht werden können. Diesen nachteili-
gen Wirkungen soll durch verkehrsstrukturelle Maßnahmen, die im Rahmen 
des Verkehrsstrukturplanes für Vaihingen erarbeitet und abgestimmt werden, 
entgegengewirkt werden. Diese Maßnahmen sind auch notwendig, um an-
dere, von der Bebauungsplanung unabhängige nachteilige Wirkungen, die mit 
der Erhöhung der Anzahl an Arbeitsplätzen im SynergiePark Wallgraben im 
Umfeld des Plangebietes und den damit verbundenen erhöhten Verkehrsmen-
gen einhergehen, zu vermeiden oder zu verringern. 
 
Das Schutzgut Klima und Luft wird insbesondere aufgrund der mit dem Plan 
ermöglichten Bebauung in für die Kaltluftentstehung und den Kaltluftabfluss 
bedeutsamen Bereichen beeinträchtigt. Diese Beeinträchtigungen können mit 
den festgesetzten Maßnahmen zur Begrenzung der baulichen Höhen, der 
Dachbegrünung und der Durchgrünung und Bepflanzung des Plangebietes 
teilweise vermieden, verringert und kompensiert werden. Es verbleiben den-
noch erheblich nachteilige Wirkungen, da der über das Plangebiet heute hin-
wegstreichende Kaltluftstrom um bis zu 1/2 bis 2/3 reduziert wird. 
 
Mit der Realisierung der Planung ist eine Erhöhung der Verkehrsmengen ver-
bunden. Diese führen auf den Erschließungsstraßen im Umfeld des Plange-
bietes zu einer Erhöhung der Luftschadstoffimmissionen um ca. 1%. Die heute 
bestehenden bzw. die im Prognose-0-Fall auftretenden Überschreitungen der 
Immissionswerte für Stickstoffdioxide auf einzelnen Abschnitten im Straßen-
raum der Erschließungsstraßen im Umfeld des Plangebiets bleiben weiterhin 
bestehen. Diesen verkehrsbedingt nachteiligen Wirkungen auf das Schutzgut 
Luft muss mit den vorgesehenen Maßnahmen des Verkehrsstrukturplans Vai-
hingen begegnet werden. 

 
Das Schutzgut Landschaft wird durch die mit der Planung ermöglichten ho-
hen Bauten am Ortsrand von Vaihingen betroffen. Zwar werden umfangreiche 
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Maßnahmen zur Eingrünung und Einbindung des Plangebietes in die umlie-
gende Landschaft getroffen, diese können die nachteiligen Wirkungen aber 
nur teilweise vermeiden. Aufgrund der entlang der Heßbrühlstraße ermöglich-
ten sehr hohen Bebauung werden die neuen Baukörper aber auch nach Reali-
sierung der vorgenannten Maßnahmen bis in die südlich und südöstlich lie-
gende freie Landschaft visuell als anthropogene Elemente hineinwirken. 

  
Innerhalb des Plangebietes führt die Realisierung der Planung zu folgenden Wir-
kungen auf die jeweiligen Schutzgüter: 
 

Schutzgut Mensch:  
Durch die Planung gehen für den Sport intensiv genutzte Flächen verloren. 
Der Flächenverlust kann mit der geplanten Sporthalle innerhalb des Plange-
bietes teilweise kompensiert werden. Darüber hinaus besteht die Möglichkeit, 
durch Herstellung weiterer und die Ertüchtigung bestehender Sportfelder so-
wie durch organisatorische Maßnahmen wegfallende Spiel- und Trainings-
möglichkeiten auf den östlich angrenzenden Sportflächen teilweise zu erset-
zen. Neue öffentlich nutzbare Wegebeziehungen durch das Plangebiet sowohl 
in Ost-West-Richtung im südlich der Bebauung festgesetzten Grünzug als 
auch in nordsüdlicher Richtung durch das Plangebiet und die Bebauung hin-
durch sowie die auf Grundlage der Pflanzverpflichtungen und Gestaltungsver-
pflichtungen für die Freiräume hochwertigen Freiflächengestaltung führen hin-
gegen zu günstigen Wirkungen auf das Schutzgut Mensch. Da das Plangebiet 
durch Lärm (Schiene, Straße) vorbelastet ist, werden Festsetzungen zur Lö-
sung dieser Konfliktlage getroffen. Durch geeignete Schallschutzmaßnahmen 
können im Plangebiet so gesunde Arbeitsverhältnisse gesichert werden. Den 
möglichen nachteiligen Einwirkungen des benachbart liegenden Störfallbetrie-
bes wird mit nutzungsbeschränkenden Festsetzungen auf den westlichen Teil-
flächen des Plangebietes begegnet. Unter Berücksichtigung der getroffenen 
Maßnahmen zur Lösung bestehender Konfliktlagen (Lärm, Störfallbetrieb) und 
den getroffenen Maßnahmen zur Kompensation des Verlustes von Sportflä-
chen und den Maßnahmen zur Freiflächengestaltung verbleiben für das 
Schutzgut Mensch keine erheblich nachteiligen Wirkungen. 
 
Schutzgebiet Tiere und Pflanzen: 
Mit dem Vollzug der Planung ist die Beseitigung größerer Gehölzbestände und 
die Überbauung größerer für sportliche Zwecke verbundener Freiflächen ver-
bunden. Diese nachteiligen Wirkungen sollen durch die Festsetzung eines ca. 
30 m breiten Grünstreifens im Süden des Geltungsbereichs sowie einer ergän-
zenden 10 m breiten Zone entlang der zukünftigen Gebäude, die zwar unter-
baut, aber intensiv begrünt werden muss, kompensiert werden. Damit kann im 
Süden des Plangebietes eine zusammenhängende, ca. 40 m breite Grün- und 
Freifläche gesichert werden, die teilweise mit Retentionsmulden versehen und 
mit heimischen Gehölzen, Gräsern, Kräutern und Röhrichten bepflanzt werden 
muss. Durch Dachbegrünung der Gebäude und weitere Vorschriften für die 
Gestaltung und Bepflanzung der Grundstücksfreiflächen können weitere nach-
teilige Wirkungen für das Schutzgut minimiert werden. 
 
Die erhaltenswerte ca. 100jährige Eiche wurde bei den Planungen ebenfalls 
berücksichtigt und kann durch Aussparung der Baufenster erhalten werden. 
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Weiterhin bleibt ein Teil des Baumbestandes entlang der südlichen Grund-
stücksgrenze erhalten. 
 
Durch die geplanten Verbreiterungen der Verkehrsflächen der Liebknecht- und 
Heßbrühlstraße sowie der Tiefgaragengeschosse können die bestehenden 
größtenteils erhaltenswerten Bäume entlang der Straßen bzw. entlang des 
Feldwegs Flst. 1464 nicht erhalten werden. Durch die vorgesehenen Neupflan-
zungen entlang der Verkehrsflächen soll der Eingriff kompensiert werden. 
 
Nach derzeitigem Stand der Freiflächenplanung für das Vorhaben ergibt sich 
folgende Baumbilanz:  
im festgesetzten Gewerbegebiet:  

Erhalt: 13 im südlichen Bereich und die Eiche,  
Fällung: ca. 48,  
Neupflanzung: ca. 73 

Aufgrund der Straßenverbreiterungen Liebknecht- und Heßbrühlstraße:  
Fällung: ca. 35,  
Neupflanzung: ca. 26 im Verkehrsgrün 

Entlang des öffentlichen Weges im Verkehrsgrün:  
Erhalt von ca. 35 Bäumen 

 
Hinweise auf dauerhaft bewohnte Lebensstätten seltener und gefährdeter so-
wie besonders und streng geschützter Tierarten lagen zu Beginn des Bebau-
ungsplanverfahrens nicht vor.  
 
Sollte sich das im Rahmen der öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 
BauGB angesprochene Vorkommen der Ringelnatter bestätigen, so kann 
diese Art in den neu herzustellenden Retentionsflächen mit Stauden- und Röh-
richtbeständen im Grünzug im Süden des Plangebietes neuen Lebensraum fin-
den. Die Freiflächen in diesem Grünzug bieten darüber hinaus ausreichend 
Platz, um bei Bedarf für die Ringelnatter auch zusätzliche Habitate in ausrei-
chender Qualität und angemessenem Umfang herzustellen. Entsprechende 
Auflagen werden ggf. im Baugenehmigungsverfahren getroffen. 
 
Sichtungen von Fledermäusen im Plangebiet lassen auf eine Nutzung der heu-
tigen Freiflächen des Plangebietes als Nahrungshabitat schließen. Diese Frei-
flächen werden großteils überbaut, ein ca. 40 m breiter Grünzug im Süden des 
Plangebietes wird jedoch von Bebauung freigehalten. Zusammen mit den öst-
lich angrenzenden Freiflächen liegen damit auch zukünftig ausreichend Nah-
rungs- und Jagdhabitate für Fledermäuse vor. Mit der Sicherung und Bepflan-
zung des ost-west verlaufenden Grünzuges im Süden des Plangebietes kön-
nen auch die für die Orientierung der Tiere wichtigen Leitstrukturen erhalten 
werden. 
 
Unter Berücksichtigung der erläuterten Maßnahmen zur Minimierung sowie zur 
Kompensation verbleiben bei sachgerechter Realisierung der Maßnahmen 
keine Auswirkungen auf das Schutzgut Tiere und Pflanzen. Die Eingriffs- Aus-
gleichsbilanz, in der die Eingriffe in das Schutzgut Tiere und Pflanzen wertmä-
ßig bilanziert werden, ist ausgeglichen. 
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Schutzgut Boden: 
Im Plangebiet liegen überwiegend versiegelte und teilversiegelte oder durch 
Baumaßnahmen umgelagerte und gestörte Bodenverhältnisse vor. Ausgenom-
men davon sind die heute mit Gehölzen und Vegetation bestandenen Flächen. 
Auf großen Teilflächen des Plangebietes kommt es bei Vollzug der Planung zu 
großflächigen und zusätzlichen Versiegelungen. Im Süden des Plangebietes 
kann eine breite Grünzone von Bebauung freigehalten werden. Hier können 
sich nach Abschluss der Baumaßnahmen langfristig teilweise wieder Böden 
mit natürlichen Bodenfunktionen entwickeln. Insgesamt führt das Vorhaben zu 
Bodenverlusten in zur Größe des Gesamtvorhabens verhältnismäßig geringem 
Ausmaß. Die Bilanzierung nach dem BOKS ergibt ein Defizit von 0,85 BOKS-
Punkten. Beim Schutzgut Boden handelt es sich um eine endliche, nicht oder 
nur über sehr lange Zeiträume hinweg regenerierbare natürliche Ressource. 
Im Rahmen der vorliegenden Planung bestehen keine Möglichkeiten, die mit 
dem Bodenverlust verbundenen nachteiligen Wirkungen zu kompensieren. 
 
Schutzgut Wasser: 
Die Planung lässt Untergeschosse (unterirdische Gebäudeteile, Tiefgaragen) 
zu. Dies führt in großem Umfang zu Eingriffen in das oberflächennahe Grund-
wasser. Die damit verbundenen erheblich nachteiligen Wirkungen müssen 
durch technische Maßnahmen bei Herstellung der neuen Gebäude kompen-
siert werden (Herstellung der Grundwasserumläufigkeit). Weiterhin führt die 
Planung zu zusätzlichen Versiegelungen und verringerten Grundwasserneubil-
dungsraten. Die damit verbundenen erheblich nachteiligen Auswirkungen wer-
den durch die Festsetzung von Dach- und Tiefgaragenbegrünung sowie von 
Retentionsflächen zum Rückhalt von Niederschlagswassermengen vermieden 
und weitgehend kompensiert. Oberflächengewässer sind von der Planung 
nicht betroffen. Unter Berücksichtigung der erläuterten Maßnahmen zur Mini-
mierung sowie zur Kompensation verbleiben bei sachgerechter Realisierung 
der Maßnahmen nachteilige Wirkungen auf das Schutzgut Wasser, die jedoch 
als nicht erheblich eingeschätzt werden. 
 
Schutzgut Klima und Luft: 
Die Neubebauung hat erheblich nachteilige Auswirkungen auf die Durchlüf-
tungsmöglichkeit sowie den Kaltluftabfluss. Durch das Freihalten des ca. 40 m 
Streifens und die Staffelung der Gebäudehöhen werden die nachteiligen Wir-
kungen gemildert. Durch die Festsetzung von Dachbegrünung, Intensivbegrü-
nung unterirdischer Gebäudeteile, Pflanzverpflichtungen und Retentionsflä-
chen im Plangebiet können die erheblich nachteiligen Auswirkungen teilweise 
minimiert und kompensiert werden. Trotz der getroffenen Maßnahmen verblei-
ben erheblich nachteilige Auswirkungen auf den Kaltluftstrom. Dieser wird um 
½1/2 bis 2/3 reduziert, was auch außerhalb des Plangebiets zu erheblich 
nachteiligen Umweltwirkungen führt (s. o.). Aufgrund der starken Beeinträchti-
gung des Kaltluftstromes verbleiben trotz getroffener Maßnahmen zur Vermei-
dung, Minimierung und Kompensation erheblich nachteilige Auswirkungen auf 
das Schutzgut Klima. 
 
Mit der Planung ist eine Erhöhung der Verkehrsmengen verbunden. Diese füh-
ren auf den Erschließungsstraßen im Umfeld des Plangebietes zu einer Erhö-
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hung der Immissionen um ca. 1%. Die heute bestehenden bzw. die im Prog-
nose Nullfall auftretenden Überschreitungen der Immissionswerte für Stick-
stoffdioxide auf einzelnen Abschnitten im Straßenraum der Erschließungsstra-
ßen im Umfeld des Plangebiets bleiben weiterhin bestehen. 
 
Schutzgut Landschaft und Erholung in der Landschaft 
Mit der auf Grundlage der Planung ermöglichten Bebauung sind aufgrund 
Höhe und Lage der neuen Baukörper erheblich nachteilige visuelle Wirkungen 
verbunden. Über das Plangebiet hinweg bestehende Sichtbeziehungen wer-
den teilweise unterbunden, die neuen Baukörper wirken in die umliegenden 
Landschaftsräume im Osten und Süden des Plangebiets hinein. Mit dem Er-
halt einzelner Gehölze (einschließlich der alten Eiche) sowie den Begrünungs-
maßnahmen im Osten und Süden des Plangebietes (dort mit einem insgesamt 
ca. 40 m breiten Ost-West verlaufenden und öffentlich zugänglichen Grünzug) 
sowie weiteren umfangreichen Maßnahmen zur Gestaltung und Eingrünung 
des Plangebietes werden die nachteiligen Wirkungen teilweise vermieden und 
teilweise kompensiert. Diese Maßnahmen können die nachteiligen visuellen 
Wirkungen des Vorhabens in den umliegenden Frei- und Landschaftsräumen 
jedoch nicht vollständig kompensieren. 
 
Schutzgut Kultur- und Sachgüter, kulturelles Erbe 
Kultur- und Sachgüter sowie kulturelles Erbe sind im Plangebiet von nachran-
giger Bedeutung. Die Realisierung der Planung hat keine Auswirkungen auf 
diese Schutzgüter. 

 

 

Amt für Stadtplanung und Wohnen 
Stuttgart, 31. Januar 2019/20. Dezember 2019 
 
 
 
 
 
 
 
Dr.-Ing. Kron 
Stadtdirektor 
 
Anlage: tabellarische Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung (Schutzgut Tiere und Pflan-
zen) 
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Anlage zum Umweltbericht: Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung 
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